Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1311 


Vorblatt 


Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deut- 
schen Bundestag vom 28. September 1969 durch den 
Vorsitzenden der NPD, Adolf von Thadden, und wei- 
tere Mitglieder des Präsidiums dieser Partei 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über diesen Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag zu entscheiden. Die 
Vorprüfung konzentrierte sich auf die Frage, ob Wahlmängel 
festzustellen waren, die für die Sitzverteilung im Bundestag 
erheblich waren oder sein konnten. Die Einspruchsführer hatten 
zur Begründung ihres Einspruchs im wesentlichen elf Wahl- 
mängel gerügt. 


B. Lösung 

Zurückweisung des Einspruchs, und zwar ohne öffentliche 
mündliche Verhandlung, da die Einspruchsführer und die von 
Amts wegen am Verfahren Beteiligten auf ihre Durchführung 
verzichteten. Nach Überzeugung des Wahlprüfungsausschusses 
war das Vorbringen der Einspruchsführer in neun Punkten nicht 
stichhaltig, in zwei Punkten hat der Ausschuß Wahlfehler fest- 
gestellt bzw. unterstellt, die jedoch auf die Sitzverteilung im 
Deutschen Bundestag keinen Einfluß hatten. Hinsichtlich der 
Erheblichkeit der Wahlfehler folgt der Ausschuß in ständi- 
ger Praxis der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
[BVerfGE 4, 370 (372)]. 


C. Alternativen 

standen im Ausschuß nach Prüfung der Sach- und Rechtslage 
nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

2 /u der den Einspruchsführern durch die Einlegung dieses Ein- 
spruchs entstandenen notwendigen Auslagen (§ 19 Abs. 1 
WPG); die genaue Höhe kann noch nicht angegeben werden. 
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Bericht 


des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Adolf von Thadden, 
Bende bei Hannover, Dr. Siegfried Pohmann, München, 
Waldemar Schütz, Hannover und weitere vier Präsi- 
diumsmitglieder der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD) 

Bevollmächtigter: RA Dr. jur. Wolfgang Huber, Mün- 
chen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 

— Az. 9/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dürr 
Abgeordneter Dr. Pinger 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Ent- 
scheidung treffen. 


Bonn, den 6. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Dürr Dr. Pinger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 9/69 — des Adolf von Thadden, Hannover, 
und weiterer Mitglieder des Präsidiums der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD) 

Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Huber, München, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag vom 28. September 
1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung am 

beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Den Einspruchsführern werden zwei Elftel ihrer notwendigen Auslagen ersetzt. 


Tatbestand 

A. 

Die Einspruchsführer haben mit Schriftsatz des von 
ihnen bevollmächtigten Rechtsanwalts Dr. Wolfgang 
Huber am 14. Oktober 1969 Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
vom 28. September 1969 eingelegt und diesen Ein- 
spruch durch Schriftsätze vom 7. November 1969 
und 10. November 1969 begründet. 

Die Einspruchsführer sind Mitglieder des Präsidiums 
der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands 
(NPD). Die NPD wurde am 26. November 1964 ge- 
gründet; sie nahm an der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag vom 19. September 1965 teil und erhielt 
bei dieser Wahl im Wahlgebiet 2 % der abgege- 
benen Zweitstimmen; der Prozentsatz in den ein- 
zelnen Bundesländern schwankte zwischen 1,1 und 
2,7 °/o. Ein Direktmandat konnte die NPD bei der 
Bundestagswahl 1965 nicht erringen. 

In der Sitzung des Bundeswahlausschusses vom 
21. August 1969 wurde die NPD zur Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag als Partei zugelassen. Sie 
erhielt im Wahlgebiet 1 422 010 Stimmen, das sind 
4,3 % der Zweitstimmen. Die Prozentsatz in den ein- 
zelnen Bundesländern schwankte zwischen 3,1 °/o 
(Nordrhein-Westfalen) und 5,7 ’%> (Saarland). Ein 
Direktmandat konnte die NPD — wie bei der Bun- 
destagswahl 1965 — bei der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag nicht erringen. 

Die Einspruchsführer rügen die Verletzung objek- 
tiven Rechts in allen Phasen des Wahlverfahrens, 
insbesondere aber während der Wahlvorbereitung. 


I. 

Vorweg tragen sie beispielhaft nachfolgende „Betei- 
ligungsfehler" vor, die nach ihrer Auffassung wahr- 
scheinlich ohne Einfluß auf die Sitzverteilung im 
6. Deutschen Bundestag geblieben sind: 

a) In der Gemeinde Karlsfeld bei München seien 
ausländische Arbeiter ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit im Wählerverzeichnis eingetragen 
gewesen. 

Auf Anfrage hat die Gemeinde Karlsfeld diesen 
Tatbestand zwar bestätigt, aber darauf hin- 
gewiesen, daß keiner der Ausländer gewählt 
habe. Die Erfassung im Wählerverzeichnis sei 
irrtümlich erfolgt. 

b) In Blinden- und Altersheimen hätten vielfach 
Ordensschwestern und Pflegepersonal für die 
gebrechlichen Menschen gewählt. 

Die Einspruchsführer haben von einem Beweis- 
angebot Abstand genommen, jedoch vorgetra- 
gen, in allen größeren Tageszeitungen habe 
man von entsprechenden Vorkommnissen lesen 
können. 

c) In den Wahlkreisen der Stadt Dortmund seien 
sämtliche für die NPD abgegebenen Stimmen 
der Gesamtdeutschen Partei (GPD) zugeordnet 
worden, während letztere in Wirklichkeit dort 
nicht eine einzige Stimme erhalten habe. 

In seiner Stellungnahme vom 13. Januar 1970 
schließt der Bundeswahlleiter die falsche Aus- 
zählung in Einzelfällen nicht aus. Eine genaue 
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Überprüfung sei jedoch ohne erneute Aus- 
zählung der Stimmzettel nicht möglich. 

Aus der Stellungnahme der Stadt Dortmund 
vom 23. Februar 1970 ergibt sich, daß bei der 
Ermittlung des Zweitstimmenergebnisses den 
Wahlvorstehern im Wahlkreis 114 (Wahl- 
bezirk 25), im Wahlkreis 115 (Wahlbezirk 183) 
und im Wahlkreis 116 (Wahlbezirk 119) inso- 
fern Fehler unterlaufen seien, als sie bei der 
Eintragung des Ergebnisses in die Wahlnieder- 
schriften die Zeilen für die GPD und NPD ver- 
tauscht hätten und deshalb 42 Zweitstimmen 
für die GPD ausgewiesen wurden, die offen- 
sichtlich für die NPD abgegeben waren. 

Die befragten Wahlvorsteher, Schriftführer 
und jeweils ein Beisitzer aller drei Wahlvor- 
stände hätten zu Protokoll gegeben, keine 
Stimme für die GPD ausgezählt, die in der 
Zeile für die GPD angegebene Zahl vielmehr 
für die NPD ermittelt zu haben. Diese Aussage 
werde durch eine entsprechende Ausfüllung 
der Schnellmeldung bestätigt. 

In allen übrigen Wahlbezirken gebe die Er- 
gebnisfeststellung durch die Wahlvorstände 
keinen Anlaß zur Vermutung, daß die NPD 
benachteiligt worden sei. 

d) Ferner tragen die Einspruchsführer vor, Perso- 
nen mit zwei Wohnsitzen seien fast regelmäßig 
im Wählerverzeichnis beider Wohnsitze geführt 
worden. Soldaten einer Pioniereinheit in Bogen/ 
Oberpfalz seien nicht im Wählerverzeichnis ge- 
führt worden und hätten am Tage vor der Wahl 
Ausgangssperre gehabt, wodurch es ihnen nicht 
möglich gewesen sei, in das Wählerverzeichnis 
Einsicht zu nehmen. 

Der Bundeswahlleiter erklärt dazu, daß die 
Wählerverzeichnisse nur vom 21. bis 14. Tag 
vor der Wahl zur allgemeinen Einsicht öffent- 
lich auslägen. Nach Fristablauf bestünde kein 
Anspruch mehr auf Einsichtnahme; sie könne 
jedoch bis zum Wahltag nach Ermessen ge- 
währt werden. 

Zu diesen Beteiligungsfehlern meinen die Ein- 
spruchsführer, derartige bedenkliche Beispiele, die 
durchaus Tatbestände der §§ 107 a bis 108 s StGB 
erfüllt haben könnten, würden aus allen Bundeslän- 
dern gemeldet. 

II. 

Nach dem Vorbringen der Einspruchsführer sind 
folgende Verletzungen des objektiven Rechts für 
den Ausgang der Wahl erheblich gewesen: 

1. Das jahrelang systematisch betriebene Verbots- 
geschrei 

2. Offizielle Äußerungen der höchsten Repräsentan- 
ten des Staates 

3. Eine auf Wahlbeeinflussung ausgerichtete An- 
sprache des Bundestagspräsidenten 

4. Bekämpfung der NPD durch das Bundesinnen- 
ministerium mit Steuergeldern 


5. Inseratenkampagne der Gewerkschaften und 
der „Initiative Staat und Gesellschaft" 

6. Manipulation des Wählerwillens durch die 
Massenmedien 

7. Verweigerung angemessener Sendezeiten bei 
Rundfunk und Fernsehen 

8. Weigerung der großen Tageszeitungen, Inse- 
rate der NPD aufzunehmen 

9. Versammlungsboykott der Städte und Gemein- 
den durch 

a) Verweigerung von Sälen, 

b) Verbot oder Auflösung von öffentlichen 
Kundgebungen 

10. Störung und Vereitelung von Kundgebungen 
durch meistens von den Gewerkschaften auf- 
gehetzte und entlohnte Gesetzesbrecher 

11. Weigerung des Bundestages, die der NPD zu- 
stehende Vorauszahlung der Wahlkampfkosten 
fristgerecht zu leisten. 

Zu diesen Behauptungen tragen die Einspruchs- 
führer im einzelnen vor: 

Zu 1. 

Durch das jahrelang betriebene Verbotsgerede, das 
in der ständig wiederholten Feststellung gegipfelt 
habe, die NPD sei eine Nachfolgeorganisation der 
NSDAP, sie sei undemokratisch und verfassungs- 
widrig, sei der Wählerwille entscheidend manipu- 
liert worden. Zeitlich lasse sich die Kampagne auf 
das Jahr 1966 bis zur Bundestagswahl 1969 zurück- 
verfolgen. Dieser Zeitraum falle unter den Begriff 
der Wahlvorbereitung, da nach den Behauptungen 
von CDU/CSU und SPD im Verfahren vor dem Bun- 
desverfassungsgericht — Az. 2 BvE 1/67 — der 
Wahlkampf für sie unmittelbar nach der Wahl 
bereits beginne. 

Als einheitlich fortgesetzte amtliche Wahlbeein- 
flussung im Rahmen dieser Diffamierungskampagne 
rügen die Einspruchsführer insbesondere Erklärun- 
gen des damaligen Bundeskanzlers Dr. Kiesinger, 
die durch die Massenmedien verbreitet worden 
seien, und in denen er die Bevölkerung vor der NPD 
gewarnt habe. So habe er ständig erklärt, diese 
Partei sei eine Gefahr für die Bundesrepublik und 
dürfe nicht in den Bundestag einziehen, die NPD 
füge der Bundesrepublik außenpolitischen Schaden 
zu. Außerdem habe er ständig zum Ausdruck ge- 
bracht, die NPD sei undemokratisch, und bei einer 
Erörterung eines neuen Wahlrechts sollte die Wahl- 
rechtsreform überwiegend dem Ziele dienen, „der 
NPD die Plattform zu entziehen". 

Schließlich habe er in seiner Eigenschaft als Regie- 
rungschef über zwei Jahre lang geduldet, daß im 
Kabinett die Verbotsfrage der NPD hinhaltend er- 
örtert und diese Erörterung stets den Massen- 
medien zur Verbreitung überlassen worden sei. 

Der ehemalige Bundesminister des Innern, Benda, 
habe jahrelang durch ein unehrliches Verhalten in 
der von ihm geführten Verbotsfrage die öffentlich- 
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keit verunsichert und damit Einfluß auf die Willens- 
bildung der Wähler genommen. Sein Ministerium 
habe alle Anstrengungen unternommen, „Verbots- 
material" gegen die NPD zusammenzutragen. Seine 
ständigen amtlichen Erklärungen, die NPD sei unde- 
mokratisch und verfassungswidrig, das Verbots- 
material reiche aus, der Verbotsantrag stehe un- 
mittelbar bevor, seien stets von allen Massen- 
medien der Bundesrepublik in großer Aufmachung 
verbreitet worden. 

Die Einspruchsführer vertreten die Auffassung, 
durch diesen Mißbrauch des Antragsrechts nach § 43 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) 
sei die Chancengleichheit der NPD, die keinen Zu- 
gang zu den Massenmedien gehabt habe, gröblichst 
beeinträchtigt. Millionen von Wählern seien durch 
dieses Spiel verunsichert worden und hätten begon- 
nen, den unwahren Behauptungen des Ministers 
Glauben zu schenken. 

Mindestens 10 % der potentiellen NPD-Wähler hät- 
ten sich durch die amtliche Wahlbeeinflussung 
schließlich davon abhalten lassen, die NPD zu 
wählen. 

Zum Beweis ihrer Behauptung bieten sie die Durch- 
führung einer Meinungsumfrage bei Personen an, 
die die NPD nicht gewählt haben, hilfsweise die 
Einvernahme von mindestens 310 000 Zeugen, die 
namentlich zu benennen sie sich Vorbehalten, falls 
dem Hauptbeweisantrag nicht gefolgt werden sollte. 

In der Stellungnahme des Bundesministers des 
Innern vom 27. Mai 1970 heißt es zu diesen Behaup- 
tungen, es treffe zu, daß sich der damalige Bundes- 
kanzler, der Bundesminister des Innern und auch 
andere Persönlichkeiten in ihrer Eigenschaft als 
Regierungschef bzw. als Minister, aber auch in ihrer 
Eigenschaft als Politiker mehrfach zu den im Bun- 
desministerium des Innern gesammelten Nachrich- 
ten und Stellungnahmen geäußert hätten. Bundes- 
minister a. D. Benda habe dabei wiederholt die An- 
sicht vertreten, das Material rechtfertige einen Ver- 
botsantrag. Es sei darüber hinaus sinnvoll, einen 
solchen Antrag zu stellen; er habe jedoch jeweils 
hinzugefügt, daß es nicht Aufgabe des Bundesinnen- 
ministers sei, sondern der Bundesregierung oder der 
anderen Antragsberechtigten, hierüber endgültig zu 
befinden. Daß sich die Bundesregierung im April 
1969 dafür entschieden habe, vorläufig von einem 
Verbotsantrag gegen die NPD abzusehen, stelle 
keinen Mißbrauch des Antragsrechts der Bundes- 
regierung nach § 43 BVerfGG dar. 

Der staatlichen Exekutive, insbesondere dem Bun- 
desminister des Innern, obliege im Rahmen des sog. 
„repressiven' 1 und „präventiven" Verfassungsschut- 
zes die gesetzliche Pflicht, Nachrichten und Unter- 
lagen über solche Parteien und Organisationen zu 
sammeln und auszuwerten, aus denen Bestrebungen 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung abzuleiten 
seien. 

Zur Behauptung des Mißbrauchs des Antragsrechts 
der Bundesregierung nach § 43 BVerfGG weist der 
Bundesminister des Innern in seiner Stellungnahme 
darauf hin, es sei unbestritten, daß die Entscheidung 
über die Einleitung eines Verbotsverfahrens auch 


eine Frage des politischen Ermessens sei. Selbst 
wenn die rechtlichen Voraussetzungen für einen 
Verbotsantrag eindeutig erfüllt seien,bestehe für die 
Bundesregierung keine Verpflichtung, einen ent- 
sprechenden Antrag zu stellen. 

Das öffentliche Interesse an der Debatte über den 
Verbotsantrag sei im übrigen bereits dadurch be- 
dingt gewesen, daß weite Kreise der Öffentlichkeit 
ein Verbot der NPD für politisch notwendig und 
rechtlich begründet hielten. Im übrigen weist der 
Bundesminister des Innern darauf hin, daß die 
staatliche Exekutive befugt sei, die Öffentlichkeit 
über die gesamte Regierungsarbeit und ihre Ziele 
zu informieren. 

In der Gegenäußerung vom 1. Juli 1970 zu dieser 
Stellungnahme führen die Einspruchsführer u. a. 
aus: 

„Die Erörterung von Verbotsfragen hat innerhalb 
des Ministeriums und innerhalb der Bundesregie- 
rung zu erfolgen und nicht in einer solchen Art und 
Weise, wie dies jahrelang geschehen ist. Die damit 
verfolgte Absicht ist längst bekannt. Selbst wenn 
eine solche Absicht nicht vorlag, dann ist die Mög- 
lichkeit der Wahlbeeinflussung dennoch nicht auszu- 
räumen. Ein Mißbrauch der Aufklärungspflicht der 
Öffentlichkeit liegt allerdings dann vor, wenn fal- 
sche Wertungen angestellt und Werturteile abge- 
geben werden, die eindeutig auf Diffamierung eines 
politischen Gegners hinlaufen und eine Verletzung 
der Prinzipien unserer freiheitlichen Grundordnung 
darstellen. Es hat immer wieder den Anschein, daß 
selbst führende Politiker nur verkümmerte Vorstel- 
lungen von den durch das Bundesverfassungsgericht 
herausgestellten Prinzipien unserer freiheitlichen 
Grundordnung haben oder daß insoweit ein gestör- 
tes Verhältnis bestimmter Herren zum Rechtsstaat 
vorliegt. Sonst wäre ein solcher Wahlkampf nicht 
denkbar gewesen." 

Zu 2. 

Zu der Behauptung, offizielle Äußerungen der höch- 
sten Repräsentanten des Staates hätten die Wäh- 
lermeinung manipuliert, tragen sie vor: 

Der damalige Bundesminister des Auswärtigen und 
jetzige Bundeskanzler habe in einer Vielzahl öffent- 
licher Erklärungen in amtlicher Eigenschaft behaup- 
tet, die NPD sei verfassungswidrig, sie sei eine neo- 
nazistische Partei, sie sei undemokratisch und eine 
gemeingefährliche Partei, die verboten werden 
müsse. 

Der ehemalige Bundesminister Wehner habe in 
öffentlichen Erklärungen gefordert, die NPD müsse 
„ohne juristische Akribie" abgeschafft werden. Er 
sei nicht müde geworden in der Behauptung, die 
NPD sei verfassungswidrig, nazistisch und undemo- 
kratisch, sie sei weder national noch demokratisch. 

Schließlich habe auch der Bundespräsident sich wäh- 
rend der Wahlzeit in amtlichen öffentlichen Erklä- 
rungen mit eindeutigem Bezug gegen die Wahl 
„radikaler Parteien" gewandt. 
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Zu 3. 

Zu dem Vorbringen, der Bundestagspräsident habe 
durch eine Rede die Bundestagswahl beeinflußt, ver- 
weisen sie auf die Rede des Bundestagspräsiden- 
ten am Vorabend der Bundestagswahl, die von allen 
Rundfunk- und Fernsehanstalten übertragen wurde. 
Sie vertreten die Auffassung, mit dieser Rede habe 
der Bundestagspräsident seine Neutralitätspflicht 
gröblichst verletzt. Seine Ansprache sei eine Absage 
an das verfassungsrechtlich garantierte Mehrpar- 
teienprinzip gewesen und habe eine grobe Verlet- 
zung des Gleichheitssatzes dargestellt. Herr von 
Hassel habe sich in amtlicher Eigenschaft das Recht 
angemaßt, den Wählern dieser freiheitlichen Grund- 
ordnung Wahlempfehlungen geben zu müssen. Er 
habe eine ungewisse Zukunft in Aussicht gestellt, 
wenn man nicht die Parteien wähle, die allein be- 
stimmen zu können glauben, wer Demokrat im 
Sinne der Verfassung sei. Durch seine Rede, in der 
er die „demokratischen Parteien" anderen Parteien 
gegenübergestellt habe, habe er einen Schlußpunkt 
unter die Diffamierungskampagne des Wahlkamp- 
fes gesetzt und sich in Verletzung der Neutralitäts- 
pflicht dem Tatbestand eines Vergehens der Volks- 
verhetzung nach § 130 StGB genähert. 

In der Begründungsschrift beziehen sich die Ein- 
spruchsführer auf folgende Passagen der Rede 
des Bundestagspräsidenten vom 27. September 
1969: 

„Morgen entscheiden Sie, meine Damen und 
Herren, darüber, ob wir in das neue Jahrzehnt 
mit großen Fragezeichen eintreten, weil radi- 
kale Kräfte unsere demokratisch-parlamenta- 
rische Zukunft dem Zufall aussetzen. Nicht erst 
in den Wochen des Wahlkampfes haben diese 
Radikalen — für jedermann sichtbar — ge- 
zeigt, welchen politischen Stil sie in unserem 
Land einzuführen gedenken. Der überwältigen- 
den Mehrheit von Ihnen brauche ich das nicht 
zu sagen. Deshalb spreche ich nur diejenigen 
an, die sich von einer Stimmabgabe für rechts- 
oder für linksradikale Gruppen die Lösung ihrer 
Probleme erhoffen. 

Ihnen möchte ich mit großem Nachdruck sagen, 
daß alles, was in unserer Gesellschaft noch bes- 
ser, noch gerechter, noch sozialer gelöst werden 
muß, nur durch die demokratischen Parteien 
gelöst werden kann und bestimmt nicht durch 
radikale und extremistische Gruppierungen. 
Wenn es uns morgen nicht gelingt, eindeutige 
Verhältnisse zu schaffen, wird unsere Demokra- 
tie instabil, und damit wird sehr schnell die 
Wirtschaft und werden unsere sozialen Mög- 
lichkeiten geschwächt. 

Wir dürfen das nicht aufs Spiel setzen, was wir 
alle gemeinsam in zwanzig Jahren geschaffen 
haben. Wir müssen fähig bleiben, unser Haus 
durch solide Reformen noch besser zu gestalten. 

Weil es darum geht, bitte ich jeden von Ihnen, 
morgen zur Wahl zu gehen. Wer nicht wählt, 
muß wissen, daß er die Chancen der Radikalen 
stärkt, in den 6. Deutschen Bundestag einzuzie- 
hen." 


Zum Beweis dafür, daß mit dieser Rede mindestens 
5 % der Wähler für eine Stimmabgabe gegen die 
NPD beeinflußt wurden, bieten die Einspruchsführer 
die Durchführung einer Meinungsumfrage an. 

Zu 4. 

Die Einspruchsführer tragen zur Behauptung, die 
NPD sei mit Steuergeldern bekämpft worden, vor, 
der damalige Bundesminister des Innern habe durch 
sein Ministerium treuwidrig und ohne Rechtsgrund- 
lage unter Verletzung der Neutralitätspflicht Steuer- 
gelder zum illegalen Kampf gegen die NPD ein- 
gesetzt. Mindestens 5 Millionen DM seien mit der 
Zweckbestimmung zum Kampf gegen die NPD ver- 
teilt worden. 

Zu dieser Behauptung nimmt der Bundesmini- 
ster des Innern (Schriftsatz vom 27. Mai 1970) 
wie folgt Stellung: 

Im Haushalt des Bundesministeriums des Innern 
seien für Maßnahmen zur Bekämpfung der NPD 
unter Verletzung der Neutralitätspflicht keine 
Mittel, insbesondere auch nicht die von der 
NPD genannten 5 Millionen DM, veranschlagt 
gewesen. Auch Bundesmittel anderer Zweckbe- 
stimmung seien nicht für die in der Einspruchs- 
begründung behaupteten Zwecke vorgesehen 
gewesen. 

Zu dieser Stellungnahme tragen die Einspruchsfüh- 
rer in ihrem Schriftsatz vom 1. Juli 1970 vor, Herr 
Genscher müsse als derzeitiger Bundesminister des 
Innern wissen, daß die in der Stellungnahme des 
Bundesministers des Innern enthaltenen Behaup- 
tungen nicht zutreffen könnten, da seine Partei — 
die FDP — es abgelehnt habe, Mittel zum Kampf 
gegen die NPD entgegenzunehmen. 

In einer ergänzenden Stellungnahme vom 
30. September 1970 führt der Bundesminister 
des Innern aus: 

„Meine Stellungnahme vom 27. Mai 1970 be- 
stätigt in keiner Weise die Behauptung des 
Einspruchsführers, es seien ohne Rechtsgrund- 
lage Gelder zum Kampf gegen die NPD ausge- 
geben worden. 

Gemäß § 45 BHO (§ 30 RHO) dürfen die bewil- 
ligten Beträge nur zu dem im Haushaltsplan 
bezeichneten Zweck, soweit und solange er 
fortdauert, und nur bis zum Ende des Haushalts- 
jahres geleistet werden. 

Daraus ergibt sich, daß, wenn keine Mittel für 
einen bestimmten Zweck im Haushaltsplan vor- 
gesehen sind, hierfür zunächst auch keine Aus- 
gaben geleistet werden dürfen. Derartige 
Zwecke können nur bedient werden, wenn sie 
unabweisbar und unvorhergesehen sind und 
der BMF der Leistung einer außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe zugestimmt hat (Artikel 112 
GG). Die Bereitstellung außerplanmäßiger Mit- 
tel für den Zweck , Bekämpfung der NPD' ist 
aber vom BMI in den Haushaltsjahren 1969 und 
vorher nicht beantragt worden." 

Die Einspruchsführer beantragen, neben der Ver- 
nehmung des derzeitigen Bundesministers des 
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Innern, Genscher, insbesondere den damaligen Bun- 
desminister des Innern, Abgeordneten Benda, zu 
vernehmen. 

Auf Antrag des Ausschusses, Aussagegenehmi- 
gung für den Bundesminister des Innern, 
Genscher, und für den Bundesminister a. D. 
Benda zu erteilen, hat der Chef des Bundes- 
kanzleramtes mit Schreiben vom 29. Juni 1970 
dem Ausschuß mitgeteilt: „daß die Bundesregie- 
rung in ihrer Sitzung am 19. Juni 1970 beschlos- 
sen hat, Herrn Bundesminister Genscher und 
Herrn Bundesminister a. D. Benda aus den in 
§ 7 Abs. 1 BMinG genannten Gründen die Ge- 
nehmigung zu versagen, in dem von der NPD 
angestrengten Wahlprüfungsverfahren vor dem 
Ausschuß auszusagen oder diesem gegenüber 
schriftliche Erklärungen abzugeben." 

Der Ausschuß hat daraufhin beschlossen, die Schatz- 
meister der vier im Bundestag vertretenen Parteien 
im schriftlichen Verfahren zu befragen, ob ihre Par- 
tei für den Wahlkampf zum 6. Deutschen Bundes- 
tag Gelder seitens des Bundesministeriums des 
Innern zur Bekämpfung der NPD erhalten hat. 

Mit Schreiben vom 29. September 1970 hat der 
Schatzmeister der Freien Demokratischen Partei mit- 
geteilt: 

„In Beantwortung Ihres Schreibens vom 21. Sep- 
tember 1970 an den Schatzmeister der Freien 
Demokratischen Partei, Hans Wolfgang Rubin, 
teile ich Ihnen für die Freie Demokratische Par- 
tei mit, daß wir keine Gelder im Sinne der 
Anfrage Ihres Schreibens erhalten haben." 

Mit Schreiben vom 30. September 1970 hat der 
Schatzmeister der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands mitgeteilt: 

„In Beantwortung Ihres Briefes vom 21. Sep- 
tember 1970 teilen wir mit, daß die Sozial- 
demokratische Partei Deutschlands keine Gelder 
im Sinne Ihrer Anfrage erhalten hat/ 

Mit Schreiben vom 5. Oktober 1970 hat der Schatz- 
meister der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands mitgeteilt: 

„In Beantwortung Ihres obigen Schreibens teile 
ich Ihnen mit, daß die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands keine Gelder für den von 
Ihnen genannten Zweck erhalten hat." 

Mit Schreiben vom 6. Oktober 1970 hat der Schatz- 
meister der Christlich-Sozialen Union mitgeteilt: 

„In Beantwortung Ihres Schreibens vom 21. Sep- 
tember 1970 an den Schatzmeister der CSU, 
Herrn Dr. Wolfgang Pohle, teilen wir Ihnen 
mit, daß die Christlich-Soziale Union in Bayern 
keine Gelder vom Bundesministerium des Innern 
für den Wahlkampf nach Maßgabe der in Ihrem 
Schreiben genannten Zweckbestimmung erhal- 
ten hat." 

Die Einspruchsführer behaupten weiter, das Bundes- 
ministerium des Innern habe ganz erhebliche Mittel 
zur Finanzierung von Hetzschriften gegen die NPD 
aufgewendet, womit ebenfalls die Neutralitätspflicht 


verletzt und der Wählerwille manipuliert worden 
sei. So habe das Bundesministerium des Innern auch 
die Bundeszentrale für politische Bildung finanziert, 
die als Instrument im Kampf gegen die NPD ein- 
gesetzt worden sei. Die Bundeszentrale für politi- 
sche Bildung sei auch Herausgeber der Zeitschrift 
„Das Parlament", die wiederholt Beilagen mit volks- 
verhetzerischem Inhalt gegen die NPD gebracht 
habe. Die Autoren dieser Beiträge seien aus dem 
Etat des Bundesministeriums des Innern bezahlt wor- 
den. Insbesondere verweisen die Einspruchsführer 
auf die Beilage der Zeitschrift „Das Parlament" 
Nr. 49/67 und Nr. 15/68 „Aus Politik und Zeit- 
geschichte" sowie auf die Schrift der Bundeszentrale 
„Ideologie und Propaganda der NPD" aus dem 
Jahre 1968. Aus der Schriftenreihe des Bundesmini- 
steriums des Innern „Innere Sicherheit — Informa- 
tionen zur Frage des Staatsschutzes" beziehen sie 
sich auf den Beitrag von G. Plum in der Nummer 
4/67. 

Die Einspruchführer behaupten, über diese Schrift 
hinaus habe das Bundesministerium des Innern eine 
Anzahl von. Büchern gegen die NPD erworben und 
als Propagandamaterial gegen die NPD kostenlos 
verteilt, so z. B. das Buch des ehemaligen bayeri- 
schen Landesvorsitzenden der NPD, Winter, „Ich 
glaubte an die NPD". Von diesem Buch seien Tau- 
sende von Exemplaren beim Verlag Haase und 
Köhler erworben und kostenlos verschickt worden. 

Ferner tragen sie vor, der frühere Bundesminister 
des Innern, Benda, habe seine Amtsstellung dadurch 
mißbraucht, daß er im Frühjahr 1969 einen „Vertrau- 
lichen Leitfaden" für die „demokratische" Ausein- 
andersetzung mit der NPD herausgegeben habe. Dar- 
in habe er bereits regelmäßige Zeitungsaufrufe emp- 
fohlen. Den Gemeinden habe er aufgezeigt, wie er 
sich die Chancengleichheit vorstelle: „Die beste 
Möglichkeit, der NPD den Zugang zu öffentlichen 
Sälen zu erschweren, besteht in dem Fordern einer 
angemessenen Sicherheitsleistung oder in vorheri- 
ger Anmietung durch einen anderen Veranstalter". 
Insbesondere die letzte Anregung sei im ganzen 
Bundesgebiet gegen die NPD praktiziert worden. 
Die durch die Vielzahl der empfohlenen Aktionen 
entstandenen Kosten habe er aus dem Fonds „Poli- 
tische Bildung und staatspolitische Aufklärung" be- 
stritten. Diese Aufwendungen hätten viele Mil- 
lionen DM betragen. Damit sei einmal das Gesetz 
über die Wahlkampfkostenerstattung umgangen 
und zum anderen im Interesse der Bundestagspar- 
teien mit Steuergeldern eine mißliebige Konkurren- 
tin unter Verletzung der amtlichen Neutralität und 
der Chancengleichheit rechtswidrig bekämpft und 
damit der Wählerwille erheblich beeinflußt worden. 

Zu diesen Behauptungen nimmt der Bundes- 
minister des Innern (Schriftsatz vom 27. Mai 
1970) wie folgt Stellung: 

Das Buch des früheren bayerischen Landesvor- 
sitzenden der NPD, Winter, sei nicht in tausen- 
den Exemplaren von dem Bundesministerium 
des Innern erworben und verschickt worden. 
Diese Abhandlung sei lediglich für den dienst- 
lichen Handgebrauch in eng begrenzter Stück- 
zahl angekauft worden. 
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Hinsichtlich der von der Bundeszentrale für 
politische Bildung herausgegebenen Beilagen 
„Aus Politik und Zeitgeschehen" zur Wochen- 
zeitung „Das Parlament" weist die Stellung- 
nahme des Bundesministers des Innern darauf 
hin, im Impressum sei stets der Hinweis ent- 
halten, daß sie keine Meinungsäußerung der 
Bundeszentrale darstellten und „lediglich der 
Unterrichtung und der Urteilsbildung" dienten. 
Im übrigen habe sich die Information der Öffent- 
lichkeit durch staatliche Stellen in jenen Gren- 
zen gehalten, wie sie vom Bundesverfassungs- 
gericht umschrieben worden seien. 

Zu dieser Stellungnahme tragen die Einspruchs- 
führer (Schriftsatz vom 1. Juli 1970) vor, daß durch 
das Bundesministerium des Innern und diesem un- 
terstellte Institutionen das ganze Bundesgebiet mit 
Schriften gegen die NPD überschwemmt worden sei, 
bedürfe überhaupt keines Beweises, da dies offen- 
kundig sei. 

Die Behauptung, von dem Buch des Herrn Winter 
sei nur für den dienstlichen Gebrauch eine begrenzte 
Zahl erworben worden, sei nicht richtig. Allgemein 
seien auf Anforderung große Mengen dieses Buches 
durch das Innenministerium kostenlos verschickt 
worden. 

Die Einspruchsführer bitten, dem Innenministerium 
ergänzend aufzugeben, die Zahl der erworbenen 
Bücher anzugeben. Es seien damit auch Bücher ge- 
meint, die vom Verlag direkt an die Empfänger auf 
Weisung und auf Kosten des Ministeriums versandt 
worden seien. 

Dem Hinweis des Bundesministers des Innern auf 
das Impressum begegnen die Einspruchsführer mit 
dem Bemerken, der in verschiedenen Schriften im 
Impressum enthaltene Hinweis, es handele sich 
um keine Meinungsäußerung des Bundes, könne 
völlig unbeachtet bleiben, wenn die Herausgabe 
dieser Schriften nur mit Mitteln des Innenministe- 
riums möglich gewesen sei. 

Auf Aufforderung des Ausschusses hat der 
Bundesminister des Innern dazu mit Schreiben 
vom 7. August 1970 ausgeführt, der „Ver- 
trauliche Leitfaden" sei in 19 Exemplaren an po- 
litisch interessierte Gruppen und Einzelperso- 
nen weitergeleitet worden. Die finanziellen 
Aufwendungen für den Druck könnten bei die- 
ser geringen Anzahl nicht angegeben werden; 
die Portokosten lägen unter 10 DM. 

Ergänzend zur Stellungnahme vom 27, Mai 1970 
wird bezüglich des Buches von Florian Winter 
„Ich glaubte an die NPD" ausgeführt, es sei un- 
zutreffend, daß auf Weisung und Kosten des 
Bundesministeriums des Innern dieses Buch di- 
rekt an Empfänger gesandt worden sei. Für den 
dienstlichen Handgebrauch seien 50 Exemplare 
angeschafft worden. 

Zu 5. 

Bezüglich der Wahlinserate seitens der Gewerk- 
schaften tragen die Einspruchführer vor, die Ge- 


werkschaften hätten das Bundesgebiet mit einer 
Flut von haßerfüllten Druckschriften volksverhetze- 
rischen Inhalts überschwemmt und damit in einer 
Weise in den Wahlkampf eingegriffen, der rechts- 
staatlichem Denken fremd sei. 

Sie beantragen die Beiziehung dieser Schriften und 
Drucksachen und des diesbezüglich beim Bundes- 
ministerium des Innern vorliegenden Materials. 

Ferner tragen sie vor, mit Finanzierung des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes sei die Bundesrepublik 
ab 27. Juli 1969 jedes Wochenende in allen Tages- 
zeitungen mit Inseraten überschwemmt worden, für 
die eine „Initiative Staat und Gesellschaft" verant- 
wortlich gezeichnet habe. Es habe sich um insgesamt 
neun verschiedene Texte gehandelt, für die eine 
entsprechende Zahl von Personen herausgestellt 
worden sei. Die Inserate, die auch in Berufs- und 
Fachzeitschriften in millionenfacher Auflage erschie- 
nen seien, hätten vor der Wahl der NPD gewarnt 
und seien beim Durchschnittsbürger außerordentlich 
werbewirksam gewesen. 

Die große Lüge dieser Wahlkampagne habe darin 
bestanden, daß dem Leser eine wünschenswerte Zu- 
kunft dargestellt worden sei, die gefährdet würde, 
wenn man NPD wähle. Dieser gewaltige Geldeinsatz 
sei nur im Zusammenwirken mit dem Bundesmini- 
ster des Innern möglich gewesen und qualifiziere 
sich sowohl als „verlängerter Arm" als auch direkt 
als „amtliche Wählbeeinflussung 

Zum Beweis für diese Behauptung beantragen sie 
die Vernehmung des ehemaligen Bundesministers 
des Innern, Abgeordneten Benda. 

Damit sei, selbst wenn Gewerkschaftsgelder mit ein- 
gesetzt worden seien, die Chancengleichheit erheb- 
lich beeinträchtigt und das Gesetz über die Parteien- 
finanzierung umgangen worden. 

Die Einspruchsführer behaupten, es sei allgemeine 
Auffassung, daß allein diese Inseratenkampagne 
der NPD einige Prozent der Wählerstimmen geko- 
stet habe und allein dadurch die Sitzverteilung im 
Bundestag bereits beeinflußt worden sei, indem die 
NPD die 5 °/o Klausel nicht übersprungen habe. 

Die Einspruchsführer behaupten ferner, der DGB 
habe mit unzulässiger Plakatwerbung in den Wahl- 
kampf eingegriffen. Als Beispiel dafür, wie teuflisch, 
volksverhetzerisch und sicher werbewirksam diese 
Plakatwerbung gewesen sei, verweisen sie auf das 
Plakat mit Totenkopf und der Aufschrift „Ein Adolf 
war schon zuviel, keine Stimme der NPD". Sie be- 
behaupten, dieses Plakat habe der DGB durch seine 
Organisationen im gesamten Bundesgebiet auf die 
Wahlplakate der NPD geklebt. Gegen dieses straf- 
bare Verhalten sei die Polizei nicht eingeschritten, 
sondern hätte im Gegenteil die Wahlhelfer der NPD 
zur Anzeige gebracht, weil sie solche Aufkleber ent- 
fernt hätten. 

In seiner Stellungnahme vom 27. Mai 1970 weist 
der Bundesminister des Innern darauf hin, es 
lasse sich nicht feststellen oder beweisen, daß 
die Entscheidungsfreiheit des Wählers durch die 
von der NPD gerügten Druckschriften, Inserate 
und Plakate erheblich beeinträchtigt worden sei. 
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Im übrigen konnten sich die Gewerkschaften 
auch als nichtrechtsfähiger Verein ebenso auf 
das Grundrecht der freien Meinungsäußerung 
berufen wie jede Privatperson. 

In der Gegenäußerung des Beauftragten der Ein- 
spruchsführer vom 1. Juli 1970 heißt es dazu, es sei 
richtig, daß sich grundsätzlich die relevante Beein- 
trächtigung nicht beweisen lasse. Darauf komme es 
aber auch gar nicht an, vielmehr sei eine Wahl- 
beeinträchtigung schon dann begründet, wenn die 
Mängel kausal für den Wahlausgang gewesen sein 
könnten. 


Zu 6. 

Zu ihrer Behauptung, der Wählerwille sei durch die 
Massenmedien manipuliert worden, tragen die Ein- 
spruchsführer vor, die Rundfunkanstalten hätten seit 
Jahren, insbesondere aber während der Wahlvor- 
bereitung, die Pflicht zur Unparteilichkeit auf das 
gröbste verletzt. Es habe keine politische Sendung 
gegeben, die objektiv gestaltet gewesen sei und 
die dem Hörer eine unbeeinflußte Willensbildung 
ermöglicht habe. Die Rundfunkanstalten hätten nicht 
nur die bereits früher geschilderten amtlichen Aus- 
lassungen staatlicher Repräsentanten über die NPD 
ausgestrahlt und dadurch insbesondere das Ver- 
botsgerede bis in den letzten Haushalt getragen, 
sondern keine Gelegenheit verstreichen lassen, über 
die NPD und ihre Mitglieder herzuziehen, als han- 
dele es sich um einen Haufen von Aussätzigen, um 
einen Personenkreis, den man meiden müsse und 
von dem unserem Staat eine Gefahr drohe. Diese 
Kampagne sei auch systematisch betrieben und da- 
mit eine Parteilichkeit an den Tag gelegt worden, 
die überdies eine eindeutige linke Tendenz erkenn- 
bar werden ließe. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen verweisen sie auf 
einige Beiträge in verschiedenen Rundfunkanstalten. 

Auf die Bitte des Ausschusses vom 30. Januar 1970, 
ihm mitzuteilen, um welche Sendungen bzw. wel- 
chen Sprecher es sich handele, teilte der Beauftragte 
der Einspruchsführer mit Schreiben vom 28. Fe- 
bruar 1970 mit, die Nachforschungen seien noch nicht 
abgeschlossen. 

Zu 7. 


nur eine Sendezeit von insgesamt 7 Minuten ein- 
geräumt worden sei. 

Auf Anfrage des Ausschusses hat der für die 
ARD in dieser Frage federführende Bayerische 
Rundfunk mit Schreiben vom 8. April 1970 fol- 
gendes mitgeteilt: 

Unter Beachtung des § 5 des Parteiengesetzes 
und der Richtlinien der vom Bundesverfassungs- 
gericht zur Vergabe von Sendezeiten an poli- 
tische Parteien bei Wahlkämpfen entwickelten 
Rechtsprechung stellten die beiden Fernseh- 
systeme der ARD und ZDF den im Bundestag 
vertretenen Parteien und der NPD mit deren 
Einvernehmen insgesamt 77V2 Minuten Sende- 
zeit zur Bundestagswahl 1969 zur Verfügung. 


Die Aufteilung ist folgende: 


SPD 25 Minuten 5 Sendungen ä 5 Minuten 

CDU 20 Minuten 3 Sendungen ä 5 Minuten 
2 Sendungen ä 2 V 2 Minuten 


CSU 12 V 2 Minuten 2 Sendungen ä 5 Minuten 
1 Sendung ä 2 V 2 Minuten 

FDP I 2 V 2 Minuten 2 Sendungen ä 5 Minuten 
1 Sendung ä 2Va Minuten 


NPD 7Vi Minuten 1 Sendung 
1 Sendung 


ä 5 Minuten 
ä 2 V 2 Minuten 


Das Zweite Deutsche Fernsehen antwortete auf 
die entsprechenden Fragen des Ausschusses mit 
Schreiben vom 9. Juni 1970, in dem es u. a. 
heißt: 


„Auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen mit, daß das 
ZDF den politischen Parteien vor der Wahl zum 
6. Deutschen Bundestag folgende Sendezeiten 
zur Verfügung gestellt hat: 

SPD IOV 2 mal 2 V 2 Minuten = 25 Minuten 

CDU 8 mal 2 V 2 Minuten = 20 Minuten 

CSU, FDP je 5 mal 2 V 2 Minuten = I 2 V 2 Minuten 

NPD 3 mal 2 V 2 Minuten = 7 V 2 Minuten." 

Aus der Stellungnahme ergibt sich weiter, daß 
die übrigen für die Bundestagswahl 1969 zuge- 
lassenen Parteien je 2 V 2 Minuten zur Verfügung 
hatten. 


Zu ihrer Begründung, Rundfunk und Fernsehen hät- 
ten angemessene Sendezeiten verweigert, führen die 
Einspruchsführer aus, der Wählerwille sei auch da- 
durch manipuliert, worden, daß die Sendezeiten will- 
kürlich für die NPD beschränkt worden seien. Wäh- 
rend für die NPD nur geringe Zeit zur Verfügung 
gestanden habe, habe man es anderen Parteien er- 
möglicht, sich mehrmals wöchentlich an die Wähler 
zu wenden. Das krasse Mißverhältnis der Sende- 
zeiten der NPD im Vergleich zu den anderen Par- 
teien lasse eine Verletzung der Chancengleichheit 
behaupten. Außerdem werde gerügt, daß die Poli- 
tiker anderer Parteien direkt und indirekt in viel- 
stündigen Sendungen Gelegenheit gehabt hätten, 
sich dem Wähler vorzustellen, daß der NPD jedoch 


Weiter heißt es in dem Schreiben: 

„Diese Sendezeiten, in denen die An- und Ab- 
sage nicht enthalten ist, wurden unter Berück- 
sichtigung des Staatsvertrages über Errichtung 
der Anstalt des öffentlichen Rechts , Zweites 
Deutsches Fernsehen, des Parteiengesetzes und 
unter Beachtung der vom Bundesverfassungs- 
gericht aufgestellten Grundsätze festgelegt. Was 
die Sendezeit von je 1 mal 2 V 2 Minuten für die 
kleinen Parteien betrifft, so hat das ZDF die 
bereits vor den Wahlen vom 5. Deutschen Bun- 
destag getroffene Entscheidung beibehalten. 
Abschließend darf ich bemerken, daß gegen die 
Entscheidung des ZDF keine der Parteien Wi- 
derspruch eingelegt hat." 
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Zu 8. 

Die Einspruchsführer stützen ihren Einspruch ferner 
auf die Behauptung unzulässiger privater Wahl- 
beeinflussung, und zwar durch Weigerung großer 
Tageszeitungen, Inserate der NPD aufzunehmen 
sowie durch Erklärungen kirchlicher Stellen. 

a) Für ihre Behauptung, die großen Tageszeitungen 
hätten sich geweigert, Inserate der NPD aufzu- 
nehmen, haben die Einspruchsführer eine Auf- 
stellung von 46 Tageszeitungen überreicht, die 
es generell abgelehnt hätten, NPD-Anzeigen auf- 
zunehmen. Ferner wird eine Aufstellung von 
drei Tageszeitungen beigefügt, die nur Versamm- 
lungsanzeigen übernommen hätten. Des weiteren 
wurden Aufstellungen beigefügt 

1. von 11 Tageszeitungen, deren Verlage es 
nach bestätigtem Auftrag abgelehnt hätten, 
diesen auszuführen, 

2. von 13 Publikumszeitschriften, die die Auf- 
nahme von NPD-Anzeigen generell abgelehnt 
hätten, 

3. von sonstigen Zeitschriften aus 33 Verlagen, 
die keine Anzeigen der NPD übernommen, 
und 

4. von 6 sonstigen Zeitschriften, die einen zu- 
nächst angenommenen Auftrag nicht ausge- 
führt hätten. 

Bei vielen Zeitungen hätte es wegen ihrer man- 
gelnden Neutralität eines Drucks der Gewerk- 
schaften überhaupt nicht mehr bedurft, es hätte 
vielmehr die stillschweigende Übereinstimmung 
ausgereicht, um die NPD-Anzeigen auszuschlie- 
ßen. Daraus sei ersichtlich, welchem Terror die 
NPD auch vom Zeitungssektor her ausgesetzt ge- 
wesen sei. Sie meinen, hier könne bereits von 
einem Mißbrauch der Monopolstellung gespro- 
chen werden. Auch diese Form der „privaten" 
Wahlbeeinflussung stelle sich als „verlängerter 
Arm" der amtlichen Wahlbeeinflussung dar. 

b) Im Rahmen der privaten Wahlbeeinflussung 
habe auch die „geistliche Wahlbeeinflussung", 
so behaupten die Einspruchsführer, ihre Wir- 
kung nicht verfehlt. So habe die katholische 
Bischofskonferenz in einer am 1. September 1969 
in allen Tageszeitungen veröffentlichten Erklä- 
rung unter Verwendung des Modeschimpfwortes 
vor rechts- und linksextremen Gruppen gewarnt. 
Mit dieser Feststellung sei die NPD zusammen 
mit den Kommunisten verdammt worden. 

Auch die Evangelische Kirche habe massiv in den 
Wahlkampf eingegriffen, entweder durch ihre 
einzelnen Gemeinden, durch mehrere evange- 
lische Pfarrer oder durch den Ausschuß für öffent- 
liche Verantwortung der evangelischen Kirche 
von Westfalen. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen verweisen sie 
auf einige Veranstaltungen und Flugblätter und 
gemeinsame Aktionen zwischen DGB-Funktio- 
nären und evangelischen Pfarrern. Sie behaup- 
ten, diese Einzelfälle nur beispielhaft vorge- 


tragen zu haben, da unstreitig sei, daß sich 
beide christlichen Kirchen in allen Bundeslän- 
dern in unzulässiger Weise in den Wahlkampf 
eingemischt hätten. 

Zu 9. 

Zum Vorwurf des Versammlungsboykotts der 

Städte und Gemeinden und des Fehlverhaltens der 

Polizei behaupten die Einspruchsführer, 

a) der Wahlkampf habe im Zeichen der Aufhebung 
des Grundrechts der Versammlungsfreiheit, so- 
weit die NPD betroffen gewesen sei, gestanden. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen verweisen sie 
auf eine Reihe von Veranstaltungen, die entwe- 
der verboten worden seien oder nur auf Grund 
gerichtlicher Anordnung hätten durchgeführt 
werden können. Insbesondere verweisen sie auf 
das Verhalten des Oberbürgermeisters von 
Stuttgart und des Oberbürgermeisters von Nürn- 
berg. So habe der Oberbürgermeister von Stutt- 
gart erklärt, daß er in dieser Sache, gemeint sind 
NPD- Veranstaltungen, auch künftig die Urteile 
des Baden-Württembergischen Verwaltungs- 
gerichtshofs zu ignorieren bereit sei. Folgerichtig 
habe er auch die Erfüllung eines Vertrages für 
einen Wahlkongreß im Mai 1969 abgelehnt und 
eine Gerichtsentscheidung mißachtet. Die NPD 
habe mit dem Gerichtsvollzieher Zutritt zur Aus- 
stellungshalle auf dem Killesberg erzwingen 
müssen. Der Oberbürgermeister von Nürnberg 
habe öffentlich zur Verhinderung eines von der 
NPD geplanten Parteitages aufgefordert. Eine 
Gerichtsentscheidung habe er mißachtet und der 
NPD den Zutritt zur Mietsache verweigert. 

Die Einspruchsführer behaupten, die in der Ein- 
spruchsbegründung aufgezählten Einzelfälle — 
Rheinhausen, Moers, Kleve, Offenbach, Gießen, 
Darmstadt, Hanau, Kronberg, Haagen, Groß 
Gerau, Kassel, Mannheim, Karlsruhe, Bensheim, 
Bonn, Köln-Mülheim, Düsseldorf, Dortmund, Bad 
Godesberg, Duisdorf, Beuel und Weilburg — 
seien nur beispielhaft zu nehmen und könnten 
jederzeit ergänzt werden. 

Hinsichtlich einer vorgesehenen Veranstaltung 
in Bayreuth behaupten sie, die Stadt habe der 
Anregung des damaligen Bundesministers des 
Innern, Benda, folgend, die Erfüllung eines Ver- 
trages für den Parteitag der NPD vom 21./22. Fe- 
bruar 1969 abgelehnt. Auch diese Angelegenheit 
sei allgemein bekanntgeworden. 

Auf Anfrage des Ausschusses hat der Ober- 
bürgermeister der Stadt Bayreuth mit Schrei- 
ben vom 30. Juni 1970 dazu erklärt: 

„Auf Ihre Anfrage vom 26. Juni 1970 erlaube 
ich mir zu erwidern, daß weder der damalige 
Bundesinnenminister noch das Bundesmini- 
sterium des Innern der Stadt eine Anregung 
gegeben hat, den Vertrag für den Parteitag 
der NPD nicht zu erfüllen. 

Der Rücktritt und die fristlose Kündigung 
der Stadt vom Mietvertrag erfolgte vielmehr 
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auf Grund des Stadtratsbeschlusses vom 
15. Januar 1969, den ich beilege. Dieser Be- 
schluß wurde dem Bundesministerium des 
Innern, dem Bundeskanzleramt sowie der 
Bayerischen Staatskanzlei mit Fernschrei- 
ben vom gleichen Tag übermittelt. 

Die gegen den Rücktritt der Stadt vom Ver- 
trag von der NPD erwirkte einstweilige Ver- 
fügung wurde vom Landgericht Bayreuth 
deshalb aufgehoben, weil die Mieterin den 
Mietzins für die Überlassung der Stadthalle 
nach den Vertragsbestimmungen nicht recht- 
zeitig entrichtet hatte." 

b) Ein Fehlverhalten der Polizei sehen die Ein- 
spruchsführer darin, daß die Polizei das Ver- 
sammlungsgesetz mißachtet bzw. nicht ange- 
wendet habe, da man doch als Polizist sozial- 
demokratischer Verwaltungen zu loyalem Ver- 
halten gegenüber dem DGB verpflichtet gewesen 
sei. 

Entgegen ihrer Verpflichtung habe sich die Po- 
lizei, so behaupten die Einspruchsführer ferner, 
von einigen Ausnahmen abgesehen, passiv ver- 
halten, und zwar grundsätzlich auf Grund einer 
dienstlichen Weisung hin. Sie sei nicht, was das 
Legalitätsprinzip geboten hätte, gegen die straf- 
baren Handlungen Dritter eingeschritten. Aus 
diesem Grunde seien die Ordner der NPD viel- 
fach Notwehrsituationen ausgesetzt gewesen. 

Dafür, daß die Polizeibeamten das Legalitäts- 
prinzip auf amtliche Weisung bis kurz vor der 
Wahl verletzt und dadurch die bekannte Eskala- 
tion ermöglicht hätten, bieten die Einspruchsfüh- 
rer als Zeugen an 

1. sämtliche Innenminister der Länder, 

2. sämtliche Polizeipräsidenten der Großstädte, 

3. 300 Kreisvorsitzende bzw. Versammlungslei- 
ter der NPD, deren Anschriften nachgereicht 
werden sollten. 

Der Ausschuß hat beschlossen, zu diesen Be- 
hauptungen alle Innenminister (-Senatoren) 
der Länder und die Polizeipräsidenten folgen- 
der Städte schriftlich um Äußerung zu bitten: 
Augsburg, Bremen, Düsseldorf, Frankfurt 
(Main), H amburg, Hannover Köln, Mainz, 
Kiel, Kassel, München, Nürnberg, Saarbrük- 
ken und Stuttgart. 

In den dem Ausschuß zugeleiteten Stellung- 
nahmen der Innenminister (-Senatoren) und 
der Polizeipräsidenten wird u. a. ausgeführt: 

aa) Innenminister des Landes Baden-Würt- 
temberg 

„In Baden-Württemberg hat der Polizeivoll- 
zugsdienst zu keinem Zeitpunkt schriftliche 
oder mündliche Weisungen erhalten, denen 
zufolge er sich gegenüber Störungen öffent- 
licher Versammlungen der NPD zum Bundes- 
tagswahlkampf 1969 hätte passiv verhalten 
sollen. 


Die Ständige Konferenz der Innenminister 
der Länder und der Arbeitskreis II öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung' haben sich vor 
Beginn des Bundestagswahlkampfes, nämlich 
am 12. Juni bzw. am 26./27. Juni 1969, mit 
den zur polizeilichen Sicherung des Wahl- 
kampfes erforderlichen Maßnahmen befaßt. 
Der Zweck dieser Maßnahmen war es, allen 
Bürgern die freie Meinungsbildung und die 
ungehinderte Wahlausübung zu ermöglichen. 
Beide Gremien haben nachdrücklich erklärt, 
daß die Wahlveranstaltungen aller an der 
Bundestagswahl sich beteiligenden politischen 
Parteien in gleicher Weise zu schützen seien. 

Das Innenministerium hat hieran seine in 
mehreren Dienstbesprechungen mit den Lei- 
tenden Polizeibeamten des Landes erteilten 
Richtlinien sowie seine in bestimmten Einzel- 
fällen gegebenen Weisungen orientiert." 

Das als Anlage beigefügte Merkblatt „Durch- 
führung von Versammlungen im Bundestags- 
wahlkampf 1969" enthält Hinweise auf die 
Vorbereitung und Durchführung von Wahl- 
veranstaltungen sowie insbesondere auch An- 
merkungen, wie bei Störungen von Versamm- 
lungen der Polizeieinsatz vorzunehmen ist. 
Ein Hinweis auf rechts- oder linksradikale 
Gruppen ist in diesem Merkblatt nicht ent- 
halten. (Es enthält lediglich die Abkürzung 
„APO".) 

In der Stellungnahme des Innenministers 
heißt es weiter: „Dementsprechend war die 
Polizei während des Bundestagswahlkampfes 
bemüht, allen Wahlveranstaltungen den not- 
wendigen Schutz zu gewähren. 

Es zeigte sich dabei, daß die Kundgebungen 
und Versammlungen der im Bundestag ver- 
tretenen Parteien, bei denen prominente Po- 
litiker als Redner auftraten, von Störversu- 
chen häufig ähnlich stark betroffen waren wie 
die Veranstaltungen der NPD. In allen Fällen, 
in denen mit ernstzunehmenden Störver- 
suchen gerechnet werden mußte, wurden zum 
Schutz der Wahlveranstaltungen angemes- 
sen starke Polizeikräfte bereitgestellt und 
— wenn es der Verlauf der Versammlung 
notwendig machte — auch eingesetzt. 

Trotz größter Anstrengungen war es jedoch 
nicht immer möglich, Störversuche völlig zu 
unterbinden. Es gilt dies aber durchaus nicht 
nur für die Veranstaltungen der NPD. 

Richtig ist, daß das in Presse und Fernsehen 
dargestellte und kritisierte Verhalten von 
NPD-Ordnern anläßlich einer NPD-Veranstal- 
tung am 25. Juli 1969 in Frankfurt (Main) 
Veranlassung gegeben hatte, im August 
1969 die Polizeidienststellen in Baden-Würt- 
temberg auf die den Ordnern nach dem Ver- 
sammlungsgesetz obliegenden Pflichten und 
die ihren Befugnissen gesetzten Schranken 
hinzuweisen. Diese Hinweise bezogen sich 
indessen auf Ordnerkräfte aller Veranstalter 
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und waren nicht speziell auf die Ordner der 
NPD zugeschnitten. 

Das Vorbringen der Einspruchsführer, die 
Polizei habe sich auf amtliche Weisung pas- 
siv verhalten, grobe Störungen von NPD-Ver- 
anstaltungen im Bundestagswahlkampf 1969 
ermöglicht und diese nicht strafrechtlich ver- 
folgt, erweist sich nach alledem als unzutref- 
fend." 

bb) Bayerischer Staatsminister des Innern 

Der Bayerische Staatsminister des Innern 
weist in seinem Schriftsatz vom 14. April 
1970 auf die in Kopie seinem Schreiben bei- 
gefügte Entschließung vom 15. Juli 1969 hin, 
in der er den Sicherheitsbehörden und der 
Polizei grundsätzliche Weisungen für ihr Ver- 
halten gegenüber Sicherheitsstörungen im Zu- 
sammenhang mit dem Bundestagswahlkampf 
erteilt habe. Wörtlich heißt es: 

„Insbesondere habe ich angeordnet, daß nach 
dem Grundsatz der Chancengleichheit die 
Wahlveranstaltungen aller am Bundestags- 
wahlkampf teilnehmenden und nicht verbo- 
tenen Parteien zu schützen seien. Den Vor- 
wurf, die Polizei habe sich auf dienstliche 
Weisung hin gegenüber beabsichtigten Stö- 
rungen von NPD-Wahlveranstaltungen pas- 
siv verhalten, muß ich mit Nachdruck zurück- 
weisen. Die Polizei hat im Rahmen der ihr 
gegebenen Möglichkeiten und unter Beach- 
tung des Grundsatzes der Verhältnismäßig- 
keit alle Maßnahmen zur Verhütung und Un- 
terbindung von Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung getroffen. 

Soweit der geordnete Ablauf von Veranstal- 
tungen beeinträchtigt wurde, hätte das nur 
unter Einsatz unangemessener Mittel ver- 
hindert werden können. Das gilt im übrigen 
nicht nur für Veranstaltungen der NPD, son- 
dern auch für solche der anderen Parteien, 
die ebenfalls von extremistischen Kräften ge- 
stört wurden. 

Schließlich kann auch keine Rede davon sein, 
daß die Polizei für ihre strafverfolgende Tä- 
tigkeit angewiesen worden sei, das Legalitäts- 
prinzip zu mißachten. Eine solche Unterstel- 
lung muß ich mit aller Entschiedenheit von 
mir weisen." 

Die vom Bayerischen Staatsministerium des 
Innern den Sicherheitsbehörden und der Po- 
lizei erteilten Weisungen entsprechen im we- 
sentlichen einem Beschluß der Ständigen 
Innenministerkonferenz der Länder vom 
12. Juni 1969. 

cc) Senator für Inneres des Landes Bremen 

Der Senator für Inneres des Landes Bremen 
erklärt mit Schreiben vom 28. April 1970 u. a.: 

,,a) Die Polizei ist nicht angewiesen worden, 
sich bei NPD-Veranstaltungen passiv zu 
verhalten; 


b) die Polizei hat, z. T. unter Aufbietung 
erheblicher Polizeikräfte, die Wahlver- 
anstaltungen der NPD geschützt und de- 
ren Durchführung ermöglicht; 

c) die Polizei ist gegen Störer und Straf- 
täter im Zusammenhang mit Wahlver- 
anstaltungen der NPD eingeschritten und 
hat, soweit die Personalien von Tätern 
ermittelt werden konnten, strafrechtliche 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. " 

Seinem Schreiben hat er Ablichtungen über 
Berichte beigefügt, die sich auf Veranstaltun- 
gen der NPD beziehen. Abschließend weist 
der Senator für Inneres darauf hin, daß beim 
Landeswahlleiter des Landes Bremen Be- 
schwerden der NPD über Wahlbehinderungen 
nicht eingegangen seien. 

dd) Behörde für Inneres 

der Freien und Hansestadt Hamburg 

Die Behörde für Inneres der Freien und 
Hansestadt Hamburg hat zugleich für den 
Polizeipräsidenten zu den Behauptungen der 
NPD wie folgt Stellung genommen: 

„In Hamburg sind während des Wahlkampfes 
vier größere NPD-Versammlungen in ge- 
schlossenen Räumen durchgeführt worden. Sie 
wurden jeweils — wie bei entsprechenden 
Veranstaltungen der übrigen Parteien — 
durch stärkere Polizeikräfte geschützt. Drei 
dieser Versammlungen verliefen verhältnis- 
mäßig ruhig und geordnet. Zu nennenswerten 
Störungen innerhalb des Versammlungsrau- 
mes kam es nur bei der NPD-Veranstaltung 
am 24. September 1969 in der Ernst-Merck- 
Halle. Auch diese Versammlung konnte aber 
- — mit Hilfe der Polizei — bis zum geplanten 
Ende abgehalten werden. Das Eindringen von 
Gegendemonstranten wurde verhindert. 

überdies waren 22 kleinere NPD-Wahlver- 
anstaltungen zu verzeichnen. Sie verliefen 
— im Sinne der Veranstalter — planmäßig 
und ohne wesentliche Störungen. Auch diese 
Veranstaltungen wurden durch die Polizei im 
Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages betreut; 
ein polizeiliches Einschreiten war in keinem 
Fall erforderlich. 

Daher wird der Behauptung entschieden wi- 
dersprochen, das Grundrecht der Versamm- 
lungsfreiheit sei in Hamburg zu irgendeinem 
Zeitpunkt gefährdet oder gar , aufgehoben' 
worden." 

ee) Der Hessische Minister des Innern 

Mit Schreiben vom 6. Mai 1970 nimmt der 
Hessische Minister des Innern zum Vorbrin- 
gen der Einspruchsführer wie folgt Stellung, 
die von der NPD zur Begründung ihres Wahl- 
einspruchs bisher vorgetragenen Behauptun- 
gen seien so unsubstantiiert, daß er sich nicht 
in der Lage sehe, hierzu näher Stellung zu 
nehmen. Er halte es daher für erforderlich, 
daß die NPD die Fälle im einzelnen aufführe, 
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in denen ihrer Ansicht nach die Behörden, ins- 
besondere die Polizei, ihre Pflichten verletzt 
haben sollten. Abschließend heißt es wörtlich: 
„Bereits jetzt wende ich mich, soweit es das 
Land Hessen betrifft, mit Nachdruck gegen die 
Behauptung, daß die Polizeibeamten das Le- 
galitätsprinzip auf amtliche Weisung bis kurz 
vor der Wahl verletzten." 

ff) Der Niedersächsische Minister des Innern 

Der Niedersächsische Minister des Innern 
nimmt mit Schreiben vom 24. April 1970 zu 
den Behauptungen der Einspruchsführer Stel- 
lung. Zunächst bestreitet er, daß der Wahl- 
kampf „im Zeichen der Aufhebung des Grund- 
rechts der Versammlungsfreiheit gestanden 
habe". 

Wörtlich führt er weiter aus: 

„Die Polizei hat während des Bundestags- 
wahlkampfes die Wahlversammlungen sämt- 
licher Parteien in gleicher Weise geschützt. 
Naturgemäß hat der Schutz von NPD-Ver- 
sammlungen die Polizei zu den stärksten und 
massivsten Anstrengungen genötigt, weil Ge- 
gendemonstrationen und Störungen überwie- 
gend gegen solche Versammlungen gerichtet 
waren. Dennoch sind mir im Bereich des Lan- 
des Niedersachsen keine Fälle bekanntge- 
worden, in denen es Gegendemonstranten ge- 
lungen wäre, Besucher von NPD-Veranstal- 
tungen am Betreten der Versammlungsräume 
zu hindern. 

Nach meinen Unterlagen sind von 323 Wahl- 
veranstaltungen, die die NPD Niedersachsen 
während des Bundestagswahlkampfes abge- 
halten hat, lediglich 29 gestört worden. Dabei 
handelt es sich bei den NPD-Versammlungen, 
die gestört wurden, überwiegend um größere 
Versammlungen. " 

Auch der Vorwurf, die Polizei habe von we- 
nigen Ausnahmen abgesehen, sich grundsätz- 
lich auf dienstliche Weisung hin passiv ver- 
halten, wird zurückgewiesen. Dazu heißt es 
wörtlich: 

„Ich habe die Polizei vor und während des 
Bundestagswahlkampfes durch fünf umfang- 
reiche Schnellbrieferlasse bzw. Fernschreiben 
über den Schutz von Wahlveranstaltungen an- 
gewiesen. In keinem dieser Erlasse wird ein 
passives Verhalten als polizeigerecht erachtet. 
Richtig ist vielmehr, daß ich folgende Wei- 
sungen an die Polizei gerichtet habe: 

a) Die Wahlveranstaltungen links- und 
rechtsextremer Parteien müssen grund- 
sätzlich in gleicher Weise wie die Veran- 
staltungen anderer Parteien geschützt wer- 
den. Dies gilt auch dann, wenn es sich bei 
den Störern um Kräfte handelt, die die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung 
bejahen." 

Unter Buchstaben b und c werden weiterhin 
Ausschnitte aus Weisungen an die Polizei 


wiedergegeben, die im wesentlichen eine 
Konkretisierung des Runderlasses vom 
5. August 1969 enthalten. 

Zurückgewiesen wird vom Niedersächsischen 
Minister des Innern weiter die Behauptung, 
daß die Polizei davon abgesehen habe, straf- 
bare Handlungen zu verfolgen. Dazu heißt 
es wörtlich: 

„In 68 Fällen sind während des Bundestags- 
wahlkampfes in Niedersachsen Strafanzeigen 
wegen Verstoßes gegen die Vorschriften des 
Versammlungsgesetzes erstattet worden, und 
in den meisten Fällen handelt es sich hierbei 
um Anzeigen gegen Personen, die anläßlich 
von Gegendemonstrationen gegen NPD- 
Wahlversammlungen strafbare Handlungen 
begangen haben." 

Zu der behaupteten Notwehrsituation ehren- 
amtlicher NPD-Ordner heißt es in der Stel- 
lungnahme: 

„Mir sind , Notwehrsituationen von Ordnern 1 
nicht bekanntgeworden. Dagegen sind mir 
drei Fälle bekannt, in denen gegen NPD-Ord- 
ner wegen Körperverletzung bzw. wegen un- 
erlaubten Mitführens einer Waffe Strafan- 
zeige erstattet wurde." 

Schließlich weist er darauf hin, daß die Leiter 
von NPD-Versammlungen bei groben Stö- 
rungen des Versammlungsablaufes von ihrem 
Recht, die Versammlung zu unterbrechen und 
Störer von der Versammlung auszuschließen, 
kaum Gebrauch gemacht hätten. Solange die 
Versammlungsleiter diese Befugnisse nicht 
ausgenutzt hätten, habe vielfach für die Po- 
lizei keine Veranlassung bestanden, ihrerseits 
gegen die Störungen einzuschreiten. Abschlie- 
ßend heißt es wörtlich: 

„Nach alledem entbehren die von den Ein- 
spruchsführern zur Begründung des Wahlein- 
spruchs aufgestellten Behauptungen — jeden- 
falls für den Bereich Niedersachsens — jeg- 
licher Grundlage." 

gg) Innenminister 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

In der Stellungnahme des Innenministers des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 47. April 
1970 heißt es: 

„1. Bereits in der Dienstbesprechung am 
7. Juli 1969 mit den Regierungspräsiden- 
ten und Leitern der Kreispolizeibehörden 
des Landes Nordrhein-Westfalen wurde 
die Polizei angewiesen, die Wahlveran- 
staltungen aller Parteien zu schützen und 
ihren störungsfreien und gesetzmäßigen 
Ablauf zu gewährleisten. Im einzelnen 
wurden sie beauftragt, alle Anstrengun- 
gen zu unternehmen, um frühzeitig und 
umfassend Kenntnis von beabsichtigten 
Störungen, Gegendemonstrationen usw. 
zu erhalten. Zur Abwehr von Störungen 
sollte eng mit den Veranstaltern zusam- 
mengearbeitet werden. 
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Die Polizei wurde angewiesen zu verhin- 
dern, daß Versammlungsteilnehmern der 
Zugang zum Versammlungslokal ver- 
wehrt wurde, 

Versammlungsteilnehmer auf dem Wege 
zur Versammlung behindert, belästigt 
oder tätlich angegriffen wurden, Störer 
gewaltsam in den Versammlungsraum 
eindrangen. 

2. Durch Schnellbrieferlaß wurden die Poli- 
zeibehörden über die Aufgaben und Be- 
fugnisse der Ordner bei Versammlungen 
in geschlossenen Räumen unterrichtet 
und angewiesen, gegen Verletzungen des 
Versammlungsrechts vorzugehen. 

3. In einem weiteren Schnellbrieferlaß wur- 
den der Polizei noch einmal Anordnungen 
hinsichtlich des Schutzes von Wahlveran- 
staltungen erteilt. Insbesondere wurden 
sie darauf hingewiesen, den Schutz glei- 
chermaßen den Veranstaltern aller Par- 
teien und Organisationen unbeschadet 
ihrer politischen Zielsetzung zu gewäh- 
ren." 

Zusammenfassend stellt der Innenminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen fest, die von 
den Einspruchsführern aufgestellten Behaup- 
tungen seien demnach unzutreffend. 

hh) Ministerium des Innern 

des Landes Rheinland-Pfalz 

Mit Schreiben vom 9. April 1970 hat das 
Ministerium des Innern des Landes Rhein- 
land-Pfalz zu den Behauptungen der Ein- 
spruchsführer Stellung genommen. In der 
Stellungnahme wird angemerkt, alle Polizei- 
dienststellen des Landes seien vor der Bun- 
destagswahl im September 1969 angewiesen 
worden, alles für die ordnungsgemäße und 
unbehinderte Durchführung des Bundestags- 
wahlkampfes und der Bundestagswahl zu tun. 

In Rheinland-Pfalz sei keine einzige Wahl- 
veranstaltung der NPD in ihrer Durchführung 
gescheitert oder vorzeitig abgebrochen wor- 
den. Wo Störer von NPD-Veranstaltungen 
aufgetreten seien, seien diese durch Polizei 
daran gehindert worden, das Versammlungs- 
recht der NPD zu beeinträchtigen. 
Bemerkenswert sei in diesem Zusammenhang, 
daß nach gesicherten Informationen Funktio- 
näre der NPD auf Landesebene, darunter auch 
der Landesvorsitzende, sich anerkennend 
über die Haltung der Polizei im Zusammen- 
hang mit der Wahlkampfführung der NPD 
geäußert hätten. 

ii) Der Minister des Innern des Saarlandes 

Der Minister des Innern des Saarlandes hat 
mit Schreiben vom 17. April 1970 mitgeteilt, 
während des Bundestagswahlkampfes hätten 
im Saarland neun Wahlveranstaltungen der 
NPD stattgefunden; keine der Veranstaltun- 
gen sei systematisch grob gestört, vereitelt 
oder gesprengt worden. 


jj) Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein 

In der Stellungnahme des Innenministers des 
Landes Schleswig-Holstein vom 12. Mai 1970 
heißt es, mit Erlaß vom 11. Juli 1969 seien alle 
Polizeibehörden und -dienststellen angewie- 
sen worden, die Wahlveranstaltungen aller 
politischen Parteien zu schützen. Dementspre- 
chend seien auch alle Wahlveranstaltungen 
der NPD in Schleswig-Holstein, soweit erfor- 
derlich, durch entsprechend starke Polizei- 
kräfte geschützt worden. Im Rahmen dieser 
Einsätze seien sowohl zahlreiche Polizeibe- 
amte verletzt, als auch gegen zahlreiche Stö- 
rer Ermittlungsverfahren eingeleitet worden. 

Der Landesvorsitzende der NPD, Lober, wie 
auch andere maßgebliche Funktionäre dieser 
Partei hätten wiederholt den zuständigen Re- 
ferenten des Innenministeriums wie Einsatz- 
leitern der Polizei ihre Zufriedenheit mit den 
von der Polizei getroffenen Schutzmaßnah- 
men bei Wahlveranstaltungen der NPD er- 
klärt. 

kkj Polizeidirektion der Stadt Augsburg 

Mit Schreiben vom 10. April 1970 nimmt die 
Polizeidirektion der Stadt Augsburg zu dem 
Vorbringen der Einspruchsführer Stellung. In 
dieser Stellungnahme heißt es: 

„l.Eine amtliche Weisung an die Polizeidi- 
rektion Augsburg, das Legalitätsprinzip 
bei Versammlungsstörungen zum Nachteil 
der NPD zurückzustellen, ist zu keiner 
Zeit ergangen. 

2. Nach Kenntnis der Polizeidirektion hielt 
die NPD in der Zeit von März 1969 bis zur 
Bundestagswahl in Augsburg sieben 
Wahlveranstaltungen in verschiedenen Lo- 
kalen ab. Die Besucherzahlen lagen zwi- 
30 und 300. Sämtliche Versammlungen 
wurden polizeilich geschützt, zum Teil 
durch Bereitstellung eines Einsatzzuges 
mit 30 Polizeibeamten. Nur bei einer Ver- 
sammlung kam es zu Zwischenfällen. Die 
Polizei stellte durch Entfernung von sechs 
APO-Störern die Ordnung wieder her und 
ermöglichte den Fortgang der Veranstal- 
tung. 

Zwei bereits einberufene Wahlversamm- 
lungen kamen nicht zustande, weil die 
Wirte jeweils die Lokalbenutzung trotz 
vorheriger Zusagen verweigerten. 

3. Am 17. September 1969 führte die NPD 
eine Wahlkundgebung auf dem Elias- 
Hold-Platz durch, bei der Herr von Thad- 
den als Redner auftrat. Hierbei kam es zu 
schweren Störungen. Durch massiven Ein- 
satz von Polizeikräften konnte die Ver- 
sammlung trotzdem so weit geschützt wer- 
den, daß eine vollständige Programmab- 
wicklung möglich war." 

Bezüglich der Einzelheiten verweist er auf 
den Abschlußbericht über die Einsätze anläß- 
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lieh der Wahlkundgebung der NPD am 
17. September 1969 und der CSU am 19. Sep- 
tember 19(59. 

Abschließend heißt es in dem Bericht wört- 
lich: „Die NPD hat die Bemühungen der Stadt- 
polizei um die Aufrechterhaltung der Sicher- 
heit und Ordnung bei dieser Veranstaltung 
mit Schreiben vom 19. September 1969 aus- 
drücklich anerkannt/' 

11) Der Leiter des Stadt - und Polizeiamtes 
Bremen 

Aus der Stellungnahme des Leiters des Stadt- 
und Polizeiamtes Bremen vom 21. Mai 1970 
ergibt sich, daß für Bremen vier NPD-Veran- 
staltungen vorgesehen waren; während eine 
ersatzlos aus unbekannten Gründen ausfiel, 
seien weitere Veranstaltungen störungsfrei 
durchgeführt worden. Bei einer weiteren Ver- 
anstaltung sei es durch Gegendemonstratio- 
nen zu einem Zwischenfall gekommen. Eine 
dritte NPD-Veranstaltung (eine Großkund- 
gebung) sei am 15. September 1969 in der 
Stadthalle störungsfrei durchgeführt worden. 
Der Vorsitzende der NPD-Fraktion in der 
Bremischen Bürgerschaft, Brouwer, habe sich 
schriftlich für den Einsatz der Polizeikräfte 
bedankt. 

mm) Polizeipräsident von Düsseldorf 

Der Polizeipräsident von Düsseldorf erklärt 
mit Schreiben vom 17. April 1970, bei den in 
seinem Bereich durchgeführten NPD-Veran- 
staltungen hätten die ihm unterstehenden 
Kräfte sich strikt an das Legalitätsprinzip ge- 
halten. Soweit ein Einschreiten erforderlich 
gewesen sei, seien die Grundsätze der Gleich- 
heit und Verhältnismäßigkeit der Mittel pein- 
liehst, beachtet worden. Anderslautende Wei- 
sungen. seien, von keiner Seite ergangen. 

nn) Polizeipräsident der Stadt Frankfurt 

In seiner Stellungnahme vom 30. Juni 1970 
weist der Polizeipräsident der Stadt Frankfurt 
die Behauptungen der NPD-Einspruchsführer 
zurück und erklärt, die Polizei- und Ord- 
nungsbehörde der Stadt Frankfurt hätte wäh- 
rend des Wahlkampfes lediglich eine einzige 
Veranstaltung der NPD verboten. Dabei habe 
es sich um die am 4. September 1969 auf dem 
Römerberg in Frankfurt geplante Wahlveran- 
staltung gehandelt. Die betreffende Verbots- 
verfügung vom 2. September 1969 enthalte 
eine eingehende Begründung, auf die verwie- 
sen werde. 

Mit Verfügung vom 2. September 1969 sei die 
sofortige Vollziehung der Verfügung ange- 
ordnet worden. Auf den Antrag der NPD hin, 
die aufschiebende Wirkung ihres Wider- 
spruchs in der Verfügung wiederherzustellen, 
habe das Verwaltungsgericht Frankfurt den 
Beschluß vom 3. September 1969 erlassen. In 
diesem habe das Gericht den Antrag der 


NPD zurückgewiesen. Auf die Ausführungen 
des Gerichts wird ebenfalls verwiesen. 

Zurückgewiesen werden auch die Behaup- 
tungen der Einspruchsführer, es seien Wei- 
sungen an die Polizei ergangen, sich passiv 
zu verhalten. Wörtlich heißt es: 

„Bei der NPD-Wahlversammlung vom 25. Juli 
1969 in Frankfurt, Cantatesaal, bildeten bei- 
spielsweise Beamte der Schutzpolizei eine 
Gasse durch die vor dem Saal versammelten 
Demonstranten, um Teilnehmern der Veran- 
staltung den Zutritt zum Saal zu ermöglichen. 
Dabei kam es verschiedentlich zu Ausein- 
andersetzungen zwischen Demonstranten und 
der Polizei." 

Schließlich wird betont, daß die Polizei im 
Rahmen des Legalitätsprinzips eingeschritten 
sei. Es wird verwiesen auf Anzeigen wegen 
Landfriedensbruchs, übler Nachrede und Sach- 
beschädigung im Zusammenhang mit der 
NPD-Veranstaltung am 25. Juli 1969. 

ooj Die Behörde für Inneres der Freien und 
Hansestadt Hamburg hat zugleich für den 
Polizeipräsidenten von Hamburg zu dem 
Vorbringen der Einspruchsführer Stellung 
genommen (s. o. unter Doppelbuchstabe 
dd). 

pp) Polizeidirektion Hannover 

Die Polizeidirektion Hannover teilt mit 
Schreiben vom 16. April 1970 u. a. mit: 

„1. Die NPD führte während des Bundestags- 
wahlkampfes 1969 in Hannover am 
18. August und 22. September 1969 je eine 
öffentliche Wahlversammlung in der Nie- 
dersachsen-Halle durch. Nur bei diesen 
beiden Veranstaltungen ist es zu Versu- 
chen gekommen, den Ablauf der Wahl- 
versammlung zu stören. Sonstige Wahl- 
versammlungen der NPD sind hier ent- 
weder gar nicht bekanntgeworden oder 
sie verliefen — ■ wie z. B. eine kleinere 
Wahlversammlung am 3. Juli 1969 — 
ruhig und ohne Zwischenfälle. 

2. Dienstliche Weisungen an die Polizei der 
Polizeidirektion Hannover, sich bei Wahl- 
veranstaltungen der NPD , passiv' zu ver- 
halten, sind nicht ergangen." 

Es wird auf den Erlaß des niedersächsischen 
Ministers des Innern verwiesen, in dem die 
Polizeibehörden angewiesen worden waren, 
die Wahlveranstaltungen links- und rechts- 
extremer Parteien grundsätzlich in gleicher 
Weise zu schützen wie die Veranstaltungen 
anderer Parteien auch. Daß die Polizeibe- 
amten versucht haben, dieser Weisung ge- 
recht zu werden, ergibt sich aus den Berichten 
über den Versammlungsablauf der Veranstal- 
tungen am 19. August und 22. September 
1969. 
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rr) Der Polizeipräsident von Kassel 

Mit Schreiben vom 6. April und 10. April 1970 
hat der Polizeipräsident von Kassel zu dem 
Vorbringen der Einspruchsführer Stellung ge- 
nommen. Er teilt zunächst mit, in Kassel seien 
zwei Wahlveranstaltungen der NPD, und 
zwar am 25. Juli und 28. August 1969, abge- 
halten worden. Während die Versammlung 
am 25. Juli 1969 verhältnismäßig ruhig ver- 
laufen sei, hätte die Versammlung am 
28. August einen sehr unruhigen Verlauf ge- 
nommen. Mehrere Demonstranten seien we- 
gen gröblicher Störung durch Polizeibeamte 
aus dem Saal entfernt worden. Soweit es da- 
bei zu Widerstandshandlungen gekommen 
sei, seien Strafanzeigen erstattet worden. Von 
einem passiven Verhalten der Polizei könne 
auf keinen Fall gesprochen werden. Ordner 
der NPD seien weder in Notwehrsituationen 
gedrängt worden, noch hätte gegen sie ein- 
geschritten werden müssen. Die Veranstalter 
hätten sich für die nachhaltige Unterstützung 
bei der Wahrnehmung des Versammlungs- 
rechts bei der Polizei bedankt. Zurückgewie- 
sen wird auch die Behauptung, das Legalitäts- 
prinzip sei auf amtliche Weisung durch Poli- 
zeibeamte verletzt worden. 

Aus dem Bericht vom 10. Juli 1970 über die 
ausgefallene Veranstaltung der NPD vom 
16. September 1969 mit dem Bundesvorsit- 
zenden der NPD von Thadden als Redner er- 
gibt sich, daß die Polizeibehörde von Kassel 
auf Grund der Erfahrungen mit den Vorver- 
anstaltungen der Meinung gewesen war, es 
müsse möglich sein, die Veranstaltung mit 
von Thadden als Hauptredner ohne größere 
Zwischenfälle durchzuführen, wenn die NPD 
sich darauf beschränke, nur örtliche Ord- 
nungskräfte einzusetzen. 

Zur Durchführung der vorgesehenen Veran- 
staltung seien mehrere Gespräche mit Ver- 
tretern der NPD geführt worden. Wenn auch 
über viele Punkte ein Einvernehmen mit der 
NPD hinsichtlich der Durchführung der Ver- 
anstaltung hätte erzielt werden können, sei 
es unmöglich gewesen, eine Einigung über die 
Frage des Einsatzes überörtlicher NPD-Ord- 
nungskräfte zum Schutze des Redners zu er- 
reichen. Auf die eindringlichen Vorstellungen 
seitens der Polizei, daß der Schutz des Red- 
ners ebenso wie die übrigen versammlungs- 
rechtlichen Aufgaben Verpflichtung der Po- 
lizei seien, sei von der NPD erklärt worden, 
man könne auf den Einsatz überörtlicher Ord- 
nungskräfte nicht verzichten und es würden, 
wenn erforderlich, die Mitglieder des Ord- 
nungsdienstes mit Schutzhelmen ausgerüstet. 
Seitens der Polizei sei auf die provozierende 
Wirkung mancher Helmaufschriften, z. B. 
„Apo's Liebling", aufmerksam gemacht wor- 
den. 

In allen Gesprächen habe die NPD der Poli- 
zei zugesagt, sie werde einen minutiösen 
Fahrplan des Parteivorsitzenden von Thadden 


zur Verfügung stellen, um polizeilicherseits 
den Schutz des Redners im Ortspolizeibe- 
reich Kassel sicherzustellen. Entsprechend sei 
eine Einsatzordnung zum Schutz der durchzu- 
führenden NPD-Versammlung ergangen. 

Die von seiten des DGB für den 16. Septem- 
ber 1969 geplante Gegenveranstaltung unter 
freiem Himmel sei durch Verfügung des Poli- 
zeipräsidenten vom 12. September 1969 verbo- 
ten worden. Ein von der Arbeitsgemeinschaft 
unabhängiger sozialistischer Schüler geplanter 
Demonstrationszug vom Hermann-Schafft- 
Haus zur Stadthalle sei ebenfalls für verboten 
erklärt worden. Polizeilicherseits sei vorge- 
sehen gewesen, diesen sowie jeden anderen 
Demonstrationszug bei Bildung sofort aufzu- 
lösen. 

Das Verhalten des NPD-Landtagsabgeordne- 
ten Fischer, das stark ultimativen Charakter 
getragen habe, habe schließlich die Verbots- 
verfügung für den 16. September 1969 ausge- 
löst. Fischer habe nämlich unter Berufung auf 
das Widerstandsrecht der Hessischen Verfas- 
sung erklärt, notfalls zum gewalttätigen Wi- 
derstand aufzurufen. Diese Verbotsverfügung 
sei nach vorheriger Fühlungnahme mit den 
Fraktionsvorsitzenden der in der Kasseler 
Stadtverordnetenversammlung vertretenen 
demokratischen Parteien erlassen worden. 

Die besondere Gefahr der ultimativen Forde- 
rungen hätte darin gelegen, daß der DGB, da 
er seine Veranstaltungseinladungen bereits 
verschickt habe, sich außerstande gesehen 
hätte, die Veranstaltung rechtzeitig zu verle- 
gen. Es habe deshalb die Gefahr bestanden, 
daß seitens der NPD zum Widerstand gegen 
die Kundgebungsteilnehmer des DGB aufge- 
rufen worden wäre. Aus den genannten Grün- 
den sei die Verbotsverfügung ergangen und 
am 16. September 1969 gegen 14.00 Uhr dem 
Rechtsanwalt Müller-Brandt zugestellt wor- 
den, um der NPD auf keinen Fall den Rechts- 
weg abzuschneiden. Auf Grund der Verbots- 
verfügung sei auch die polizeiliche Einsatz- 
ordnung geändert worden, und zwar dahin, 
die Versammlung zu verhindern und Eskala- 
tionen im Verhältnis zu Andersdenkenden zu 
unterbinden. 

Die NPD habe sofort Widerspruch mit dem 
Antrag eingelegt, die Polizeiverfügung aufzu- 
heben. Dieser Antrag sei später dahin gehend 
geändert worden, festzustellen, daß die Poli- 
zeiverfügung rechtswidrig sei. Es sei ferner 
sofort das Verwaltungsgericht Kassel mit dem 
Antrag angerufen worden, die aufschiebende 
Wirkung der angeordneten sofortigen Voll- 
ziehung wiederherzustellen. Eine Kammer des 
Verwaltungsgerichts habe sich umgehend mit 
dem Antrag befaßt, jedoch noch vor Beginn 
der eigentlichen Veranstaltung gegen 19.30 
Uhr sei der Antrag vom Antragsteller zu- 
rückgezogen worden, weshalb die angeord- 
nete sofortige Vollziehung der Verbotsver- 
fügung in Kraft geblieben sei. 
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Des weiteren befaßt sich der Bericht des Poli- 
zeipräsidenten von Kassel eingehend mit den 
Geschehnissen am Abend des 16. September 
1969, in deren Verlauf zwei Demonstranten 
durch Pistolenschüsse verletzt wurden. 

Diese Vorgänge waren Gegenstand von Un- 
tersuchungen eines Untersuchungsausschusses 
des Hessischen Landtags. Der vermutliche 
Schütze und NPD-Ordner Kolley ist zwischen- 
zeitlich wegen gefährlicher Körperverletzung 
in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverlet- 
zung zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr 
und sechs Monaten verurteilt worden. Die 
Tatwaffe wurde eingezogen, das Urteil ist 
jedoch noch nicht rechtskräftig. 

ss) Leiter der Landespolizei Schleswig-Hol- 
stein, Polizeidirektion Mitte — Polizei- 
inspektion Kiel 

Der Leiter der Landespolizei Schleswig-Hol- 
stein — Polizeidirektion Mitte — Polizei- 
inspektion Kiel — teilte mit Schreiben vom 
24. April 1970 mit, die Landespolizei Schles- 
wig-Holstein habe vom Innenminister des 
Landes durch Erlaß klare Weisung erhalten, 
die im Versammlungsgesetz niedergelegte 
Versammlungs- und Redefreiheit zu gewähr- 
leisten. Den. politischen Parteien sollte bei 
ihren Wahlveranstaltungen durch die Polizei 
der gesetzlich zulässige behördliche Schutz in 
Aussicht gestellt und gewährt werden. Die 
Möglichkeit der Störung größerer Veranstal- 
tungen mit prominenten Politikern aller Par- 
teien sei besonders herausgestellt worden. 

Die Polizei sei weiter angewiesen worden, die 
Wahl eines neuen Bundestages ohne Beein- 
trächtigung sicherzustellen. Diese Weisung sei 
in Kiel ohne Unterschied bei den Wahlveran- 
staltungen aller Parteien beachtet worden. 

Im Bereich der Polizeiinspektion Kiel seien 
weder der Wahlkongreß der NPD am 1. Juni 
1969 noch danach durchgeführte Wahlveran- 
staltungen grob gestört oder gar vereitelt 
worden. Störungsversuche bei Großveranstal- 
tungen der NPD mit von Thadden als Redner 
seien durch Einsatz starker Polizeikräfte un- 
terbunden worden. Bei diesen beiden Einsät- 
zen seien vier Polizeibeamte verletzt und 
vier Polizeifahrzeuge beschädigt worden. 

Gegen Störer sei nach der gegebenen polizei- 
lichen Lage eingeschritten worden. Dabei 
seien bei den Wahlveranstaltungen der NPD 
nach der polizeilichen Lage zur Durchführung 
der erforderlichen Maßnahmen durchschnitt- 
lich mehr Polizeibeamte eingesetzt gewesen 
als bei allen anderen Parteien. 

Kein Ordner der NPD, so heißt es in dem Be- 
richt weiter, habe sich während der Wahlver- 
anstaltung in Kiel in einer Notwehrsituation 
befunden. Es sei in keinem Fall gegen einen 
Ordner der NPD von seiten der Polizei ein- 
geschritten worden. 
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Schließlich stellt der Leiter der Polizeiinspek- 
tion. Kiel fest, die Einsatzleitung der Polizei- 
inspektion Kiel habe während der Zeit des 
Wahlkampfes ständig Kontakt mit dem Wahl- 
kreiskandidaten der NPD aufgenommen, um 
die notwendigen Maßnahmen abzustimmen. 
Dieser habe sich wiederholt für diesen Kon- 
takt und den Einsatz der Polizei mündlich 
persönlich bedankt. 

tt) Der Polizeipräsident der Stadt Köln 

Mit Schreiben vom 6. April 1970 berichtete 
der Polizeipräsident der Stadt Köln, im Stadt- 
gebiet Köln habe im Rahmen des Bundestags- 
wohlkampfes lediglich eine Großveranstal- 
tung der NPD am 6. September 1969 in der 
Stadthalle von Mülheim stattgefunden. Die 
Vorereignisse um diese Veranstaltung und 
ihr Verlauf bewiesen, daß die von den Ein- 
spruchsführern aufgestellte Behauptung in 
diesem Falle nicht zuträfe. Aus den Unter- 
lagen gehe folgendes hervor, der Kreisver- 
band Köln-Stadt der NPD habe zunächst 
für den 6. September 1969 eine öffentliche 
Kundgebung auf dem Wiener Platz und 
dem Vorplatz der Mülheimer Stadthalle 
angemeldet, Die Kenntnis über eine für alle 
Fälle zur gleichen Zeit beabsichtigte Ge- 
gendemonstration des DGB habe zu einer 
Empfehlung an die NPD geführt, hinsichtlich 
des Versammlungsortes so zu disponieren, 
daß auch die Möglichkeit gegeben sei, Ver- 
kehrssicherheits- und die im Versammlungs- 
gesetz geforderten Schutzmaßnahmen zu ge- 
währleisten. Nach Überwindung einiger 
Schwierigkeiten habe die NPD die Stadthalle 
anmieten können. 

Trotz der Gegendemonstration des DGB mit 
einer Beteiligung von ca. 600 Personen habe 
die Veranstaltung, wenn auch mit einigen 
Störungen, durchgeführt werden können. Stör- 
aktionen von Unbekannten außerhalb der 
Stadthalle hätten auf den Ablauf keinen Ein- 
fluß gehabt. Aus alledem ergebe sich, daß 
die Polizei der Stadt Köln bemüht gewesen 
sei, einen ungestörten Verlauf der Veranstal- 
tung der NPD zu sichern. Die polizeilichen 
Maßnahmen hätten sich in vorsichtiger Ab- 
wägung nach den Grundsätzen der Verhält- 
nismäßigkeit der Mittel bestimmt. Diesen Um- 
ständen sei es letztlich zu verdanken gewe- 
sen, daß von Thadden seine Rede habe be- 
ginnen können und für die Versammlungs- 
teilnehmer voll wahrnehmbar auch zu Ende 
gebracht habe. Aus NPD-Kreisen hätte ver- 
lautet, Köln sei eine der wenigen Städte ge- 
wesen, in denen das ermöglicht worden sei. 

In seiner Behörde habe nie eine dienstliche 
Anweisung bestanden, sich gegenüber den 
Belangen der NPD bei der Durchführung von 
Veranstaltungen passiv zu verhalten. 

Wörtlich heißt es abschließend: 

„Ich habe großen Wert darauf gelegt, daß 
während des Wahlkampfes zur Bundestags- 
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wähl 1969 bei allen zugelassenen Parteien 
ohne Eskalation Schutz- und Sicherheitsmaß- 
nahmen nach demokratischen Grundsätzen 
gewährt wurden." 

uu) Der Polizeipräsident von Mainz 

In seiner Stellungnahme vom 3. April 1970 
teilt der Polizeipräsident von Mainz mit, die 
öffentlichen Versammlungen der NPD seien 
während des letzten Bundestagswahlkampfes 
in Mainz nicht grob gestört oder vereitelt 
worden. Alle Veranstaltungen seien ord- 
nungsgemäß zum Abschluß gebracht worden. 
Wörtlich heißt es: 

„Von einer dienstlichen Weisung, daß ich mich 
bei Störung von NPD-Veranstaltungen passiv 
verhalten soll, kann nicht die Rede sein. Viel- 
mehr bin ich durch die mir Vorgesetzte Be- 
hörde gebeten worden, für einen ordnungsge- 
mäßen Vollzug des Versammlungsgesetzes 
auch bei NPD-Veranstaltungen zu sorgen." 

vv) Polizeipräsident der Landeshauptstadt 
München 

Aus der Stellungnahme des Polizeipräsiden- 
ten der Landeshauptstadt München vom 
25. Mai 1970 ergibt sich, daß die NPD am 
6. März 1969 in München mit einer Groß- 
kundgebung den Bundestagswahlkampf für 
den Bezirk Oberbayern eröffnet hat. Von 
diesem Zeitpunkt bis zur Bundestagswahl am 
28. September 1969 habe sie in München 
einschließlich sog. Standdemonstrationen ins- 
gesamt 79 öffentliche Wahlveranstaltungen 
auf Kreis-, Bezirks- und Landesverbandsebene 
durchgeführt. 

Wörtlich heißt es in der Stellungnahme: 

„Bei sämtlichen Veranstaltungen, die eine 
Störung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung befürchten ließen, waren Kriminalbe- 
amte anwesend. Zu allen größeren Versamm- 
lungen und Kundgebungen waren zusätzlich 
uniformierte Verbände der Schutzpolizei und 
teilweise auch der Bayerischen Bereitschafts- 
polizei eingesetzt bzw. bereitgestellt. 

Die Einzelheiten des polizeilichen Schutzes 
wurden im Regelfall mit den Veranstaltern 
der NPD abgesprochen. Das Polizeipräsidium 
in München hat in jedem Fall alle notwendi- 
gen Maßnahmen getroffen, um die Durchfüh- 
rung der NPD-Wahlveranstaltungen und so- 
mit die Grundrechte der Versammlungsfrei- 
heit und Meinungsbildung zu gewährleisten." 

In der Stellungnahme heißt es weiter, in eini- 
gen Wahlkundgebungen der NPD sei es zu 
teilweise erheblichen Störungen meist durch 
Anhänger der sogenannten APO gekommen. 
Aber selbst die besonders von den Störungen 
betroffenen Veranstaltungen hätten ohne Un- 
terbrechung durchgeführt werden können. 
Wörtlich wird ausgeführt: „Dem provozie- 
renden Störverhalten lag offenbar die Ziel- 


vorstellung zugrunde, durch massive Störun- 
gen Unterbrechungen der Veranstaltungen 
und schließlich den Polizeieinsatz zu erzwin- 
gen, um damit zwangsläufig den endgültigen 
Abbruch der Versammlung zu erreichen. 

Diese Taktik der Störergruppen war sowohl 
dem jeweiligen Veranstalter als auch der 
Polizeiführung bekannt. Es lag daher in er- 
ster Linie im Interesse der Veranstalter, keine 
Unterbrechung im Ablauf und erst recht kei- 
nen massiven Polizeieinsatz eintreten zu las- 
sen. Nach Absprache oblag es daher dem je- 
weiligen Versammlungsleiter und seinen 
Ordnern, Störer aus der Versammlung zu ent- 
fernen. Der subsidiäre Einsatz von Polizei- 
kräften hatte unter Berücksichtigung der Stö- 
rerzielvorstellungen erst dann zu erfolgen, 
wenn 

a) sich Störergruppen ihrer Entfernung ge- 
waltsam widersetzt hätten und die Ord- 
ner bei legaler Wahrnehmung ihrer Be- 
fugnisse den Störern nicht mehr Herr ge- 
worden wären, oder 

b) wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
(aufrührerischer oder gewalttätiger Ver- 
lauf, unmittelbare Gefahr für Leben und 
Gesundheit usw.) für eine Auflösung Vor- 
gelegen hätten. 

Diese Voraussetzungen waren nach unseren 
Feststellungen in keinem Fall erfüllt. 

Soweit polizeiliches Einschreiten zur Auf- 
rechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
oder aus Strafverfolgungsgründen notwendig 
war (Personalienfeststellung, Festnahme, 
Platzverweisungen u. ä.) , wurden diese Maß- 
nahmen unter optimaler Wahrung der Inter- 
essen des Veranstalters am Fortgang der 
Versammlung wahrgenommen." 

Weiter wird ausgeführt, in dem genannten 
Zeitraum sei gegen 54 Personen bei der 
Staatsanwaltschaft Anzeige vorgelegt wor- 
den. Zu weiteren 23 Strafanzeigen hätten die 
Täter nicht ermittelt werden können. Alle 
vorgenannten Anzeigen hätten Straftaten be- 
troffen, die nur im Zusammenhang mit NPD- 
Versammlungen und -Werbeaktionen be- 
kanntgeworden seien. Im gleichen Zusammen- 
hang seien außerdem von ca. 30 Personen die 
Personalien festgestellt und zum Zwecke der 
Privatklage gegenseitig ausgetauscht worden. 
Gegen Ordner und Wahlhelfer der NPD sei 
nur dann vorgegangen worden, wenn sie 
selbst strafbare Handlungen begangen hätten. 

Abschließend heißt es wörtlich: 

„Zusammenfassend ist festzustellen, daß von 
einem passiven Verhalten der eingesetzten 
Polizeibeamten bei NPD-Veranstaltungen un- 
ter den gegebenen Umständen keine Rede 
sein kann. Zu keiner Zeit bestand eine Wei- 
sung, wonach die Polizeibeamten bei NPD- 
Veranstaltungen sich passiv zu verhalten hät- 
ten. " 
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wwj Polizeipräsidium der Stadt Nürnberg 

Mit Schreiben vom 27. Mai 1970 übermittelte 
das Polizeipräsidium der Stadt Nürnberg eine 
Stellungnahme zu den Behauptungen der Ein- 
spruchsführer. Darin heißt es u. a. f es könne 
keine Rede davon sein, daß der Wahlkampf 
1969 im Zeichen der Aufhebung der Grund- 
rechte der Versammlungsfreiheit der NPD ge- 
standen habe. In Nürnberg hätten, soweit der 
Polizei bekanntgeworden, 8 Veranstaltungen 
der NPD stattgefunden sowie eine Reihe klei- 
nerer Versammlungen, die polizeilich nicht 
besonders erfaßt worden seien. 

Mit Ausnahme der Versammlung am Egidien- 
platz am 26. September 1969 hätten alle Ver- 
anstaltungen durchgeführt werden können. 
Von massierten und systematischen Störun- 
gen könne daher bei den anderen Veranstal- 
tungen nicht gesprochen werden. 

Es müsse jedoch festgestellt werden, daß die 
Redner der NPD, gleichgültig ob es sich um 
von Thadden, Pöhlmann oder andere gehan- 
delt habe, die Anwesenheit oppositioneller 
Teilnehmer, insbesondere der jüngeren Gene- 
ration, gerade zum Anlaß genommen hätten, 
die NPD-Anhänger gegen sie anzuheizen. Die 
dabei gebrauchten Formulierungen schienen 
bewußt darauf abgezielt gewesen zu sein, po- 
litische Gegner zu reizen und Reaktionen bei 
ihnen auszulösen, in denen der sichtbare Be- 
weis für die von der NPD vertretenen Ansich- 
ten erbracht werden sollte. 

Die am 26. September 1969 am Egidienplatz 
durchgeführte Veranstaltung habe ursprüng- 
lich am Hauptmarkt stattfinden sollen, sei 
aber angesichts der steigenden Empörung in 
weiten Kreisen der Bevölkerung dorthin ver- 
legt worden. Bei dieser Abschlußkundgebung 
habe von Thadden als Hauptredner auftreten 
sollen. 

Die Empörung der Bevölkerung über dieses 
Vorhaben sei nur unter Berücksichtigung der 
besonderen historischen Vergangenheit Nürn- 
bergs zu verstehen. Sie habe dazu geführt, 
daß sich schließlich am Kundgebungsort 15 000 
politische Gegner, darunter auch einige Hun- 
dert militante Störer der APO, eingefunden 
hätten. Die Polizei habe durch Bereitstellung 
von rund 1500 Beamten mit den entsprechenden 
Einsatzmitteln, durch Errichtung mechanischer 
Sperren usw. alles Erdenkliche getan, um die 
Durchführung der Versammlung zu ermög- 
lichen. Erst als die wütende Menschenmenge 
die Absperrungen trotz intensiven Wasser- 
werfereinsatzes durchbrochen habe, sei die 
Kundgebung für aufgelöst erklärt worden. 
Nur mit großer Mühe sei es gelungen, Ruhe 
und Ordnung anschließend wieder herzustel- 
len. 

Die Maßnahme der Versammlungsauflösung 
sei Gegenstand eines von der NPD ange- 
strengten Verwaltungsgerichtsverfahrens ge- 
wesen. Die beklagte Stadt Nürnberg habe da- 


bei die Auffassung vertreten, daß die Polizei 
unter den am 26. September 1969 gegebenen 
Umständen nicht anders habe handeln kön- 
nen. Der Kreisverband Nürnberg der NPD 
habe noch während der Verhandlungen auf 
Grund der Beweisaufnahme seine Klage zu- 
rückgezogen. 

Zur Behauptung, die Polizei habe sich auf 
dienstliche Weisung grundsätzlich passiv ver- 
halten und sei gegen Verstöße gegen § 21 
Versammlungsgesetz nicht eingeschritten, er- 
klärt das Polizeipräsidium Nürnberg, diese 
Behauptung entbehre auf Grund der tatsäch- 
lichen Vorgänge jeglicher Grundlage. Die 
durchgeführten Versammlungen bewiesen 
vielmehr das Gegenteil. Insbesondere bei der 
Veranstaltung vom 12. September 1969 in der 
Meistersingerhalle sei es nur dem sofor- 
tigen Einschreiten der Polizeibeamten zu ver- 
danken, wenn entstehende Störungen schon 
im Keim erstickt werden konnten, wobei 
einige Teilnehmer hätten ausgeschlossen wer- 
den müssen. 

Zu kritischen Situationen zwischen NPD-Ord- 
nern und NPD-Angehörigen einerseits und 
anderen Teilnehmern sei es ebenfalls nur in 
dieser Veranstaltung gekommen. Dabei hät- 
ten sich die Ordner der NPD in keinem Fall 
in einer Notwehrsituation befunden, da stets 
Polizeibeamte in ausreichender Zahl zu ihrem 
Schutze vorhanden gewesen seien. 

Viel störender als das Verhalten mancher 
NPD-Gegner sei allerdings die Tatsache der 
offenen Herausforderung dieser Teilnehmer 
durch den Hauptredner von Thadden gewe- 
sen. Dies habe einerseits entsprechende Zwi- 
schenrufe ausgelöst und andererseits dazu ge- 
führt, daß Kundgebungsteilnehmer einen der 
jugendlichen NPD-Gegner niedergeschlagen 
hätten. 

In derselben Versammlung habe gegen einen 
NPD-Ordner deshalb eingeschritten werden 
müssen, weil er trotz vorausgegangener Mah- 
nung, sich an die Grenzen seiner Befugnisse 
zu halten, erneut einen Zwischenfall mit einem 
Teilnehmer hervorgerufen habe. 

Zusammenfassend heißt es in dem Bericht 
wörtlich: 

„Abschließend bleibt also festzustellen, daß 
die von der NPD als Begründung für ihre 
Wahlanfechtung vorgebrachten Behauptungen 
für den Nürnberger Bereich nicht den Tat- 
sachen entsprechen." 

xx) Der Innenminister des Saarlandes hat zu- 
gleich für den Polizeipräsidenten von 
Saarbrücken zu den Behauptungen der 
Einspruchsführer Stellung genommen (s. 
o. unter Doppelbuchstabe ii). 

yyj Der Polizeipräsident der Stadt Stuttgart 

Schließlich hat der Polizeipräsident der Stadt 
Stuttgart mit Schreiben vom 30. April 1970 
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zu den Behauptungen der Einspruchsführer 

erklärt: 

„1. Die Polizei der Stadt Stuttgart hat dienst- 
liche Weisung, sich bei Veranstaltungen 
der NPD passiv zu verhalten, weder von 
übergeordneten Stellen erhalten noch sol- 
che Weisung nachgeordneten Kräften er- 
teilt. Dies gilt auch für Polizeikräfte, die 
zur Unterstützung der Stuttgarter Polizei 
herangezogen worden sind. 

2. a) Unter Berücksichtigung des mit Verfas- 

sungsrang ausgestatteten Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ist die Stutt- 
garter Polizei bei Störungen und straf- 
baren Handlungen eingeschritten. Das 
Legalitätsprinzip wurde nicht verletzt. 
Z. T. waren Vertreter der Staatsanwalt- 
schaft bei der Einsatzleitung zugegen, 
so daß auch dadurch die Gesetzmäßig- 
keit des Handelns gewahrt worden ist. 

b) Die in Stuttgart in der Zeit vom 
30. März 1969 bis 28. September 1969 
von der NPD veranstalteten Versamm- 
lungen in geschlossenen Räumen konn- 
ten durchweg programmgemäß durch- 
geführt werden. Der erforderliche 
Schutz durch die Polizei war stets ge- 
währleistet. Keine der Versammlungen 
mußte unterbrochen, abgebrochen oder 
aufgelöst werden. 

3. Notwehrsituationen entstanden für NPD- 
Ordner in Stuttgart nicht. Bei dem nicht 
öffentlichen Bundeswahlkongreß der NPD 
am 10. Mai 1969 in Stuttgart wurden die 
vor dem Saaleingang postierten Ordner 
durch Polizeikräfte geschützt. Gerade die- 
ser Einsatz wurde von Gegnern der NPD 
heftig kritisiert. Ca. 260 Eier, die im Fahr- 
zeug eines Demonstranten vorgefunden 
wurden und die als Wurfgeschosse gegen 
die NPD-Ordner dienen sollten, sind sicher- 
gestellt worden. 

4. Bei allen größeren Veranstaltungen der 
NPD in Stuttgart wurde mit dem jeweili- 
gen Veranstaltungsleiter Fühlung aufge- 
nommen, um einen reibungslosen Ablauf 
zu sichern. In keinem Fall haben örtliche 
oder überörtliche Organe der NPD den 
Einsatz der Stuttgarter Polizei bei öffent- 
lichen Wahlveranstaltungen beanstandet. 

5. Zum Schutz der Veranstaltungen der NPD 
am 30. März 1969, 10./11. Mai 1969 und 
10. September 1969 wurden neben Polizei- 
kräften des Polizeipräsidiums Stuttgart 
auch Kräfte der Bereitschaftspolizei Ba- 
den-Württemberg angefordert und im Ein- 
satzraum je nach Lage bereitgestellt oder 
eingesetzt. 

Beim Wahlkongreß der NPD am 10./11. 
Mai 1969 waren jeweils neben Eigenkräf- 
ten zwei Hundertschaften, bei den beiden 
übrigen Veranstaltungen je eine Hundert- 


schaft der Bereitschaftspolizei aufgebo- 
ten." 

Auch der Bundesminister des Innern erklärt in 
seinem Schriftsatz vom 27. Mai 1970, die Behaup- 
tung der Einspruchsführer, die Polizei habe sich 
bei gegen die NPD gerichteten Wahlkampfaus- 
schreitungen auf dienstliche Weisung hin passiv 
verhalten, sei unrichtig. 

Auch die übrigen, der Polizei gegenüber erho- 
benen Vorwürfe seien unzutreffend. Die Innen- 
minister (-Senatoren) der Länder seien sich viel- 
mehr darüber einig gewesen, daß die Polizei 
verpflichtet sei, den störungsfreien Ablauf aller 
Wahlveranstaltungen zu gewährleisten unge- 
achtet der veranstaltenden Partei und ihrer poli- 
tischen Tendenz. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der 
Länder habe sich auf ihren Sitzungen vom 
12. Juni und 4. September 1969 ausführlich mit 
der Frage eines störungsfreien Ablaufs der 
Wahlveranstaltungen aller Parteien befaßt und 
eine entsprechende Erklärung abgegeben. (Die 
Erklärung wurde der Stellungnahme des Bundes- 
ministers des Innern vom 27. Mai 1970 als An- 
lage 5 beigefügt.) 

Am 25. Juni 1969 habe sich auch die Bundes- 
regierung mit den Vorbereitungen eines unge- 
störten Ablaufs des Wahlkampfes befaßt und 
sich den Entschließungen der Innenminister an- 
geschlossen. 

Der Bundesminister des Innern und die Innen- 
minister (-Senatoren) der Länder hätten darüber 
hinaus im Rahmen ihrer Zuständigkeit eine Viel- 
zahl von weiteren in der Stellungnahme im ein- 
zelnen nicht aufzählbaren Maßnahmen zum 
Schutz der Wahlkampfveranstaltungen aller 
Parteien getroffen. 

Der Bundesminister a. D. Benda habe sich wie- 
derholt und sehr deutlich gegen die gewaltsame 
Störung von politischen Versammlungen ausge- 
sprochen, weil er derartige Methoden des poli- 
tischen Kampfes auch gegenüber solchen Par- 
teien für unverantwortlich gehalten habe, an 
deren Bekenntnis zur verfassungsmäßigen Ord- 
nung Zweifel bestünden. 

Unzutreffend sei auch die Behauptung der Ein- 
spruchsführer, die Inaktivität der Polizei habe im 
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Ziel des 
DGB gestanden, der NPD das Grundrecht der 
Versammlungsfreiheit streitig zu machen. Durch 
diese Ausführungen werde der Eindruck hervor- 
gerufen, staatliche Behörden verfolgten in Zu- 
sammenarbeit mit den Gewerkschaften das Ziel, 
die NPD allein und ausschließlich zu bekämpfen. 

Nach den dem Inenministerium vorliegenden 
Zahlen von gestörten Wahlveranstaltungen, die 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
könnten, seien 128 Wahlveranstaltungen der 
NPD, aber auch 69 Wahlveranstaltungen der im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien ge- 
stört worden. In zwei Fällen habe der damalige 
Bundeskanzler seine Rede abbrechen müssen, 
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weil er durch Demonstranten gehindert worden 
sei. Durch diese Zahlen werde das Vorbringen 
der Einspruchsführer widerlegt, daß ihr der poli- 
zeiliche Schutz ihrer Veranstaltungen versagt 
worden sei, um ihr das Grundrecht der Versamm- 
lungsfreiheit streitig zu machen. 

In ihrer Gegenäußerung vom 1. Juli 1970 tragen die 
Einspruchsführer dazu vor, es treffe nicht zu, daß 
allgemein Wahl Veranstaltungen gestört worden 
seien und es müsse nach der Größe der Parteien 
unterschieden werden; obgleich die NPD als derzeit 
noch kleinere Partei, also weniger Veranstaltungen 
durchgeführt habe, seien bei ihr fast alle Veranstal- 
tungen gestört worden und das seien Tausende von 
Veranstaltungen, nicht aber nur 128 gewesen. 

Zu 10. 

Für ihre Behauptung, Kundgebungen der NPD seien 
durch meistens von den Gewerkschaften aufgehetzte 
und entlohnte Gesetzesbrecher gestört und vereitelt 
worden, tragen die Einspruchsführer vor, es sei 
amtsbekannt und offenkundig, daß die öffentlichen 
Veranstaltungen der NPD im gesamten Bundes- 
gebiet durch massierten Einsatz meist verführter 
junger Menschen systematisch grob gestört oder 
vereitelt worden seien. Die Gesetzesbrecher seien 
meistens durch die Gewerkschaften zu ihrem Tun 
aufgerufen und in vielen Fällen sogar mit Tagegeld 
und Reisekosten ausgestattet bzw. zum Tatort trans- 
portiert worden. So habe z. B. der DGB versucht, 
den Parteitag der NPD vom 17. Juni 1966 in Karls- 
ruhe zu verhindern. Er habe in Bussen und Sonder- 
zügen „Demonstranten" nach Karlsruhe gebracht, um 
durch Störmaßnahmen ein Verbot zu erreichen. 
Allein der DGB-Bezirk Baden-Württemberg habe 
seinen Beitragskassen für Fahrgelder und Tagegel- 
der 125 000 DM entnommen. Unter Verletzung der 
Grundrechte der Versammlungsfreiheit und der 
Chancengleichheit sei dieser Wahlterror unter dem 
zwinkernden Auge der Obrigkeit ungehindert über 
die Bundesrepublik hinweggerollt. Wegen der offi- 
ziellen Duldung oder gar der Förderung seitens 
amtlicher Stellen könne dieses Tun sogar als amt- 
liche Wahlbeeinflussung gewertet werden. Es sei 
nämlich Aufgabe des Staates, entsprechendes Ver- 
halten zu verhindern und die Gewerkschaften auf 
ihre eigentlichen Aufgaben zu verweisen. 

Im übrigen habe sich der DGB im Zusammenwirken 
mit dem Bundesminister des Innern an den Saal- 
abtreibungen beteiligt. Vielfach hätten die Stadt- 
verwaltungen vor den massiven Forderungen des 
DGB kapituliert und bereits abgeschlossene Ver- 
träge unter Mißachtung gerichtlicher Entscheidungen 
annuliert bzw. mit unannehmbaren Erschwerungen 
gekoppelt, während andere Parteien normale Miet- 
bedingungen erhielten. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen verweisen sie auf 
Mietverträge mit den Städten Rheinhausen, Offen- 
bach, Gießen, Darmstadt, Hanau/Main, Kronberg, 
Hagen, Groß Gerau, Rüsselsheim, Kassel, Mann- 
heim, Karlsruhe und Nürnberg. Teilweise hätten die 
Stadtverwaltungen auf Grund gerichtlicher Entschei- 
dungen das Veranstaltungsverbot bzw. die Kündi- 
gung des Mietvertrages zurücknehmen müssen. 


Wenn es zu Auseinandersetzungen mit den Demon- 
stranten vor bzw. im Versammlungssaal gekommen 
sei, sei die Polizei bemerkenswert inaktiv gewesen. 
Diese Inaktivität habe in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit dem Ziel des DGB gestanden, der NPD 
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit streitig 
zu machen. 

Zum Beweis ihrer Behauptungen bieten die Ein- 
spruchsführer die Zeugen Erwin Essl, Mitglied des 
Bayerischen Landtags, und Philipp Pless, Mitglied 
des Hessischen Landtags und Vorsitzender des Lan- 
desbezirks Hessen des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes, an. 

Zu den Behauptungen der Einspruchsführer hat 
sich Erwin Essl mit Schriftsatz vom 27. Februar 
1970 geäußert. 

In dieser Äußerung heißt es u. a.: 

„Jedenfalls bin ich der Auffassung, daß Bun- 
desbürger, die gegen die NPD demonstrieren, 
nicht allein aus diesem Grund als Gesetzes- 
brecher bezeichnet werden können . . 

Im übrigen weist er darauf hin, daß er keinen 
Überblick darüber habe, wann und von wem in 
einer nicht angegebenen Zeit zu Demonstratio- 
nen gegen die NPD aufgerufen worden sei. Be- 
kannt sei ihm nur, daß insbesondere vor der 
letzten Bundestagswahl spontan ,Bürgerkomi- 
tees' oder ähnliche Gruppen in verschiedenen 
Städten der Bundesrepublik gebildet worden 
seien, die Aufklärungsarbeit oder auch Demon- 
strationen unternommen hätten. Über Einzel- 
heiten sei er jedoch nicht informiert. 

Es treffe allerdings zu, daß sich auch Gewerk- 
schaften auf Grund von Kongreß- und Gewerk- 
schaftstagsbeschlüssen mit der NPD, ihren Auf- 
fassungen, Zielen und Verhaltensweisen befaßt 
hätten sowie in Kundgebungen und Veranstal- 
tungen dazu Stellung nahmen. Da es sich in 
solchen Fällen um gewerkschaftliche Veran- 
staltungen gehandelt habe, sei es wie bei ande- 
ren Veranstaltungen möglich, daß je nach Ort, 
Zeit und Einzugskreis solcher Veranstaltungen 
Reisekostenersatz oder Transport geleistet und, 
wenn die Notwendigkeit dazu Vorgelegen habe, 
ein Verpflegungsgeld ausgezahlt worden sei. 
Ihm sei allerdings nicht erkennbar, inwieweit 
solche Veranstaltungen als gesetzesbrecheri- 
sches Tun angesehen werden könnten. 

Philipp Pless hat mit Schreiben vom 11. Fe- 
bruar und 5. März 1970 zu den Behauptungen 
der Einspruchsführer Stellung genommen und 
u. a. ausgeführt, der Landesbezirk Hessen des 
DGB habe im Jahre 1969 keine Demonstratio- 
nen gegen die NPD veranlaßt oder organisiert. 
Er selbst habe auf drei Kundgebungen in Darm- 
stadt, Wieseck bei Gießen und in Kassel gespro- 
chen. Diese drei Kundgebungen seien jeweils 
von dem zuständigen DGB-Kreis veranstaltet 
DGB-Kreises die Mitglieder der einzelnen Ge- 
. worden. Soweit ihm bekannt geworden sei, hät- 
ten hierbei die Vorsitzenden des jeweiligen 
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werkschaften zu der Veranstaltung auf gerufen | 
und meist in Abstimmung mit den politischen 
Parteien SPD, CDU, FDP die Kundgebung durch- 
geführt. Ihm sei kein Fall bekannt, daß Tage- 
gelder oder Reisekosten an Teilnehmer der 
Kundgebung gezahlt worden seien. Soweit ihm 
berichtet worden sei, seien lediglich für die Mit- 
glieder der betreffenden Gewerkschaften Fahr' 
gelegenheiten zur Verfügung gestellt worden. 
Genaue Einzelheiten wisse er nicht. Insbeson- 
dere habe er mit der Organisation selbst nichts 
zu tun gehabt. 

In der Stellungnahme heißt es weiter, der DGB- 
Kreis Darmstadt habe am 12. September 1969 
durch das Landgericht Darmstadt — 1 0 248/69 — 
im Wege der einstweiligen Verfügung dem 
Kaufmann Kaye bei Meidung einer Geldstrafe 
bis zu 2000 DM für jeden Fall der Zuwider- 
handlung verbieten lassen, die Behauptung auf- 
zustellen: „Gemeinsame Aktionen des DGB mit 
Kommunisten, SPD und FDP riefen zum bruta- 
len Terror gegen eine demokratische Partei, die 
NPD, auf." 

Schließlich weist er darauf hin, der Oberbürger- 
meister der Stadt Kassel habe durch Polizeiver- 
fügung vom 12. September 1969 dem DGB-Kreis 
Kassel die von diesem für den 16. September 
1969 an der Kattenstraße angemeldete Kund- 
gebung an diesem Ort verboten. Dieses Verbot 
habe sich auf alle Ersatzversammlungen des 
DGB am selben Tage in einem Umkreis von 
300 m um die Stadthalle in Kassel erstreckt. In 
der Kasseler Stadthalle sei um 20 Uhr eine 
Wahlversammlung der NPD angekündigt ge- 
wesen. Die Kundgebung des DGB-Kreises Kas- 
sel habe daraufhin in der Aula der Heinrich- 
Schütz-Schule stattgefunden. Die angekündigte 
NPD-Versammlung sei von der Polizei ver- 
boten worden; das Verwaltungsgericht habe 
diese Entscheidung bestätigt. Der NPD-Land- 
tagsabgeordnete Fischer habe später auf Befra- 
gen ausdrücklich erklärt: „Mir ist bekannt, daß 
die Gegenkundgebung des DGB ordnungsge- 
mäß verlaufen ist." 

In seiner Gegenäußerung vom 6. März 1970 zu die- 
sen Stellungnahmen erklärt der Beauftragte der 
Einspruchsführer, beide redeten an der Sache vor- 
bei, obgleich sie bestens darüber unterrichtet ge- 
wesen seien, welche Maßnahmen die Gewerkschaf- 
ten des DGB in ihrem Bereich durchgeführt hätten. 

Weiter heißt es in der Gegenäußerung wörtlich: 

„Bezüglich Herrn Essl wird beispielhaft mitgeteilt, 
daß er am 26. September 1969 auf einer Kund- 
gebung des DGB in Nürnberg gesprochen hat, die 
zum Zwecke der anschließenden Verhinderung der 
auf dem Egidienplatz geplanten Großkundgebung 
der NPD veranstaltet worden war. In seiner An- 
sprache hat Herr Essl zu Kampfmaßnahmen gegen 
die NPD-Kundgebung aufgerufen. Als Folge dieser 
Anstiftung ereigneten sich die bekannten Vorfälle 
in Nürnberg. Die ganze Nacht hindurch zog dann 
der aufgehetzte Mob ungehindert durch die Stra- 
ßen Nürnbergs, um Stellschilder zu demolieren und 


anzuzünden. Auswärtige Kundgebungsteilnehmer 
des DGB wurden mit Omnibussen antransportiert 
und mit Tagegeldern ausgestattet. 

Der Kreisverband Frankfurt des DGB hat mit einem 
Schreiben vom 22. Juli 1969 alle Mitglieder der Ge- 
werkschaftsjugend aufgefordert, die Kundgebung 
der NPD im Cantate-Saal vom 25. Juli 1969 zu spren- 
gen. Dieses Schreiben enthält eine Verletzung des 
Tatbestands des § 21 des Versammlungsgesetzes 
durch folgende Formulierungen: 

„Von verschiedenen Jugendfunktionären wurden wir 
aufgefordert, die Gewerkschaftsjugend solle diese 
Veranstaltung verhindern. Wir halten dies für ein 
berechtigtes Anliegen und rufen Euch auf: Verhin- 
dert diese Zusammenkunft der Neo-Nazis. Wenn 
uns dies gelingen soll, müßten wir uns um späte- 
stens 18.30 Uhr vor dem Cantate-Saal in großer Zahl 
einfinden. 

Die Folge dieser Volksverhetzung war der notwen- 
dige Einsatz der NPD-Ordner. Anschließend wurde 
die NPD über die Massenmedien systematisch zur 
, Schlägerpartei 1 gestempelt." 

Abschließend verweist er auf Schreiben verschiede- 
ner Gewerkschaften an die Schlenter-Betriebe in Köln 
wegen der beabsichtigten Vermietung der Köln- 
Mülheimer Stadthalle an die NPD, in denen mitge- 
teilt werde, die Gewerkschaften würden in Zukunft 
von Veranstaltungen ihrer Organisationen in Schlen- 
ter-Betrieben Abstand nehmen, wenn die vorge- 
sehene NPD-Veranstaltung durchgeführt werden 
sollte. 

Zu 11. 

Schließlich machen die Einspruchsführer noch gel- 
tend, der Präsident des Bundestages habe die der 
NPD zustehende Vorauszahlung der Wahlkampf- 
kosten zum Zwecke der Behinderung der NPD ver- 
zögert und damit gleichzeitig die Parteien des Bun- 
destages unterstützt. 

Nach dem Parteiengesetz in Verbindung mit der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
3. Dezember 1968 habe der NPD diese Abschlags- 
zahlung zugestanden. Das Bundesverfassungsgericht 
habe in dieser Entscheidung unmißverständlich zum 
Ausdruck gebracht, daß die Chancengleichheit auch 
die rechtzeitige Zurverfügungstellung der Voraus- 
zahlungen beinhalte. Obgleich nun der NPD nur 
Steuergelder ihrer Wähler als Wahlkampfkosten zu- 
flössen, habe sich die Obrigkeit in einer ungesunden 
Einstellung zu Macht und Geld in wiederholten Er- 
klärungen darüber entrüstet, daß man nun auch die 
NPD finanzieren müsse. Folgerichtig habe der Bun- 
destag und sein Präsident die spätestens nach dem 
3. Dezember 1968 zur unverzüglichen Auszahlung 
anstehende Vorauszahlung nicht fristgericht gelei- 
stet. Selbst habe man sich sehr pünktlich bedient, 
während die finanziell schwache NPD keine notwen- 
digen Dispositionen habe treffen können. Es hätten 
sich auch keine Banken bereitgefunden, die den 
hohen Betrag zwischenfinanziert hätten, was aller- 
dings unbeachtlich sei, weil es unzumutbar gewesen 
wäre. Die hohe Verzinsung hätte den für den Wahl- 
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kampf zur Verfügung stehenden Betrag erheblich 
geschmälert, was wiederum eine Beeinträchtigung 
der Chancengleichheit bedeutet hätte. 

Erst als die DFU das Bundesverfassungsgericht an- 
gerufen habe, habe sich der Bundestagspräsident 
nach weiterem Zögern im August 1969 herbeigelas- 
sen, die der NPD zustehende Vorauszahlung anzu- 
weisen. Die Überweisung mit einer Verzögerung 
von über sieben Monaten stelle eine schwere Be- 
nachteiligung der NPD gegenüber den Parteien dar, 
die ihre Vorauszahlung längst erhalten gehabt 
hätten. 

Auf Anfrage des Ausschusses hat der Direktor 
beim Deutschen Bundestag zu diesen Behaup- 
tungen mit Schreiben vom 31. März 1970 Stel- 
lung genommen. In dieser Stellungnahme heißt 
es; 

„l.Die Nationaldemokratische Partei Deutsch- 
lands hat mit Schreiben vom 2. Januar 1969 
(Anlage 1) den Präsidenten des Deutschen 
Bundestages darauf hingewiesen, daß sie 
nach dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 3. Dezember 1968 Anspruch auf 
Erstattung der Wahlkampfkosten habe. Sie 
hat weiter um Mitteilung gebeten, mit wel- 
cher Stelle der Bevollmächtigte der NPD Ver- 
bindung aufnehmen könne, um Einzelheiten 
der Abwicklung zu erörtern. 

2. Unter dem 13. Januar 1969 wurde mit aus- 
drücklicher Zustimmung des Herrn Bundes- 
tagspräsidenten ein Schreiben an den Partei- 
vorstand gerichtet (Anlage 2), in dem mit- 
geteilt wurde, daß die Auszahlung weiterer 
Erstattungsbeträge an die Parteien erst nach 
einer entsprechenden Änderung der §§ 18 ff. 
des Parteiengesetzes zulässig sein werde. 

3. Diesem Antwortschreiben lag die Rechtsauf- 
fassung zugrunde, daß der Präsident des 
Deutschen Bundestages als mittel verwaltende 
Stelle nicht berechtigt ist, Zahlungen ohne 
ausreichende Rechtsgrundlage zu leisten. 

Auf Grund eines Schreibens des Vorsitzenden i 
des Innenausschusses vom 4. Februar 1969 ist ! 
diese Rechtsansicht sowohl dem amtierenden 
Präsidenten des Deutschen Bundestages, Herrn 
Abgeordneten Erwin Schoettle, sowie dem Vor- 
sitzenden des Innenausschusses, Herrn Abge- 
ordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen, dargelegt 
worden. 

4. Mitte Mai 1969 war auf Grund der Beratung 
des Innenausschusses die Meinungsbildung 
in den Fraktionen des Deutschen Bundes- ' 
tages so weit gediehen, daß man mit hin- j 
reichender Sicherheit voraussehen konnte, in ; 
welcher Fassung der Entwurf eines Gesetzes j 
zur Änderung des Parteiengesetzes eine i 
Mehrheit finden würde. Da nach dieser I 
Fassung die NPD zum Kreise der Erstattungs- I 
berechtigten gehören würde, habe ich dem 
Herrn Bundestagspräsidenten empfohlen, in 
Anlehnung an gewisse Präzedenzfälle — wie 
z. B. die Auszahlung von höheren Beamten- 
bezügen im Vorgriff auf eine spätere gesetz- 


liche Regelung — dem Antrag der NPD nun- 
mehr stattzugeben. 

Der Herr Bundestagspräsident hat diese An- 
regung aufgegriffen und am 29. Mai 1969, also 
zwei Monate vor Inkrafttreten der geänderten 
§§ 18 ff. des Parteiengesetzes, die Auszahlung 
der Abschlagsbeträge an die NPD angeordnet." 

In der Stellungnahme des Bundesministers des In- 
nern vom 27. Mai 1970 heißt es zu diesem Vor- 
bringen der Einspruchsführer u. a., der Präsident des 
Deutschen Bundestages sei unmittelbar nach Erlaß 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 
3. Dezember 1968 [BVerfGE 24, 300 (351 f)] ohne ge- 
setzliche Grundlage nicht berechtigt gewesen, die 
Auszahlung von Abschlagszahlungen an die NPD an- 
zuordnen. Das Bundesverfassungsgericht habe näm- 
lich im genannten Urteil dargelegt, daß nur der Bun- 
desgesetzgeber auf Grund der Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes gesetzliche Regelungen für eine 
Erstattung von Wahlkampfkosten erlassen könne. 
Wenn die Abschlagszahlungen dennoch vor Verab- 
schiedung der Novelle zum Parteiengesetz überwie- 
sen worden seien, so habe dies nur geschehen kön- 
nen, weil die Beratungen so weit fortgeschritten ge- 
wesen seien, daß sich die Änderungen der Bestim- 
mungen des Parteiengesetzes über die Erstattung 
der Wahlkampfkosten eindeutig hätten übersehen 
lassen. 

III. 

1. Mit ihrer Gegenäußerung vom 1. Juli 1970 be- 
streiten die Einspruchsführer ausdrücklich alle 
ihrem bisherigen Vortrag zuwiderlaufenden Be- 
hauptungen in den vom Ausschuß angeforderten 
Stellungnahmen. 

2. In seiner Stellungnahme vom 27. Mai 1970 stellt 
der Bundesminister des Innern abschließend fest: 

„Selbst wenn Wahlmängel zur Überzeugung des 
Wahlprüfungsausschusses nachgewiesen werden 
könnten, bedürfte es nach Sinn und Zweck des 
Wahlprüfungsverfahrens und ständiger Rechts- 
praxis noch der Feststellung des Ausschusses, 
daß diese Mängel für den Ausgang der Wahl 
kausal geworden sind oder doch kausal gewesen 
sein können (BVerfGE 4, 370; Maunz-Dürig, 
RdNr. 28 zu Artikel 41 GG mit weiteren Litera- 
turnachweisen)." 

In ihrer Gegenäußerung vom 1. Juli 1970 führen 
die Einspruchsführer dazu aus: 

„Wenngleich leider nicht zu übersehen ist, daß 
die jeweiligen Machthaber den Minderheiten das 
Recht auf Bildung und Ausübung einer Opposi- 
tion und der freien Meinungsäußerung mit allen 
Mitteln zu beschneiden versuchen, kann dieser 
gesetzwidrige Zustand keinesfalls als Richtschnur 
dienen. Insbesondere der Mißbrauch der Massen- 
medien verhindert eine echte lebendige Demo- 
kratie. Dieser Mißbrauch allein schon war es, der 
die Wahlchanccn der NPD verheerend minderte. 
Man muß keinesfalls von einer besonderen poli- 
tischen Einsichtsfähigkeit der großen Masse über- 
zeugt sein, um zu wissen, wie deren Meinung 
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manipuliert werden kann. Niemand wird es den 
Beschwerdeführern bestreiten, wenn diese die 
wissenschaftlich untermauerte und aus der Le- 
benserfahrung immer wieder bestätigte Behaup- 
tung aufstellen, daß die NPD zwischen 10 und 
20 °/o der Stimmen spielend erreicht hätte, wäre 
dieser die Möglichkeit gegeben gewesen, inner- 
halb der letzten 4 Wochen vor der Wahl die 
Massenmedien gegen ihre politischen Gegner 
einzusetzen. Während umgekehrt die Unwahr- 
heit und Verleumdung zur Einschüchterung der 
Wähler erforderlich waren, hätte bei der NPD 
die Kundgabe der reinen Wahrheit ausgereicht, 
den Wählerwillen erfolgreich zu beeinflussen. 
Gerade deshalb waren die amtlichen Äußerungen 
der Repräsentanten des Staates so verheerend. 

Dieser einseitig unter Mißbrauch der Prinzipien 
unserer freiheitlichen Grundordnung geführte 
Wahlkampf hat auch erkennen lassen, daß die 
Entwicklung zu einer Parteienoligarchie mit 
scheinkonstitutionellen Institutionen schon weit 
gediehen ist. Die rote Regierung in Bonn gibt da- 
für ein Musterbeispiel. " 


B. 

1. Die Einspruchsführer sind der Meinung, durch 
all diese Wahlmängel sei die Menschenwürde 
aller Anhänger der NPD gröblich verletzt wor- 
den. Die Freiheit der Wahl sei durch die Diffamie- 
rung einer gleichberechtigten Wählergruppe ge- 
fährdet und der Wählerwille unter Verletzung 
des Gleichheitssatzes nach Artikel 3 Abs. 1 GG 
manipuliert worden. Die Chancengleichheit nach 
Artikel 21 GG sei in einer solchen Weise ver- 
letzt worden, daß das Recht auf Bildung und Aus- 
übung einer Opposition nicht mehr gewährleistet 
gewesen sei. 

Daß diese Beeinträchtigungen so erheblich ge- 
wesen seien, daß dadurch der Einzug der NPD in 
den Bundestag vereitelt worden sei, zeige das 
erklärte Ziel des Meinungsterrors. Sodann 
spreche die Lebenserfahrung für einen großen 
Stimmenverlust nach einem solchen Terror. 

Schließlich seien keine Anhaltspunkte ersichtlich, 
weshalb die NPD gegenüber den Landtagswahlen 
aus anderen Gründen Stimmenverluste hätte hin- 
nehmen müssen. 

Durch die Manipulation des Wählerwillens sei 
die fest auf dem Boden des Grundgesetzes 
stehende NPD zu einer Nazipartei, einer Schlä- 
gerpartei und einer Partei gestempelt worden, 
die Krieg, Arbeitslosigkeit und sonstige uner- 
wünschte Entwicklungen herbeiführen würde, 
während sie als konservative Rechtspartei gerade 
der Garant für eine glückliche Zukunft unserer : 
Bevölkerung sei. 

Zur rechtlichen Seite führen die Einspruchsführer 
aus, sie hätten ihre Begründung aus sachlichen i 
Gründen auf jene Verletzungstatbestände be- j 
schränkt, die nach der Lebenserfahrung die Mög- ! 


lichkeit eines Einflusses auf das Wahlergebnis 
klar aufzeigten. 

Sie vertreten die Auffassung, die gesetzliche 
Regelung lasse erkennen, daß an die frühere 
Spruchpraxis anzuknüpfen sei und daß also eine 
Änderung der überkommenen Grundsätze des 
Wahlprüfungsrechts nicht beabsichtigt sei. 

Sie behaupten, es werde nicht verkannt, daß der 
Wahlprüfungsausschuß als erste Instanz über- 
fordert erscheine, wenn er sich objektiv mit dem 
Einspruch einer Partei zu beschäftigen habe, die 
Verletzungstatbestände rüge, deren Verursacher 
Mitglieder der Parteien seien, die die überwie- 
gende Zahl der Ausschußmitglieder stelle. Auch 
das Interesse der Ausschußmitglieder und des 
Bundestages an der Ausschaltung der NPD, ein 
Problem, das ein Prinzip unserer freiheitlichen 
Grundordnung berühre, werde nicht übersehen 
und zeige nur auf, daß die gesetzliche Regelung 
hinsichtlich der Zuständigkeit recht unglücklich 
sei. 

Im Rahmen einer Fortentwicklung des Wahl- 
prüfungsrechts werde es eine Aufgabe des Bun- 
desverfassungsgerichts sein, seine Autorität in 
Erinnerung zu rufen und auszusprechen, daß das 
Mehrparteienprinzip nur funktionieren könne, 
wenn zugleich das Recht auf Chancengleichheit 
jederzeit gewährleistet sei. 

Letztlich behaupten die Einspruchsführer, jede 
der angesprochenen Wahlbeeinflussungen allein 
sei bereits geeignet, der NPD den Wählerstamm 
der Landtagswahlen streitig zu machen. Mancher 
Wähler habe nur eines einzigen Anstoßes dieser 
Art bedurft, um seine Entscheidung zu fällen. Es 
entspreche den Erkenntnissen der Massen- 
psychologie und Lebenserfahrung, daß mehr als 
der verschwindende Prozentsatz von 0,7 °/o durch 
relevante Wahlbeeinflussung den Weg zu ande- 
ren Parteien gefunden hätte. Sonst hätte sich der 
Einsatz von vielen Millionen ja auch nicht ge- 
lohnt, und dieser Einsatz sei genau einkalkuliert 
gewesen. 

Nach Auffassung der Einspruchsführer habe die 
NPD daher die Erheblichkeit der Beeinträchtigun- 
gen in ausreichendem Maße dargetan, so daß dem 
Einspruch stattzugeben sei. 

Die Einspruchsführer beantragen, 

die Wahl zum 6. Deutschen Bundestag vom 
28. September 1969 für ungültig zu erklären und 
die sich daraus ergebenden Folgerungen festzu- 
stellen. 

2. Hinsichtlich der Einzelheiten der Einspruchsbe- 
gründungen und den beigefügten Anlagen sowie 
der dem Wahlprüfungsausschuß zugeleiteten 
Stellungnahmen nebst Anlagen wird auf den 
Akteninhalt Bezug genommen. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat Reden und Inter- 
views des Bundespräsidenten Dr. Gustav Heine- 
mann vom 1. Juli 1969 bis 30. Juni 1970 (herausg. 
vom Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung) für seine Beratungen herangezogen. 
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Außerdem lagen ihm die Zeitungen „Deutsche 
Nachrichten — - Nationaldemokratische Zeitung“ 
11. Jahrgang 1969 und „Deutsche Wochenzeitung, 
Für nationale Politik — Kultur und Wirtschaft“, 
11. Jahrgang 1969 vor. 


C. 

Mit Schreiben vom 20. Mai 1970 hat der Beauftragte 
der Einspruchsführer auf die Durchführung einer 
öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem Wahl- 
prüfungsausschuß verzichtet. 

Aufgrund dieses Schreibens haben alle gemäß § 6 
des Wahlprüfungsgesetzes am Verfahren Beteiligten 
auf die Durchführung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung in dieser Wahlprüfungssache verzich- 
tet. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat daraufhin beschlos- 
sen, von der Durchführung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung abzusehen und, soweit erfor- 
derlich, schriftliche Stellungnahmen anzufordern. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch fristgerecht 
begründet worden; er ist auch zulässig, jedoch nicht 
begründet. 

I. 

Das Wahlprüfungsverfahren dient nur dem Schutz 
des objektiven Wahlrechts, d. h. der Erzielung der 
gesetzmäßigen Zusammensetzung des Bundestages 
[vgl. BVerfGE 1, 430 (433)]. Diese Auffassung, der 
sich auch der Deutsche Bundestag in allen Entschei- 
dungen in Wahlprüfungsangelegenheiten ange- 
schlossen hat, ist zur ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts geworden [vgl. BVerfGE 
22, 277 (281)]. Ausgehend von diesen vom Bundes- 
verfassungsgericht festgelegten Grundsätzen dient 
auch die Prüfung dieses Einpruchs ausschließlich da- 
zu, die ordnungsgemäße Zusammensetzung des 
6. Bundestages festzustellen [vgl. BVerfGE 4, 370 
(379)]. Zwar wird die Wahlprüfung weitestgehend 
vom Gewohnheitsrecht bestimmt, da das formelle 
Wahlprüfungsrecht keine Normen über die Wahl- 
fehler und ihre Folgen für die Gültigkeit der Wah- 
len enthält (vgl. Seifert, Das Bundeswahlgesetz, 
Kommentar, Seite 337). Die Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts ist jedoch insoweit schon 
zum Gewohnheitsrecht geworden und zieht damit 
auch dem Wahlprüfungsausschuß des Bundestages 
enge Grenzen, so daß er insoweit nicht willkürlich 
verfahren kann, sondern an die vom Bundesverfas- 
sungsgericht entwickelten Grundsätze gebunden ist. 
Für den Wahlprüfungsausschuß bestand daher auch 
keine Veranlassung, von der Feststellung des Bun- 


desverfassungsgerichts in der bereits zitierten Ent- 
scheidung abzugehen, in der es heißt: „Die Be- 
schwerde nach § 48 BVerfGG kann daher nur auf 
solche Wahlfehler gestützt werden, die auf die Sitz- 
verteilung von Einfluß sind oder sein können" 
[BVerfGE 4, 370 (372)]. Was für die Beschwerde nach 
§ 48 BVerfGG gilt, muß im gleichen Maße auch für 
die Prüfung des Einspruchs durch den Wahlprü- 
fungsausschuß gelten. 

Zwar ist diese Auffassung, der sich der Bundestag 
in mehreren Entscheidungen angeschlossen hat, nicht 
ohne Kritik geblieben. So wird geltend gemacht, 
diese Auffassung sei für die Wahlprüfungsbehör- 
den zwar sehr bequem, der Sache werde sie jedoch 
keinesfalls gerecht (vgl. insbesondere Seifert, a. a.O., 
Seite 341). Es ist zwar einzuräumen, daß die Zurück- 
weisung eines Einspruchs trotz festgestellter Wahl- 
fehler im Einzelfall auf wenig Verständnis stoßen 
mag. Der Wahlprüfungsausschuß hat es in diesen 
Fällen jedoch nicht bei der Zurückweisung belas- 
sen, sondern war bemüht, im Rahmen seiner Mög- 
lichkeiten dafür Sorge zu tragen, daß eine Wieder- 
holung entsprechender Fehler bei den nächsten 
Wahlen ausgeschlossen wird (vgl. z. B. Beschluß 
Drucksache VT/ 343) . Bei der Frage, welchem Grund- 
satz — Feststellung des wirklichen Willens der 
Wählerschaft oder möglichste Aufrechterhaltung 
einer so umfassenden und komplizierten Veran- 
staltung, wie sie die Wahl darstellt — der Vor- 
rang einzuräumen ist, haben der Deutsche Bundes- 
tag und das Bundesverfassungsgericht versucht, 
insofern einen Mittelweg zu gehen, der besagt, 
daß die Wahl möglichst aufrechterhalten werden 
soll und eben nur solche Wahlfehler oder Wahl- 
mängel zur Aufhebung und Wiederholung der Wahl 
führen können, die auf die Sitzverteilung von Ein- 
fluß gewesen sind oder sein konnten. Würde der 
Auffassung gefolgt, daß jeder Wahlfehler zur Ungül- 
tigkeit der Bundestagswahl insgesamt oder in ein- 
zelnen Wahlkreisen führen müsse, so hätte das zur 
Folge, daß viele Wiederholungswahlen mit den 
dazu gehörenden Vorbereitungen erforderlich wä- 
ren. 

Die Konsequenzen einer derartigen Spruchpraxis 
und die Möglichkeit, das Bundesverfassungsgericht 
um Entscheidung anzurufen, könnten zur Lähmung 
der Arbeit sowohl des Parlaments als auch der Re- 
gierung führen, weshalb schon bei der Wahlprü- 
fung im kaiserlichen Reichstag von zwei Übeln 
das kleinere gewählt wurde (vgl. Hatschek, Das 
Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, I Seite 503). 

Die Wahl des geringeren Übels ist auch deshalb ge- 
rechtfertigt, weil im anderen Falle mit zum Teil 
manipulierten Wahlfehlern und entsprechenden 
Wahleinsprüchen gerechnet werden müßte. 

Ferner spricht für diesen Mittelweg die nicht zu 
übersehende, unserem Wahlrecht aber widerspre- 
chende Tendenz der Wähler, sich bei Wiederho- 
lungswahlen von dem Ergebnis der Hauptwahl „be- 
einflussen" zu lassen (vgl. „Wahlprüfung Sache des 
Bundestages“ in Das Parlament Nr. 38/39 vom 
20. September 1969 Seite 11). Nicht zuletzt ist diese 
Auffassung auch durch die Praxis des Ausschusses 
gerechtfertigt, bemüht zu sein, eine Wiederholung 
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festgestellter Fehler bei nachfolgenden Wahlen aus- 
zuschließen. 

Von diesen Gesichtspunkten hat sich der Wahlprü- 
fungsausschuß auch bei dem vorliegenden Wahl- 
einspruch leiten lassen. Die Einspruchsführer grei- 
fen diese Entscheidungspraxis auch nicht an, son- 
dern setzen sie in ihrer Einspruchsbegründung als 
gegeben voraus. Das ergibt sich daraus, daß sie 
die gerügten Wahlmängel bzw. Wahlfehler, z. B. 
in Karlsfeld, Dortmund bzw. Bogen/Oberpfalz, nur 
erwähnen mit dem Hinweis, einen Einfluß auf die 
Sitzverteilung könne insoweit nicht dargetan wer- 
den. 

Der Wahlprüfungsausschuß war jedenfalls der Auf- 
fassung, daß die in mehreren Wahlbezirken der 
Stadt Dortmund . festgestellten Wahlfehler keinen 
Einfluß auf die Sitzverteilung zum 6. Deutschen Bun- 
destag hatten. Er hält jedoch diese festgestellten 
Fehler trotz der Erklärungen der Wahlvorsteher, 
die falsche Ausweisung der Stimmen sei durch einen 
irrtümlichen Zeilenvertausch entstanden, für so gra- 
vierend, daß er sich veranlaßt gesehen hat, den Bun- 
desminister des Innern zu bitten, bei den zuständi- 
gen Stellen des Bundes und der Länder darauf 
hinzuwirken, daß ähnliche Fehler bei nachfolgenden 
Wahlen ausgeschlossen werden. 

Dasselbe gilt für die anderen oben genannten, von 
der NPD behaupteten und zum Teil festgestellten 
Wahlmängel, obwohl sie ebenfalls auf die Sitzver- 
teilung für den 6. Deutschen Bundestag ohne Einfluß 
geblieben sind. 

II. 

1. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch da- 
mit begründen, durch das „jahrelang betriebene 
Verbotsgerede“ sei eine rechtswidrige amtliche 
Wahlbeeinflussung unter Verletzung des Rechts 
auf Chancengleichheit und Bildung und Aus- 
übung einer Opposition erfolgt, kann der Ein- 
spruch keinen Erfolg haben. 

Der Ausschuß ist bei der Prüfung des Vorbrin- 
gens der Einspruchsführer von der Tatsache aus- 
gegangen, daß sich der damalige Bundeskanzler 
Dr. h. c. Kiesinger, der damalige Bundesminister 
des Innern, Benda, auch andere damalige Mini- 
ster sowie weitere Persönlichkeiten des öffent- 
lichen Lebens in ihrer Eigenschaft als Politiker 
mehrfach zu den im Bundesministerium des In- 
nern gesammelten Nachrichten und Stellungnah- 
men zu einem eventuellen Verbot der NPD ge- 
äußert haben. Soweit der ehemalige Bundes- 
minister des Innern, Benda, sich zu dem in sei- 
nem Hause gesammelten Material zu einem 
eventuellen Verbotsantrag geäußert hat, hat er 
zwar wiederholt die Ansicht vertreten, das Ma- 
terial rechtfertige einen Verbotsantrag und es 
sei darüber hinaus politisch sinnvoll, einen ent- 
sprechenden Antrag zu stellen. Er hat jedoch 
jeweils hinzugefügt, daß es nicht Aufgabe des 
Bundesministers des Innern, sondern der Bun- 
desregierung oder der anderen Antragsberech- 
tigten sei, hierüber endgültig zu befinden (vgl. 
Interview der Woche des Deutschlandfunks vom 


23. Februar 1969, abgedruckt in: Das Parlament 
vom 8. März 1969). 

Aus Artikel 73 Nr. 10, Artikel 87 Abs. 1, Arti- 
kel 9 Abs. 2, Artikel 18 und Artikel 21 Abs. 2 
GG i. V. mit § 3 des Gesetzes über die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Länder in Ange- 
legenheiten des Verfassungsschutzes vom 
27. September 1950 (BGBl. S. 682), ferner aus 
den §§ 36 ff., 43 ff. BVerfGG ergibt sich die Ver- 
pflichtung für die staatliche Exekutive, insbeson- 
dere für den Bundesminister des Innern, im Rah- 
men des sogenannten „präventiven“ und „re- 
pressiven“ Verfassungsschutzes Nachrichten und 
Unterlagen über solche Parteien und Organisa- 
tionen zu sammeln und auszuwerten, aus denen 
Bestrebungen gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung erwachsen können. Beruht somit die 
Sammlung, Zusammenstellung und Auswertung 
des gesammelten Materials über möglicherweise 
verfassungswidrige Parteien bzw. Organisatio- 
nen auf gesetzlicher Grundlage, so kann diese 
soweit nicht beanstandet werden. 

Aber auch die zum Teil öffentliche Diskussion 
über die möglichen rechtlichen Folgen, die aus 
dem gesammelten Material zu ziehen sind, 
rechtfertigt nicht den Vorwurf der Verletzung 
der Chancengleichheit. Der verfassungsmäßigen 
parlamentarisch-demokratischen Ordnung ent- 
spricht, daß die Repräsentativorgane ihre Tätig- 
keit im Interesse der Allgemeinheit transparent 
machen, es sei denn, daß übergeordnete Ge- 
sichtspunkte eine Geheimhaltung rechtfertigen. 

Die Frage, ob die Bundesregierung auch bei 
Vorliegen ausreichenden Materials einen Ver- 
botsantrag nach § 43 BVerfGG i. V. mit Arti- 
kel 21 Abs. 2 GG zu stellen hat, ist nicht nur 
eine Frage der rechtlichen Beurteilung des vor- 
liegenden Materials, sondern auch eine Frage 
des politischen Ermessens. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat in seinem Urteil vom 17. August 
1956 [BVerfGE 5, 85 (129)] u. a. ausgeführt: 
„Hält sie (die Bundesregierung) die Vorausset- 
zungen für den Antrag auf Feststellung der Ver- 
fassungswidrigkeit einer Partei für gegeben, so 
ist es, auch wenn von der Durchführung des Ver- 
fahrens eine ungünstige Auswirkung . . . be- 
fürchtet werden muß, zunächst immer noch eine 
Frage des politischen Ermessens, ob sie nach 
Abwägung aller Umstände dem Gebot des Ver- 
fassungsschutzes nachkommen oder die hiernach 
zulässige Maßnahme zurückstellen will." 

Ist aber die Entscheidung über einen Verbots- 
antrag nach § 43 BVerfGG i. V. mit Artikel 21 
Abs. 2 GG nicht ausschließlich eine Rechtsfrage, 
sondern insbesondere auch eine Frage des po- 
litischen Ermessens, so steht die Unterlassung 
der Stellung eines entsprechenden Antrags 
außerhalb der Nachprüfung im Wahlprüfungs- 
verfahren. Geprüft werden kann daher nur die 
Behauptung, Mitglieder der damaligen Bundes- 
regierung und andere Persönlichkeiten des öf- 
fentlichen Lebens hätten auf Grund des im Bun- 
desministerium des Innern gesammelten Mate- 
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rials ein „Verbotsgerede" betrieben. Wenn, wie 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, 
die Frage des Verbotsantrags immer noch eine 
Frage des politischen Ermessens ist, so hat die 
Öffentlichkeit, anders als vielleicht bei reinen 
Rechtsentscheidungen, ein Recht darauf, von den 
Antragsberechtigten informiert zu werden und 
Einfluß auf diese Ermessensentscheidung zu neh- 
men. Die Bundesregierung bzw. ihre Mitglieder 
haben deshalb den Grundsatz der Neutralität 
aller Staatsorgane gegenüber allen Parteien 
nicht verletzt, wenn sie diese Frage in und mit 
der Öffentlichkeit diskutierten. Auch bei Berück- 
sichtigung des verfassungsrechtlichen Prinzips 
der Repräsentation muß dies um so mehr gelten, 
als ein starkes öffentliches Interesse an der 
Frage der Antragstellung schon deshalb gege- 
ben war, weil weite Kreise der Öffentlichkeit 
ein Verbot der NPD für politisch notwendig und 
rechtlich begründet hielten. Wenn daher die 
Bundesregierung bzw. ihre Mitglieder auf das 
berechtigte Interesse der Öffentlichkeit rea- 
gierten, kann auch darauf verwiesen werden, 
daß gerade die NPD entscheidend dazu beige- 
tragen hat, das öffentliche Interesse an der 
Frage der Steilung eines Verbotsantrages zu 
wecken. So lauten z. B. einige Überschriften in 
der Zeitung „Deutsche Nachrichten" (DN): 

1. DN Nr. 1/1969 S. 1 
„Bonn in der Sackgasse — 

Die Hintergründe des Verbotsgeredes" 

2. DN Nr. 2/1969 S. 2 
„Bonn prüft weiter" 

3. DN Nr. 3/1969 S. 2 

„Herr Benda ist zu ehrgeizig" 

4. DN Nr. 8/1969 S. 2 

„Benda wieder auf Kriegspfad" 

5. DN Nr. 9/1969 S. 3 

„Die Verbotshetze unserer Gegner hat uns 
nur härter gemacht" 

6. DN Nr. 11/1969 S. 3 

„Der permanente Rechtsbruch — 
Machtmißbrauch gegen die NPD" 

7. DN Nr. 14/1969 S. 1 

„Die Bonner Furcht vor der NPD" 

(Karikatur) 

8. DN Nr. 18/1969 S. 1 
„Innenminister Benda scheiterte — - 
400 Seiten ,NPD-MateriaP ohne 
rechtliche Substanz" 

9. DN Nr. 19/1969 S. 1 
„Schlechtester Innenminister seit 1949" 

In diesem Zusammenhang muß auch darauf hin- 
gewiesen werden, daß sich der Bundesminister 
des Innern damals ebenfalls zur Frage der Ver- 
fassungsmäßigkeit der DKP geäußert hat und 
der Bundesregierung eine umfassende Unter- 
suchung zu dieser Frage vorlegte. Auch kommu- 
nistische Zeitungen haben mit dem Vorwurf 


nicht gespart, die Bundesregierung äußere sich 
öffentlich zur Problematik eines Verbotsantrags 
der DKP. 

Sind aber die Mitglieder der Bundesregierung 
berechtigt, öffentlich über die Frage eines Ver- 
botsantrags einer politischen Partei zu disku- 
tieren und ist deshalb der Bundeskanzler kei- 
nesfalls verpflichtet, eine öffentliche Diskussion 
zu verhindern, so muß in der öffentlichen Aus- 
einandersetzung auch gesagt werden dürfen, 
weshalb überhaupt Material über eine politische 
Partei gesammelt wird (vgl. z. B. Benda, Weh- 
ner, Strauß, Brenner, Barzel, Arndt, Tacke, „Blick 
von der Tribüne, verbieten oder rhetorisch nie- 
derkämpfen?" in „Tribüne" Heft 28, 7. Jahrgang 
1968, Seite 3002 ff.). 

In Artikel 21 Abs. 2 GG heißt es: „Parteien, die 
nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer 
Anhänger darauf ausgehen, die freiheitlich de- 
mokratische Grundordnung zu beeinträchtigen 
oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundes- 
republik Deutschland zu gefährden, sind ver- 
fassungswidrig." Die Diskussion über einen Ver- 
botsantrag impliziert daher den Vorwurf, die 
entsprechende Partei gehe darauf aus, die frei- 
heitlich-demokratische Grundordnung zu beein- 
trächtigen oder zu beseitigen oder den Bestand 
der Bundesrepublik zu gefährden, was nichts 
anderes bedeutet als den Vorwurf zu erheben, 
diese Partei sei undemokratisch bzw. eine Ge- 
fahr für die Bundesrepublik. Das Recht zur Dis- 
kussion über einen eventuellen Antrag auf Ver- 
bot einer Partei beinhaltet daher auch die Zu- 
lässigkeit der Darlegung der tatsächlichen oder 
vermeintlichen Gründe, die einen solchen An- 
trag rechtfertigen könnten. 

Wenn im Zusammenhang mit der Diskussion 
über einen Verbotsantrag gegen die NPD gleich- 
zeitig von einer Änderung des Wahlrechts ge- 
sprochen wurde mit dem Bemerken, der NPD 
müsse die Plattform entzogen werden, so han- 
delte es sich dabei zunächst um eine allgemeine 
Diskussion der Wahlrechtsreform, die nur durch 
das Einrücken der NPD in einige Landtage der 
Bundesrepublik besondere Aktualität erhielt. 
Soweit in diesem Zusammenhang von einem 
Einfluß auf den Wählerwillen gesprochen wer- 
den kann, könnte dieser nur darin erblickt wer- 
den, daß gerade die Vorstellungen eines neuen 
Wahlrechts mit dem Schwerpunkt auf die Mehr- 
heitswahl bestimmte Wählergruppen dazu ver- 
anlaßt haben könnten, aus Protest der NPD 
ihre Stimme zu geben. 

Daß im Rahmen der Diskussion über einen even- 
tuellen Verbotsantrag der NPD auch die Dis- 
kussionsbeiträge der damaligen Mitglieder der 
Bundesregierung von den Massenmedien ver- 
breitet wurden, kann nicht als amtliche Wahl- 
beeinflussung gewertet werden. Abgesehen da- 
von, daß diese Verbreitung nicht als Wahlpro- 
paganda qualifiziert werden kann und insoweit 
eine Verletzung der gleichen Wettbewerbschan- 
cen der Parteien nicht gegeben ist, steht es im 
Rahmen der grundgesetzlich garantierten Mei- 
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nungsäußerungs- und Meinungsbildungsfreiheit 
den Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie den 
Presseorganen frei, in welcher Form sie über 
diese Diskussion berichten. 

Liegt insoweit eine unzulässige amtliche Wahl- 
beeinflussung nicht vor, kann es auf die Be- 
hauptung der Einspruchsführer, mindestens 
10 °/o der potentiellen NPD-Wähler hätten sich 
durch das Verbotsgerede davon abhalten lassen, 
NPD zu wählen, nicht ankommen. Darüber hin- 
aus sieht der Ausschuß die von den Einspruchs- 
führern angebotene Durchführung einer Mei- 
nungsumfrage bei Personen, die die NPD nicht 
gewählt haben, hilfsweise die Einvernahme von 
mindestens 310 000 Zeugen für ein unzulässiges, 
zumindest jedoch für ein untaugliches Beweis- 
mittel an. 

Nach den §§ 8 und 9 des Wahlprüfungsgesetzes 
sind die Vorschriften über den Zivilprozeß ent- 
sprechend anzuwenden. Da eine generelle An- 
wendung einer bestimmten Verfahrensordnung 
nicht vorgeschrieben ist, das Verfahren somit 
vielmehr der freien Gestaltung des Bundestages 
bzw. des Wahlprüfungsausschusses unterliegt 
(vgl. Seifert, a. a. O., S. 328 zu § 9), ist der Aus- 
schuß nicht unbedingt auf die klassischen Be- 
weismittel des Zivilprozeßrechts, wozu eine 
Testumfrage nicht gehört, angewiesen. 

Eine Meinungsumfrage bei Personen, die nicht 
NPD gewählt haben, ist nach Auffassung des 
Ausschusses jedoch deshalb unzulässig, weil sie 
dem Grundsatz der freien Wahl widersprechen 
würde. Zwar besagt der Grundsatz der gehei- 
men Wahl lediglich, daß die freie Wahlentschei- 
dung zu sichern ist, für den Wähler selbst je- 
doch keine Verpflichtung besteht, sein Wahl- 
geheimnis zu wahren (vgl. Seifert, a. a. O., 
Seite 555 mit der dort angegebenen Literatur). 
Steht danach dem einzelnen Wähler nach der 
Wahlhandlung ein freies Offenbarungsrecht 
über seine Stimmabgabe zu, so würde eine amt- 
liche Befragung — und nur eine amtliche Be- 
fragung könnte als Beweismittel gelten — je- 
denfalls den Grundsatz der geheimen Wahl ver- 
letzen, da diese Befragung ihrerseits nach dem 
Willen der Einspruchsführer entscheidend für 
eine eventuelle Wiederholungswahl sein soll 
und damit die Offenbarung der Wahlentschei- 
dung selbst präjudizierend für die unter Um- 
ständen durchzuführende Wiederholung der 
Wahl sein müßte. Dasselbe gilt in etwa für den 
Hilfsantrag, mindestens 310 000 von den Ein- 
spruchsführern noch namentlich zu benennende 
Zeugen zu vernehmen. 

Die angebotenen Beweismittel sind aber nach 
Meinung des Ausschusses auch untauglich. Ab- 
gesehen davon, daß weder amtlich noch privat 
nachgeprüft werden könnte, wie die zu befra- 
genden Personen bei der Bundestagspahl 1969 
gewählt haben, kann es im Wahlprüfungsver- 
fahren nur darauf ankommen, festzustellen, ob 
der Wähler bei der Stimmabgabe am Tag der 
Bundestagswahl in unzulässiger Weise beein- 
flußt worden ist. Eine nachträgliche Befragung 


von Wählern in Kenntnis des Wahlergebnisses 
und nachfolgender politischer Entscheidungen 
wäre mit so viel Imponderabilien belastet, daß 
ihr kein Aussagewert im Hinblick auf die rich- 
tige Zusammensetzung des 6. Deutschen Bun- 
destages beigemessen werden könnte. 

2. Soweit die Einspruchsführer offizielle Äußerun- 
gen höchster Repräsentanten des Staates, ins- 
besondere des damaligen Bundesministers des 
Auswärtigen und jetzigen Bundeskanzlers und 
des damaligen Bundesministers für Gesamt- 
deutsche Fragen, Wehner, rügen, gelten die 
Ausführungen zu 1. Zusätzlich kann darauf ver- 
wiesen werden, daß es in der freiheitlichen De- 
mokratie zur Funktion der politischen Parteien 
gehört, Rechenschaft über die geleistete poli- 
tische Arbeit in der Vergangenheit zu geben 
und politische Alternativen für alle einer staat- 
lichen Gestaltung zugänglichen Lebensbereiche 
anzubieten. Wenn danach mit Hilfe der Wahlen 
eindeutige politische Entscheidungen von grund- 
sätzlicher Bedeutung über die bisherige und 
künftige Politik von Regierung und Opposition 
herbeigeführt werden sollen [vgl. BVerfGE 24, 
300 (348)], kann es angesichts der sich aus dem 
parlamentarischen System ergebenden Verfloch- 
tenheit zwischen Regierung und Regierungspar- 
teien, auch Mitgliedern der Bundesregierung 
nicht versagt werden, über eine Partei, deren 
Einzug in den Deutschen Bundestag in bestimm- 
ter Weise eine politische Entscheidung von 
grundsätzlicher Bedeutung gewesen wäre, deut- 
lich ihre Meinung zu sagen. 

Die Einspruchsführer haben für ihre Behaup- 
tung, der Bundespräsident habe sich in amtli- 
chen öffentlichen Erklärungen mit eindeutigem 
Bezug gegen die Wahl radikaler Parteien ge- 
wandt, keinen Hinweis auf bestimmte Äußerun- 
gen gegeben; dem Ausschuß ist lediglich be- 
kannt, daß sich der Bundespräsident in Reden 
allgemein gegen den Radikalismus ausgespro- 
chen hat. So heißt es z. B. in einer Ansprache 
vor dem Landtag in Düsseldorf am 17. Sep- 
tember 1969 u. a.: 

„Alle diese Vorgänge, die Bewältigung der 
Wirtschaftskrise in den vergangenen drei Jah- 
ren, der Aufbau und alles, was hier zu nennen 
wäre, alles das ließ sich in der Vergangenheit 
nicht mit Radikalismus lösen und auch das, was 
vor uns steht, wird sich nicht mit Radikalismus 
lösen lassen. Da mag noch so viel von gewissen 
Seiten getrommelt werden. Wir alle, verehrte 
Damen und Herren, müssen uns immer wieder 
gegenseitig zu der ruhigen Vernunft führen 
und helfen; denn nur dadurch kann es gelin- 
gen." (Gustav W. Heinemann „Reden und Inter- 
views" 1. Juli 1969 — 30. Juni 1970, herausg. 
Presse und Informationsamt der Bundesregie- 
rung). 

Dem Bundespräsidenten ist zwar die Mitglied- 
schaft in einer politischen Partei grundgesetz- 
lich nicht verwehrt, doch ist eine aktive Betäti- 
gung im parteipolitischen Kampf ungeschriebe- 
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nerweise mit dem Präsidentenamt unvereinbar 
(vgl. Maunz-Dürig, Kommentar Artikel 55 
RdNr. 6, von Mangold-Klein, Kommentar, 
Seite 1089). Dies muß erst recht in Zeiten des 
Wahlkampfes gelten. Nach den Zuständigkeits- 
bestimmungen des Grundgesetzes kann der 
Bundespräsident — im Gegensatz zum Reichs- 
präsidenten — auch nicht mehr als Hüter der 
Verfassung angesehen werden (vgl. Maunz- 
Dürig, a. a. O., Artikel 56 RdNr. 4). Als Staats- 
oberhaupt steht er nicht nur über den politi- 
schen Parteien, sondern auch über den nicht 
neutral-integrierenden, programmatisch gerich- 
teten Gewalten (vgl. von Mangold-Klein, a. a. O., 
Seite 1067) ; das bedeutet jedoch nicht, daß der 
Bundespräsident als neutral-integrierende, ob- 
jektive Gewalt nicht das Recht habe, in primär 
nicht-justitiablen, die verfassungsmäßige Ord- 
nung berührenden Fragen seine Meinung kund- 
zutun und sich zu politischen Fragen von allge- 
meinem öffentlichen Interesse zu äußern. 

Mit der Warnung vor Radikalismus hat der 
Bundespräsident sich in diesem Rahmen gehal- 
ten, da er nur seiner Verpflichtung nachgekom- 
men ist, wie sie sich aus der Eidesformel für 
den Bundespräsidenten (Artikel 56 GG) — seine 
Kraft dem Wohle des deutschen Volkes zu wid- 
men, seinen Nutzen zu mehren, Schaden von 
ihm abzuwenden, das Grundgesetz und die Ge- 
setze des Bundes zu wahren und zu verteidi- 
gen — ergibt, und damit nicht in unzulässiger 
Weise in den parteipolitischen Kampf eingegrif- 
fen. 

Aus diesem Grunde können entsprechende Äu- 
ßerungen auch nicht als unzulässiger Eingriff in 
den Wahlkampf gewertet werden. 

3. Auch mit der Behauptung, durch die Rede des 
Bundestagspräsidenten am Vorabend der Bun- 
destagswahl sei der Wählerwille manipuliert 
und mindestens 5°/o der Wähler davon abge- 
halten worden, der NPD ihre Stimme zu geben, 
kann der Einspruch nicht begründet werden. 

Eine Rede des Bundestagspräsidenten am Vor- 
abend der Bundestagswahl und ihre Übertra- 
gung über die Rundfunk- und Fernsehanstal- 
ten ist zwischenzeitlich schon Tradition gewor- 
den. In seiner Eigenschaft als Präsident des 
Bundestages ist er auf Grund seiner neutrali- 
sierten Stellung zur parteipolitischen Neutrali- 
tät verpflichtet, da. er die Interessen der Ge- 
samtheit des Bundestages wahrzunehmen hat. 
Aus diesem Grunde steht auch diese Rede 
außerhalb der den einzelnen politischen Par- 
teien von den Rundfunk- und Fernsehanstalten 
zur Verfügung gestellten Sendezeit. 

Die parteipolitische Neutralisierung des Amtes 
verpflichtet den Bundestagspräsidenten jedoch 
nicht zur absoluten politischen Neutralität und 
nimmt ihm nicht das Recht, sich in amtlicher 
Eigenschaft zu politischen Fragen von allge- 
meinem Interesse zu äußern. Als Repräsentant 
des Bundestages obliegt ihm, wie allen Staats- 
organen, dem Wohle des deutschen Volkes zu 


dienen, seinen Nutzen zu mehren und Schaden 
von ihm zu wenden (vgl. Artikel 56 GG, Eides- 
formel des Bundespräsidenten). Wenn er im 
Rahmen dieser Verpflichtung in seiner Rede 
vor radikalen und extremistischen Gruppierun- 
gen gewarnt hat, so kann darin in keiner 
Weise eine Absage an das verfassungsrecht- 
lich garantierte Mehrparteienprinzip oder eine 
Verletzung des Gleichheitssatzes erblickt wer- 
den. Er hat auch den demokratischen Par- 
teien rechts- und linksradikale Gruppierungen 
gegenübergestellt und nicht von nichtdemokrati- 
schen Parteien gesprochen. Wenn die Ein- 
spruchsführer sich durch diese Warnung ange- 
sprochen fühlen, mag das lediglich als Beweis 
dafür gelten, daß sie sich in die Gruppe radi- 
kaler Parteien einreihen, die Warnung selbst 
kann jedoch nicht als Diffamierung im behaup- 
teten Sinne gewertet werden. 

Kann daher von einer unzulässigen amtlichen 
Wahlbeeinflussung seitens des Bundestagsprä- 
sidenten keine Rede sein, kann es auf die Durch- 
führung der von den Einspruchsführern bean- 
tragten Meinungsumfrage nicht ankommen, ab- 
gesehen davon, daß dieses Beweismittel, wie 
unter 1. ausgeführt, weder tauglich noch zu- 
lässig ist. 

4. Auch die Behauptung der Einspruchsführer, die 
NPD sei durch das Bundesministerium des 
Innern mit Steuergeldern im Wahlkampf be- 
kämpft worden, kann dem Einspruch nicht zum 
Erfolg verhelfen. 

Zwar haben die Einspruchsführer nicht, wie aus 
der Stellungnahme des Bundesministers des 
Innern vom 27. Mai 1970 entnommen werden 
könnte, behauptet, im Haushalt des Bundes- 
ministeriums des Innern seien für Maßnahmen 
zur Bekämpfung der NPD 5 Millionen DM ver- 
anschlagt gewesen, sondern vorgetragen, der 
Bundesminister des Innern habe durch sein Mi- 
nisterium treuwidrig und ohne Rechtsgrund- 
lage die Millionen Gelder zum illegalen Kampf 
gegen die NPD eingesetzt. 

Wenn der Bundesminister des Innern in seiner 
ergänzenden Stellungnahme vom 30. Septem- 
ber 1970 erklärt, die Bereitstellung außerplan- 
mäßiger Mittel für den Zweck „Bekämpfung der 
NPD" sei in den Haushaltsjahren 1969 und vor- 
her nicht beantragt worden, könnten die von 
den Einspruchsführern erwähnten Beträge zum 
Kampf gegen die NPD nur entgegen den Zweck- 
bindungen im Haushaltsplan (§ 30 RHO bzw. 
§ 45 BHO) geleistet worden sein. Die Ein- 
spruchsführer haben in der Begründung ihres 
Einspruchs zwar nicht ausdrücklich behauptet, 
die „mindestens 5 Millionen" seien an andere 
politische Parteien mit der „Zweckbindung zum 
Kampf gegen die NPD" verteilt worden, auf- 
grund der Gegenäußerung vom 1. Juli 1970 zur 
Stellungnahme des Bundesministers des Innern 
— Herr Genscher müsse wissen, daß die Be- 
hauptungen des Bundesministeriums des Innern 
nicht zutreffen könnten, da seine Partei, die 
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FDP, es abgelehnt habe, Mittel zum Kampf 
gegen die NPD entgegenzunehmen — muß je- 
doch unterstellt werden, daß sie geltend machen 
wollen, diese Beträge seien an die anderen 
Parteien geleistet worden. 

Nach Auffassung des Ausschusses wäre eine 
Zurverfügungstellung der genannten Mittel an 
die im Bundestag vertretenen politischen Par- 
teien sowohl eine Verletzung des Grundsatzes 
der Chancengleichheit, wie eine Verletzung des 
Parteiengesetzes. Zwar wird jede Verletzung 
des Grundsatzes der Chancengleichheit bzw. 
jeder Verstoß gegen § 5 des Parteiengesetzes 
grundsätzlich auch ein Wahlfehler sein, wobei 
jedoch im Einzelfall zu prüfen wäre, wieweit 
dieser Einfluß auf das Wahlergebnis gehabt hat 
oder gehabt haben könnte. 

Trotz der nicht geringen finanziellen Aufwen- 
dungen der Partei der Einspruchsführer (vgl. 
Finanzbericht des Bundesschatzmeisters der 
NPD, abgedruckt in: Reihe Praktische Demokra- 
tie, „die NPD", Seite 134 ff.) im Wahlkampf 
für den 6. Deutschen Bundestag, wäre nach Mei- 
nung des Ausschusses ein Ungleichgewicht zwi- 
schen den politischen Parteien nicht auszuschlie- 
ßen gewesen, wenn der Bundesinnenminister — 
wie von den Einspruchsführern behauptet — ca. 
5 Millionen DM an die im Bundestag vertre- 
tenen Parteien mit der ausschließlichen Zweck- 
bestimmung — Kampf gegen die NPD — ver- 
teilt hätte. 

Die für ihre Behauptung benannten Zeugen — 
der damalige Bundesminister des Innern, Benda, 
und der derzeitige Bundesminister des Innern, 
Genscher, — konnten vom Ausschuß nicht ge- 
hört werden, da die erforderliche Aussagege- 
nehmigung seitens der Bundesregierung unter 
Hinweis auf die in § 7 Abs. 1 BMinG genann- 
ten Gründe nicht erteilt wurde. Dieser Beschluß 
der Bundesregierung steht im Wahlprüfungs- 
verfahren außerhalb der Kritik des Wahlprü- 
fungsausschusses. 

Der Wahlprüfungsausschuß ist jedoch auch ohne 
eine entsprechende Aussage der beiden genann- 
ten Zeugen zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Behauptungen der Einspruchsführer nicht zutref- 
fend sind. Die vom Ausschuß um schriftliche Er- 
klärung zu dem Vorbringen der Einspruchsfüh- 
rer gebetenen Schatzmeister der vier im Bun- 
destag vertretenen Parteien haben übereinstim- 
mend erklärt, daß ihre Partei keine Gelder vom 
Bundesministerium des Innern für den von den 
Einspruchsführern genannten Zweck erhalten 
hat. 

Da für den Ausschuß keine Veranlassung be- 
stand, am Wahrheitsgehalt dieser Auskünfte zu 
zweifeln, konnte der Einspruch insoweit keinen 
Erfolg haben. 

Der Ausschuß sieht auch in der Finanzierung 
der Bundeszentrale für politische Bildung, die 
ihrerseits die Zeitschrift „Das Parlament" her- 
ausgibt, keine Manipulierung des Wählerwil- 
lens. Da lediglich Beiträge in der Beilage zur 
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Wochenzeitung „Das Parlament": „Aus Politik 
und Zeitgeschichte" wegen ihres angeblich 
volksverhetzerischen Inhalts angegriffen wer- 
den, kann darauf verwiesen werden, daß im 
Impressum sich folgender Passus befindet: „Die 
Veröffentlichungen in der Reihe aus Politik und 
Zeitgeschichte stellen keine Meinungsäußerung 
des Herausgebers dar? sie dienen lediglich der 
Unterrichtung und Urteilsbildung 

Soweit die Einspruchsführer auf den Beitrag 
von Dr. G. Plum vom Institut für Zeitgeschichte: 
„Der Rechtsradikalismus in der Bundesrepublik 
Deutschland" in „Innere Sicherheit — Informa- 
tionen des Staatsschutzes" Nr. 4 aus 1967 ver- 
weisen, ist zu bemerken, daß dieser Dienst 
zwar vom Bundesministerium des Innern her- 
ausgegeben, jedoch unter der Verantwortung 
des Redakteurs Carl-Heinz Boettcher vom Mar- 
kus-Verlag GmbH in Köln verlegt und gedruckt 
wird. Liegt die Verantwortung für den Inhalt 
damit eindeutig bei dem beim Verlag ange- 
stellten verantwortlichen Redakteur, so kann 
dieser Beitrag nicht zur Stützung des Einspruchs 
herangezogen werden, selbst wenn dieser Dienst 
vom Bundesministerium des Innern herausge- 
geben und finanziert wird. 

Zwar ist einzuräumen, daß diese nur presse- 
rechtliche Betrachtungsweise zu unbefriedigen- 
den Ergebnissen führen kann. Die Einspruchs- 
führer weisen auch darauf hin, daß die Hinweise 
im Impressum unbeachtet bleiben könnten, da 
die Herausgabe der aufgeführten Schriften nur 
mit Mitteln des Bundesministeriums des Innern 
möglich gewesen wäre. Der Ausschuß ist jedoch 
der Auffassung, daß, soweit diese von den Ein- 
spruchsführern beanstandeten Publikationen 
überhaupt dem Bundesministerium des Innern 
zuzurechnen sind, sich diese als Informations- 
beiträge — wie unten näher dargelegt wird — 
in jenen Grenzen gehalten haben, die nicht 
überschritten werden dürfen, wenn der Grund- 
satz der Chancengleichheit nicht verletzt wer-, 
den soll (vgl. unten). 

Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch da- 
mit begründen, vom Buch des früheren bayeri- 
schen Landesvorsitzenden der NPD, Winter, 
seien Tausende von Exemplaren erworben und 
kostenlos verschickt worden, ist diese Behaup- 
tung durch die Stellungnahme des Bundesmini- 
sters des Innern widerlegt, wonach diese Ab- 
handlung lediglich für den dienstlichen Ge- 
brauch in 50 Exemplaren (Stellungnahme vom 
7. August 1970) angeschafft wurde. 

Auch der Hinweis auf den Vertraulichen Leit- 
faden kann den Wahleinspruch nicht stützen. 

Wie sich aus der Stellungnahme des Bundes- 
ministers des Innern vom 27. Mai 1970 ergibt, 
ist die Ausarbeitung „Wie begegnet man der 
NPD" von Angehörigen eines Kreises erstellt 
worden, der sich die politische Auseinanderset- 
zung mit der NPD zur Aufgabe gesetzt hatte. 
Die Überarbeitung der von diesem Kreis erar- 
beiteten Diskussionsgrundlage im Bundesmini- 
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sterium des Innern mag zwar als ungewöhn- 
lich erscheinen; entscheidend ist jedoch, daß, j 
wie sich aus der ergänzenden Stellungnahme I 
des Bundesministers des Innern vom 7. August 
1970 ergibt, dieses Papier lediglich in 19 Exem- 
plaren an politisch interessierte Gruppen und 
Einzelpersonen weitergeleitet wurde. , 

Der Ausschuß hat die Frage geprüft, ob das ; 
Bundesministerium des Innern durch die Her- 
ausgabe bzw. die direkte oder indirekte Sub- 
ventionierung bzw. auch durch die Unterstützung 
dieser Schriften seine Neutralitätspflicht verletzt 
hat, wie es von den Einspruchsführern behaup- 
tet wird. 

Durch Artikel 21 GG sind die politischen Par- 
teien wegen ihrer Sonderstellung im Verfas- 
sungsleben mit einer erhöhten Schutz- und Be- 
standsgarantie, dem sogenannten Parteienpri- 
vileg, ausgestattet. Daraus folgt, daß politische 
Parteien im Gegensatz zu anderen politischen 
Vereinigungen nur durch das Bundesverfas- 
sungsgericht für verfassungswidrig erklärt wer- 
den können, mit der Folge, daß bis zur Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts niemand 
die Verfassungswidrigkeit einer Partei geltend 
machen kann [vgl. BVerfGE 12, 296 (306)]. 

Durch das Parteienprivileg soll insbesondere 
die Betätigungsfreiheit der politischen Parteien 
gesichert werden. Das bedeutet, sie müssen von 
jeder Behinderung freigestellt werden, selbst 
auf die Gefahr hin, daß die Partei verfassungs- 
widrige Ziele verfolgt (vgl. BVerfGE, a. a. O., 
305). An anderer Stelle führt das Bundesverfas- 
sungsgericht aus: „Bei Artikel 21 Abs. 2 GG 
handelt es sich also um eine Norm, die die Par- 
teiorganisation als solche betrifft; sie soll Ge- 
fahren, die der in Absatz 1 dieser Vorschrift 
garantierten Freiheit der politischen Willens- 
bildung von einer verfassungswidrigen Partei 
drohen können, rechtzeitig abwehren" [BVerfGE 
9, 162 (165)]. 

Wenn das Bundesverfassungsgericht feststellt, 
weil die Parteien verfassungsrechtlich relevante 
Integrationsfaktoren seien, schließe das Grund- j 
gesetz die Möglichkeit aus, daß eine Partei j 
dem Zugriff der Exekutive oder des Gesetz- j 
gebers ausgesetzt werde, und darauf hinweist, j 
das Grundgesetz sehe aber als Korrelat der I 
Freiheit der Parteigründung die Möglichkeit j 
vor, daß die politische Partei für verfassungs- j 
widrig erklärt werden könne [vgl. BVerfGE 12, 
296 (306)], so ist daraus zu schließen, daß das 
Bundesverfassungsgericht jedes administrative 
oder legislative Verhalten, das einem Verbot 
einer politischen Partei gleichkommt, für verfas- 
sungswidrig hält. 

Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere in dem von 
den Einspruchsführern vorgetragenen Umfang, 
kann jedoch nicht als ein einem Verbot gleich- 
kommendes administratives Verhalten gewertet 
werden. Zwar hat das Bundesverfassungsgericht 
festgestellt: „Willensbildung des Volkes und 
staatliche Willensbildung sind auf vielfältige 
Weise miteinander verschränkt. In einer Demo- 
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kratie muß sich die Willensbildung aber vom 
Volk zu den Staatsorganen, nicht umgekehrt 
von den Staatsorganen zum Volk hin voll- 
ziehen. Die Staatsorgane werden durch den 
Prozeß der politischen Willensbildung des Vol- 
kes, der in die Wahlen einmündet, erst hervor- 
gebracht (Artikel 20 Abs. 2 GG). Das bedeutet, 
daß es den Staatsorganen grundsätzlich ver- 
wehrt ist, sich in bezug auf den Prozeß der 
Meinungs- und Willensbildung des Volkes zu 
betätigen, daß dieser Prozeß also grundsätzlich 
, staatsfrei' bleiben muß. Einwirkungen der 
gesetzgebenden Körperschaften und von Regie- 
rung und Verwaltung auf diesen Prozeß sind 
nur dann mit dem demokratischen Grundsatz 
der freien und offenen Meinungs- und Willens- 
bildung vom Volk zu den Staatsorganen ver- 
einbar, wenn sie durch einen besonderen, sie 
verfassungsrechtlich legitimierenden Grund ge- 
rechtfertigt werden können“ [BVerfGE 20, 56 
(99)]. 

Aber das Bundesverfassungsgericht führt nicht 
aus, wann ein „verfassungsrechtlich legitimie- 
render Grund“ vorliegt. In der genannten Ent- 
scheidung wird jedoch weiter ausgeführt: „Wei- 
terhin ist unbedenklich die sogenannte Öffent- 
lichkeitsarbeit von Regierung und gesetzgeben- 
den Körperschaften, soweit sie — bezogen auf 
ihre Organtätigkeit — der Öffentlichkeit ihre 
Politik, ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie 
die künftig zu lösenden Fragen darlegen und 
erläutern“ (BVerfGE, a. a. O., 100). Ist somit 
Öffentlichkeitsarbeit an sich und die Verwen- 
dung der gesetzmäßig bewilligten Mittel keine 
gesetzwidrige oder gar verfassungswidrige Be- 
einflussung der Wähler, kann allenfalls ein 
Mißbrauch der der Regierung eingeräumten 
Möglichkeit und Mittel vorliegen. 

Bei der Frage, ob die Regierung bei ihrer 
organbezogenen Öffentlichkeitsarbeit während 
des Wahlkampfes von den ihr eingeräumten 
Möglichkeiten und Mitteln mißbräuchlichen Ge- 
brauch gemacht hat, ist davon auszugehen, daß 
in dem parlamentarischen System der von den 
Regierungsparteien geführte Wahlkampf von 
der Regierung mit geführt wird, da im Wahl- 
kampf die Politik der Regierungsparteien da- 
nach bewertet wird, was ihre Regierung wäh- 
rend der letzten Wahlperiode geleistet bzw. 
nicht geleistet hat. Eine natürliche Folge des 
parlamentarischen Systems ist ferner auch der 
Vorsprung an Autorität und der Vorteil der 
Regierung, sich in der Ausübung der Macht 
darstellen zu können. 

Ergibt sich auf Grund der offenkundig gege- 
benen Situation die Verflochtenheit zwischen 
Regierung und Regierungsparteien während des 
Wahlkampfes, so sind dieser Gemeinsamkeit 
im Wahlkampfe doch Grenzen gezogen, die 
dann überschritten werden, wenn die Regierung 
aus ihrer Organstellung heraus die Chancen- 
gleichheit der Parteien verschiebt (vgl. auch Be- 
schluß des Deutschen Bundestages, Drucksache 
V/ 1 069, Seite 10). 


31 



Drucksache VI/ 131 1 Deutscher Bund estag 

Zu dieser Frage hat der Deutsche Bundestag in 
der Wahlanfechtungsangelegenheit von Mitglie- 
dern der NPD gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 5. Deutschen Bundestag vom 19. September 
1965 bereits Stellung nehmen müssen und unter 
anderem ausgeführt: „Diese in der Natur der 
Sache liegenden Austrahlungen der Informa- 
tionstätigkeit der Regierung auf das Wett- 
bewerbsverhältnis zwischen Regierungsparteien 
und Opposition können noch nicht den Vorwurf 
des Mißbrauchs begründen. Mißbrauch in bezug 
auf den Wahlkampf wäre nur in zweifacher 
Weise denkbar: 

a) Die von der Regierung in der Wahlausein- 
andersetzung eingesetzten Mittel können 
übermäßig sein. Das Übermaß kann sich 
ergeben im Messen an den von den Parteien 
eingesetzten und von ihnen überhaupt er- 
setzbaren Mitteln. Eine Propaganda der Re- 
gierung, die im Ausmaß der eingesetzten 
Mittel den Einsatz der Parteien überdecken ] 
würde, so daß eine Übermacht der Regie- ; 
rung über die Parteien sichtbar würde, I 
könnte wohl als eine mißbräuchliche Wahl- j 
beeinflussung anzusehen sein. 

b) Ein Mißbrauch könnte auch dann vorliegen, 
wenn die Regierung die für ihre Selbstdar- 
stellung - — „bezogen auf ihre Organtätig- 
keit' 1 , wie das Bundesverfassungsgericht 
sagt — bestimmten Mittel unmittelbar einer 
Partei oder bestimmten Parteien zuwenden 
würde, so daß das finanzielle Kräftever- 
hältnis zwischen den Parteien dadurch ver- 
schoben und ein Ungleichgewicht hergestellt 
würde." 

(Beschluß des Deutschen Bundestages, Druck- 
sache V/1069, Seite 10) 

Der Ausschuß kommt unter Berücksichtigung 
dieser Grundsätze, an denen er weiterhin fest- 
hält, zu dem Ergebnis, daß die von den Ein- 
spruchsführern gerügte Herausgabe bzw. finan- 
zielle Unterstützung bestimmter Schriften sei- 
tens des Bundesministeriums des Innern weder 
eine Übermacht der Regierung über die Par- 
teien, noch eine Verschiebung des finanziellen 
Gleichgewichts herbeiführte. 

Abgesehen davon, daß die von dem Bundes- 
ministerium des Innern aufgewendeten Mittel 
zu gering waren, um ein Übergewicht der Re- 
gierung über die Parteien herzustellen, ist der 
Ausschuß der Überzeugung, daß die überwie- 
gend literarische Auseinandersetzung mit der 
Partei der Einspruchsführer kaum Einfluß auf 
das Wahlergebnis gehabt haben kann. Zusätz- 
lich verweist der Ausschuß in diesem Zusam- 
menhang auf die Vielzahl anderer Schriften 
und Broschüren, die sich neben den von den 
Einspruchsführern genannten Publikationen mit 
der Struktur und den Zielen der NPD ausein- 
andersetzen und in großer Zahl von politisch 
engagierten Organisationen und Gruppen ver- 
teilt wurden. 
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Wenn außerdem den Mitgliedern der Bundes- 
regierung — wie unter II 2 bereits ausgeführt 
— unter bestimmten Voraussetzungen zugebil- 
ligt werden muß, ihre Meinung über eine poli- 
tische Partei äußern zu können, kann ihnen — 
über ihre Informationspflicht hinaus — ■ unter 
denselben Voraussetzungen das Recht nicht ver- 
sagt werden, über eine politische Partei zu in- 
formieren oder informieren zu lassen. Dabei 
muß ergänzend darauf hingewiesen werden, 
daß es sich jede Partei — wie jeder Kandidat — 
die sich zur Wahl stellt, in einer parlamentari- 
schen Demokratie gefallen lassen muß, vor und 
von der Öffentlichkeit hinsichtlich ihrer Aktivi- 
tät, Ziele, Mitglieder und präsumtiven Wähler 
durchleuchtet zu werden. 

Liegt somit eine mißbräuchliche Verwendung 
von finanziellen Mitteln seitens des Bundes- 
ministeriums des Innern im Wahlkampf nicht 
vor, kann der Einspruch auch insoweit keinen 
Erfolg haben. 

5. In der Behauptung der Einspruchsführer, der 
DGB habe in unzulässiger Weise in den Wahl- 
kampf eingegriffen, ist unter wahlprüfungsrecht- 
lichen Gesichtspunkten der Vorwurf zu er- 
blicken, der DGB habe in unzulässiger Weise 
die Wahl beeinflußt bzw. gegen den Grundsatz 
der freien Wahl verstoßen. 

Private Wahlbeeinflußung ist bereits zur Zeit 
des Kaiserlichen Reichstags nur dann als recht- 
lich relevant angesehen worden, wenn gleich- 
zeitig eine Verletzung des Wahlgeheimnisses 
behauptet wurde oder geltend gemacht werden 
konnte, daß Wähler auf Grund von sozialen 
Abhängigkeitsverhältnissen zur Abgabe ihrer 
Stimme für eine bestimmte Partei gezwungen 
wurden (vgl. Seifert, a. a. O., Seite 349, Hat- 
schek, a. a. O., Seite 558 f.). Auch wurden Wahl- 
manöver, mochten sie auch noch so verwerflich 
sein, z. B. Täuschungen und Lügen, um den 
Wahlgegner in den Augen seiner Anhänger 
herabzusetzen oder um sie gegen jenen einzu- 
nehmen, nach der ständigen Praxis des Reichs- 
tags, die schon in die siebziger Jahre zurück- 
reichte, nicht als Beeinträchtigung der Wahlfrei- 
heit angesehen. Auch wenn das Wahlmanöver 
gerichtlich erwiesen war, machte der Reichstag 
für die Zwecke der Wahlprüfung davon keinen 
Gebrauch. Dies auch dann, wenn Wähler angeb- 
lich bei Ausübung ihres Wahlrechts ihre Ent- 
schließung von der Stellungnahme anderer 
Wähler im Wahlkampf abhängig machten und 
dabei ein Opfer der im Wahlkampf vorkommen- 
den Täuschungen und Lügen geworden waren 
(vgl. Hatschek, a. a. O., Seite 562). 

Der Wahlprüfungsausschuß sieht keine Veran- 
lassung, von diesen überkommenen Grundsät- 
zen des Wahlprüfungsrechts abzugehen. Hierzu 
sieht er sich auch weder durch das Grundgesetz 
noch durch andere bundesgesetzliche Bestim- 
mungen veranlaßt. Im übrigen könnte ein Ab- 
gehen von diesen Grundsätzen zu einer nicht 
übersehbaren Fülle von Wahlanfechtungen mit 
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höchst ungewissem Ausgang führen, wobei im ! 
Rahmen der Wahlprüfung u. U. sehr schwer 
feststellbar sein würde, ob die Wahlmanöver , 
nicht gerade zum Zwecke der späteren Anfech- j 
tung durchgeführt wurden. I 

Selbst wenn der DGB das Wahlgebiet mit einer 
„Flut von haßerfüllten Druckschriften volksver- 
hetzerischen Inhalts überschwemmt" hätte, kann 
darin nach den zuvor genannten Grundsätzen 
keine unzulässige Wahlbeeinflußung erblickt 
werden. Dasselbe gilt für die Finanzierung von 
Wahlinseraten. Durch diese Aufrufe wurde le- 
diglich versucht, Einfluß auf die Stimmabgabe 
zu gewinnen, aber kein tatsächlicher Druck hin- 
sichtlich der Stimmabgabe für oder gegen eine | 
bestimmte Partei ausgeübt. 

Auch der Hinweis, durch die Maßnahmen des 
DGB sei der Grundsatz der Chancengleichheit 
der Parteien verletzt, greift nicht durch. Zwar ! 
sind durch Artikel 21 Abs. 1 GG die Parteien j 
als verfassungsrechtliche Institutionen aner- 
kannt [vgl. BVerfGE 1, 208 (225); 2,1 (73); 4, 27 
(28); 5, 85 (133); 11, 239 (241), 266 (273)] und 
setzt das geltende Wahlrecht politische Parteien 
für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen voraus, so besagt Artikel 21 GG jedoch 
nichts über andere Gruppen und Organisatio- , 
nen, die bei der politischen Willensbildung des i 
Volkes mitwirken. Wenn auch aus Artikel 21 ' 
Abs. 1 Satz 1 GG der Vorrang der politischen 
Parteien für die Mitwirkung bei der politischen j 
Willensbildung des Volkes hergeleitet wird, so , 
sollte damit den politischen Parteien keinesfalls 
ein Monopol in dieser Richtung eingeräumt wer- 
den. Mitwirkung bei der politischen Willensbil- 
dung des Volkes bedeutet nicht unbedingt auch 
eine Teilnahme an den Wahlen. Zwar bilden 
die Wahlen den wichtigsten Vorgang bei der 
Willensbildung des Volkes [vgl. BVerfGE 3, 383 
(392)]. Aber auch das geltende Wahlrecht hat 
den politischen Parteien kein Monopol hinsicht- 
] ich der Aufstellung von Kandidaten für die 
Bundestagswahl eingeräumt. Können somit von 
politischen Parteien unabhängige Einzelbewer- 
ber an der Willensbildung des Volkes mitwir- 
ken, muß es parteipolitisch unabhängigen Or- 
ganisationen und Gruppen unbenommen sein, 
bei der Vorbereitung der Willensbildung mit- 
zuwirken. Der Grundsatz der gleichen Wettbe- ! 
werbschancen der politischen Parteien wird da- 
durch nicht beeinträchtigt, wenn außerhalb der 
politischen Parteien stehende Gruppen in den 
Wahlkampf eingreifen, selbst wenn dies in der 
Form geschieht, daß sie vor der Wahl dieser 
oder jener Partei, dieses oder jenes Kandidaten j 
ausdrücklich warnen. j 

Der Wahlprüfungsausschuß konnte auf eine 
Prüfung der von den Einspruchsführern behaup- 
teten Qualifikationen der Druckschriften ver- 
zichten, da mit den Wahlaufrufen des DGB kei- 
nesfalls eine irgendwie geartete Boykottdro- 
hung verbunden war. Diese Feststellungen gel- 
ten sowohl hinsichtlich der von den Einspruchs- 


führern gerügten Druckschriften wie hinsicht- 
lich der Inserate und der Plakataktionen. 

Waren diese gewerkschaftlichen Äußerungen 
somit schon auf Grund des jedem einzelnen 
Staatsbürger zustehenden Rechts, an der Mei- 
nungsbildung des Volkes mitzuwirken, nicht zu 
beanstanden, so kann darüber hinaus auf das 
Grundrecht der freien Meinungsäußerung (Arti- 
kel 5 GG) verwiesen werden. Mit Recht hat das 
Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß der 
Freiheit der Bildung dieser öffentlichen Mei- 
nung eine so große Bedeutung zukommt, daß 
sie mit Fug als durch Artikel 5 GG mitgaran- 
tiert angesehen werden kann [vgl. BVerfGE 8, 
104 (112)]. Wörtlich heißt es in einer anderen 
Entscheidung: „Nur die freie öffentliche Diskus- 
sion über Gegenstände von allgemeiner Bedeu- 
tung sichert die freie Bildung der öffentlichen 
Meinung, die sich im freiheitlich demokratischen 
Staat notwendig , pluralistisch' im Widerstreit 
verschiedener und aus verschiedenen Motiven 
vertretener, aber jedenfalls in Freiheit vorge- 
tragener Auffassungen vor allem in Rede und 
Gegenrede vollzieht" [BVerfGE 12, 113 (125)]. 
Jedem Staatsbürger ist durch Artikel 5 Abs. 1 
Satz 1 GG das Recht gewährleistet, an dieser 
öffentlichen Diskussion teilzunehmen. 

Selbst wenn die vorgetragenen Meinungsäuße- 
rungen des DGB Vorschriften der allgemeinen 
Gesetze verletzt haben sollten, könnten diese 
nach den bereits dargelegten Grundsätzen für 
das Wahlprüfungsverfahren nur dann von recht- 
lich erheblicher Bedeutung sein, wenn diese 
Verletzung gleichzeitig eine Verletzung des 
Grundsatzes der freien Wahl bedeuten würde. 
Das ist aber nicht der Fall. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zum Grund- 
satz der freien Wahl festgestellt: „Die Wahl- 
freiheit besteht zunächst darin, daß jeder Wäh- 
ler sein Wahlrecht frei, d. h. ohne Zwang oder 
sonstige unzulässige Beeinflussung von außen 
ausüben kann. Durch sie soll vor allem die freie 
Wahlbetätigung geschützt werden" [BVerfGE 7, 
63 (69)] Unabdingbare Voraussetzung für die 
freie Wahl ist der Schutz des Wahlgeheimnisses 
(vgl. Seifert, a. a. O., Seite 42). Soweit sich die 
Grundsätze der freien und der geheimen Wahl 
gegenseitig bedingen, ist weniger die freie Wil- 
lensbildung oder die Freiheit des Entschlusses 
angesprochen als vielmehr die grundgesetzlich 
garantierte Freiheit des einzelnen Wählers, 
seine in der Regel schon vor der Wahlhandlung 
getroffene Entscheidung frei von jeder Kon- 
trolle und jedem Druck in der Wahlhandlung zu 
dokumentieren. 

Die Parlamentswahlen stellen zwar den für die 
Willensbildung im demokratischen Staat ent- 
scheidenden Akt dar [vgl. BVerfGE 20, 56 (113)]. 
Voraussetzung für diese Willensbildung ist aber 
die Vorformung des politischen Willens des 
Volkes, die unter dem Schutz des Artikels 5 GG 
steht [vgl. BVerfGE 8, 104 (113); 20, 56 (98)]. Mit 
Recht stellt das Bundesverfassungsgericht wei- 
ter fest, daß sich in einem demokratischen 
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Staatswesen insbesondere die Willensbildung 
des Volkes frei, offen und unreglementiert voll- 
ziehen muß [vgl. BVerfGE 14, 121 (132); 20, 56 
( 98 )]. 

Die Vorformung der politischen Willensbildung 
des Volkes erfolgt in vielfältigen, sich mög- 
licherweise widersprechenden, ergänzenden, ge- 
genseitig beeinflussenden Wertungen, Auffas- 
sungen und Äußerungen des Einzelnen, der 
Gruppen, der politischen Parteien, Verbände 
und sonstigen gesellschaftlichen Gebilde, die 
ihrerseits von einer Vielzahl von (politisch-rele- 
vanten) Tatsachen, zu denen auch Entscheidun- 
gen des Staates und Äußerungen und Maßnah- 
men staatlicher Organe gehören, beeinflußt sind 
[vgl. BVerfGE 8, 104 (113)]. 

Damit stellt das Bundesverfassungsgericht noch 
einmal eindeutig fest, daß die Parteien kein Mo- 
nopol haben, die politische Willensbildung des 
Volkes zu beeinflussen [vgl. BVerfGE 20, 56 
(114)]. 

Räumt damit das Bundesfassungsgericht den ein- 
zelnen Bürgern und vor allem Verbänden, 
Gruppen und Vereinigungen das Recht ein, auf 
den Prozeß der Meinungs- und Willensbildung 
des Volkes einzuwirken, kann es den Gewerk- 
schaften nicht versagt werden, ihrerseits bei der 
Vorformung der politischen Willensbildung des 
Volkes mitzuwirken. 

Es kann also dahingestellt bleiben, ob durch die 
Inseraten- bzw. Druckschriftenkampagne des 
DGB der NPD einige Prozent an Wählerstim- 
men verlorengegangen sind. Dasselbe gilt im 
übrigen auch für die Plakataktion des DGB. 
Selbst wenn einige Plakate als, wie es die Ein- 
spruchsführer tun, teuflisch volksverhetzend 
qualifiziert werden müßten, waren sie nicht ge- 
eignet, die Wahlfreiheit des Einzelnen zu be- 
einträchtigen. Sie mögen zwar geeignet gewe- 
sen sein, meinungsbildend zu wirken, aber die- 
sen Sinn und Zweck hat jedes Wahlplakat. 

6. Das Vorbringen der Einspruchsführer, die Rund- 
funkanstalten hätten seit Jahren, insbesondere 
aber während der Wahlvorbereitung, die Pflicht 
zur Unparteiigkeit auf das gröbste verletzt, ver- 
mag dem Wahleinspruch nicht zum Erfolg zu 
verhelfen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, 
der Rundfunk sei neben der Presse das entschei- 
dende Massenkommunikationsmittel, von dem 
der Staatsbürger für seine Meinungsbildung un- 
entbehrliche Informationen beziehe. Der Rund- 
funk könne dieser Aufgabe in einer dem Arti- 
kel 5 GG entsprechenden Weise nur gerecht 
werden, wenn sein Gesamtprogramm ein Mini- 
mum an inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlich- 
keit und gegenseitiger Achtung aufweise [vgl. 
BVerfGE 12, 205 (262) ; 14, 121 (136)]. Dieses Erfor- 
dernis resultiert aus der Tatsache, daß der 
Rundfunkbetrieb in öffentlicher Hand konzen- 
triert ist; wäre dem nicht so, könnte z. B. die 
Wahlwerbung im Rundfunk und Fernsehen — 
ebenso wie etwa die Propaganda durch Flug- 


blätter oder durch die Presse, bei denen diese 
Besonderheiten nicht bestehen — dem freien 
Spiel der Kräfte überlassen bleiben [vgl. 
BVerfGE 14, 121 (134)]. Auf Artikel 5 GG bezo- 
gen bedeutet dies, daß der Staat zwar keinen 
unmittelbaren Einfluß auf dieses Instrument 
nehmen darf, wohl aber, daß Vertreter des Staa- 
tes in den Organen des .neutralisierten 4 Trägers 
der Veranstaltungen einen angemessenen An- 
teil eingeräumt erhalten [vgl. BVerfGE 12, 205 
(263)]. 

Die neutralisierten Träger der Veranstaltungen 
haben mit ihren Aufsichtsorganen dem von dem 
Bundesverfassungsgericht oben festgelegten 
Grundsatz zum Durchbruch zu verhelfen. Das be- 
deutet aber keinesfalls, daß die Träger und 
Aufsichtsorgane unmittelbar Einfluß auf die Re- 
dakteure ausüben können. Wenn Redakteure 
sich in bestimmten Fällen abfällig über die NPD 
geäußert haben sollten, so haben sie — wie bei 
allen anderen Sendungen — jeweils ihre pri- 
vate Meinung geäußert, keinesfalls aber die 
Meinung des Trägers der Rundfunk- und Fern- 
sehanstalt wiedergegeben. Das Recht der Redak- 
teure, ihre Meinung frei zu äußern, ist durch 
Artikel 5 GG gedeckt und findet lediglich an den 
allgemeinen Gesetzen seine Grenzen. Wenn 
diese Grenzen überschritten worden sein soll- 
ten, hätten die Einspruchsführer wie jeder an- 
dere Staatsbürger auf Grund der verschiedenen 
Pressegesetze die Möglichkeit gehabt, gegen 
entstellende oder beleidigende Sendungen vor- 
zugehen. Dazu haben die Einspruchsführer aber 
selbst nichts vorgetragen. 

Im Zusammenhang mit dem Vorbringen der Ein- 
spruchsführer kann schließlich nicht übersehen 
werden, daß auch negative Berichterstattung 
eine Publizitätswirkung auslöst, die — wie die 
Lebenserfahrung zeigt — - keinesfalls immer 
ebenfalls negativ sein muß. Gerade die Fülle 
des Angebots auch an politischen Informationen 
und sich teilweise widersprechenden politischen 
Kommentaren läßt beim Betrachter eine kritische 
Distanz aufkommen und damit die Möglichkeit 
für eine freie Meinungs- und Urteilsbildung 
offen. 

Auch der Hinweis der Einspruchsführer, die 
Rundfunkanstalten hätten staatlichen Repräsen- 
tanten die Möglichkeit eingeräumt, sich über 
die NPD auszulassen und das Verbotsgerede 
in den letzten Haushalt zu tragen, greift nicht 
durch. 

Zwar sind die Rundfunk- und Fernsehanstalten 
gehalten, politische Neutralität zu wahren, d. h. 
sie müssen bei der Gestaltung der Sendungen 
und der Auswahl der Politiker den Grundsatz 
der Chancengleichheit beachten [vgl. BVerfGE 
14, 121 (132)]. Die damit verlangte Ausgewogen- 
heit bezieht sich aber entscheidend auf die die 
Regierungsmehrheit und die Opposition tragen- 
den politischen Parteien. Wenn damit kleine, 
insbesondere bisher noch nicht im Parlament 
vertretene Parteien rein rechnerisch zu kurz 
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kommen, so ist damit keine Verletzung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit gegeben. 

Ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, 
daß der Gesetzgeber durch die Einführung der 
Fünfprozent-Sperrklausel in das Wahlgesetz die 
Bildung kleinerer Parteien erschwert, da sie 
möglicherweise die Funktionsfähigkeit von Par- 
lament und Regierung gefährden, so kann unter 
dem Gesichtspunkt, daß es das verfassungs- 
rechtlich legitime Ziel ist, den Charakter der 
Wahl als entscheidenden Integrationsvorgang 
bei der politischen Willensbildung des Volkes 
zu sichern, erlaubt sein, innerhalb eines eng- 
umgrenzten Rahmens von der formalen Chan- 
cengleichheit abzuweichen [vgl. BVerfGE 14, 
121 (136)]. Diesen vom Bundesverfassungsge- 
richt entwickelten Grundsätzen schließt sich der 
Wahlprüfungsausschuß an. Nicht nur, weil sie 
vertretbar und vernünftig sind, sondern weil 
eine formale Chancengleichheit zu grotesken 
Ergebnissen führen könnte, etwa in dem Sinne, 
daß nach Übertragungen von Bundestags- 
debatten über die Fernsehanstalten evtl, im 
Bundestag nicht vertretene politische Parteien 
zu Wort kommen müßten. 

Letztlich kann auch in diesem Zusammenhang 
darauf verwiesen werden, daß die staatlichen 
Repräsentanten im Rahmen ihrer organschaft- 
lichen Tätigkeit ein Selbstdarstellungsrecht ha- 
ben, dessen unter II. 5. dargestellte Grenzen 
nicht überschritten wurden. 

7. Auch mit der Zuteilung zeitlich unzureichender 
Sendezeiten durch die Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten kann der Einspruch nicht begründet 
werden. 

Bereits den Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 5. Deutschen Bundestag haben Mit- 
glieder der NPD mit der ungleichen Verteilung 
der Sendezeiten begründet. In der BT-Drucksache 
V/1069 ist zur Begründung der Zurückweisung 
des Einspruchs hinsichtlich dieser Frage unter 
Bezug auf die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts ausgeführt worden: 

„Aus alldem folgt, daß eine verschiedene Zutei- 
lung von Sendezeiten zulässig ist, ,wenn nur ge- 
währleistet bleibt, daß allen an der Wahl be- 
teiligten Parteien eine angemessene Redezeit 
zur Verfügung steht' [BVerfGE 13, 204 (205)]. 
Die Angemessenheit einer Sendezeit ist keine 
mathematisch zu errechnende Größe. Es gibt 
eine untere Grenze der Differenzierung, die 
nicht unterschritten werden darf, wenn einer 
politischen Partei nicht die Möglichkeit einer 
sinnvollen und zweckentsprechenden Selbstdar- 
stellung genommen werden soll. Man kann die 
Frage aufwerfen, ob mit einer Sendezeit von 
2Vs Minuten diese Grenze nicht unterschritten 
ist." 

Aus den Mitteilungen der beiden deutschen 
Fernsehanstalten ergibt sich, daß der NPD im 
Rahmen der ARD eine Sendung ä 5 Minuten 
und eine Sendung ä 2 V 2 Minuten, im Rahmen 
des ZDF dreimal je 2 V 2 Minuten Sendezeit zur 


Verfügung gestellt worden sind. Unter Bezug- 
nahme auf seine frühere Entscheidung stellt der 
Ausschuß fest, daß eine Überschreitung des den 
Sendeanstalten eingeräumten Ermessens nicht 
festgcstellt werden kann. Dies gilt um so mehr, 
als, wie es in der Stellungnahme des ZDF heißt, 
keine der Parteien gegen die Entscheidung des 
ZDF Widerspruch eingelegt hat. 

Die bei der Beratung des Einspruchs der NPD 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag (vgl. BT-Drucksache V/1069) aufgewor- 
fene Frage, ob mit einer Sendezeit von 2 V 2 
Minuten die Grenze der Möglichkeit einer sinn- 
vollen und zweckentsprechenden Selbstdarstel- 
lung unterschritten wird, brauchte nicht erneut 
erörtert zu werden, da der NPD im Wahlkampf 
zum 6. Deutschen Bundestag auch vom ZDF 
3 mal 2 V 2 Minuten Sendezeit — im Wahlkampf 
1965 nur einmal 2 V 2 Minuten — - zur Verfügung 
gestellt wurden. 

8. a) Auch die Behauptung der Einspruchsführer, 
die großen Tageszeitungen hätten sich ge- 
weigert, Inserate der NPD aufzunehmen, ver- 
mag den Einspruch nicht zu begründen. 

Obwohl der Ausschuß glaubt, diese Behaup- 
tungen auf Grund der überreichten Aufstel- 
lungen als wahr unterstellen zu können, sind 
sie für das Wahlprüfungsverfahren irrele- 
vant, da sie zwar das Wahlergebnis beein- 
flußt haben mögen, dieser Einfluß jedoch 
rechtlich nicht zu beanstanden war. 

Anders als bei den Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten, die als Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts organisiert und damit in der 
öffentlichen Hand konzentriert sind, woraus 
sich ihre Verpflichtung ergibt, sich im Wahl- 
wettbewerb der politischen Parteien grund- 
sätzlich neutral zu verhalten, gelten diese 
Besonderheiten bei der Presse nicht. Die 
Wahlwerbung kann daher, wie etwa die Pro- 
paganda durch Flugblätter, dem freien Spiel 
der Kräfte überlassen bleiben [vgl. BVerfGE 
14, 121 (134)]. 

Zwar kann mit der überwiegenden Meinung 
davon ausgegangen werden, daß „das poli- 
tische Grundrecht der Wahlfreiheit Grund- 
rechtsdrittwirkung wie etwa Artikel 9 
Abs. 3 Satz 2 GG" hat (Maunz-Dürig, a. a. O., 
Artikel 38 RdNr. 47, Fußnote 4; im Ergeb- 
nis auch Seifert, a. a. O., S. 42, 346 ff. ; Badura, 
in: Bonner Kommentar, Zweitbearbeitung, 
Anhang zum Artikel 38 RdNr. 16; Klein, Die 
Beeinflussung politischer Wahlen durch Ver- 
bände, insbesondere die Kirchen, in: DÖV 
1967, Seite 615 ff.). 

Da der Grundsatz der Wahlfreiheit nicht jeg- 
liche Beeinflussung ausschließen kann und 
will, weil damit jede Wahlpropaganda unzu- 
lässig sein müßte, können vom Verbot der 
Beeinträchtigung der Wahlfreiheit aber nur 
unzulässige Beeinflussungen erfaßt werden. 
Eine unzulässige Beeinflussung ist aber nicht 
die Verweigerung der Aufnahme von Insera- 
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ten für eine bestimmte Partei, da sich die 
Verleger, Herausgeber und Redakteure auf 
das Grundrecht des Artikels 5 GG berufen 
können. Ausfluß des Grundrechts der freien 
Meinungsäußerung ist auch das Recht, sich 
zu weigern, bestimmte Artikel, Inserate oder 
Anzeigen aufzunehmen. Da die Presse von 
privater Hand betrieben wird und sie daher 
nicht zur politischen Neutralität im Wahl- 
wettbewerb verpflichtet ist, können politi- 
sche Parteien nicht unter Berufung auf den 
Grundsatz der gleichen Wettbewerbschancen 
die Aufnahme von Inseraten und Anzeigen 
unter Hinweis darauf, daß von anderen Par- 
teien entsprechende Inserate aufgenommen 
wurden, verlangen. Dies gilt insbesondere 
deshalb, weil der in Artikel 5 GG veran- 
kerte Grundsatz der Pressefreiheit auch den 
Anzeigenteil erfaßt [vgl. BVerfGE 21, 271 
(278)]. 

Auch der Hinweis auf die „öffentliche Auf- 
gabe" der Presse kann zu keinem anderen 
Ergebnis führen, da selbst bei Wahrneh- 
mung öffentlicher Aufgaben die Rechts- 
garantie der Pressefreiheit nicht aufgehoben 
wird. 

Ist schließlich nach Auffassung des Bundes- 
verfassungsgerichts der Grundsatz der 
Gleichheit der Wettbewerbschancen auch 
dann gewahrt, wenn die einzelnen Parteien 
je nach ihren finanziellen und sonstigen 
Möglichkeiten in einem unterschiedlichen 
Maße bei der Rundfunkwerbung zum Zuge 
kommen, sieht der Ausschuß diesen damit 
aufgestellten Grundsatz nicht dadurch ver- 
letzt, daß es den Einspruchsführern im Ge- 
gensatz zu anderen politischen Parteien viel- 
fach nicht möglich war, Werbeinserate unter- 
zubringen. Dies gilt um so mehr, als Inse- 
rate in den Zeitungen nur ein zusätzliches 
Werbemittel neben vielfältigen anderen 
Werbemöglichkeiten sind, z. B. Parteizeitun- 
gen, Lautsprecherwerbung, öffentliche Ver- 
sammlungen, Plakatwerbung, Wurfsendun- 
gen usw. 

Ist somit die Verweigerung der Aufnahme 
von Inseraten und Anzeigen von dem 
Grundsatz der Pressefreiheit gedeckt und 
stellt die Verweigerung somit keine Verlet- 
zung der Wahlfreiheit bzw. des Grundsatzes 
der Chancengleichheit dar, so kann es auch 
nicht darauf ankommen, ob diese Verweige- 
rung auf Grund einer „stillschweigenden 
Übereinstimmung" zwischen Zeitungen und 
dem DGB zustandegekommen ist. 

b) Setzt die moderne Demokratie nach dem 
Grundrecht der freien Meinungsäußerung 
(Artikel 5 GG) und nach der Entscheidung 
für die Parteiendemokratie (Artikel 21 Abs. 1 
GG) eine Einflußnahme auf den Wähler vor- 
aus, so können auch Erklärungen kirchlicher 
Stellen im Bundestagswahlkampf grundsätz- 
lich nicht als unzulässige Wahlbeeinflussung | 
bewertet werden. Der Ausschuß hat es da- | 
hingestellt sein lassen, ob sich die Kirchen j 


bei entsprechenden Erklärungen auf Arti- 
kel 5 Abs. 1 GG oder auf die Verleihung der 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit der Folge der Zuerkennung der 
Fähigkeit, Träger öffentlicher Kompetenzen 
und Rechte zu sein, und der Anerkennung 
der besonderen Bedeutung der öffentlichen 
Wirksamkeit einer Religionsgesellschaft [vgl. 
BVerfGE 19, 129 (133)] berufen können. Abge- 
sehen davon, daß nach einer Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts Münster — III 
A 726/61 — vom 14. Februar 1962 (JZ 1962, 
767 ff.) ein Hirtenbrief der katholischen Bi- 
schöfe zur Wahl grundsätzlich eine zulässige 
Wahlbeeinflussung ist (so im Ergebnis auch 
Ridder in einer Anmerkung zu diesem Ur- 
teil, JZ 1962, 771 ff., a. M. Seifert, a. a. O., 
Seite 330), handelte es sich bei der von den 
Einspruchsführern gerügten Erklärung nicht 
um ein Hirtenwort zur Wahl; es war ledig- 
lich eine Verlautbarung, die im Anschluß an 
die katholische Bischofskonferenz zur bevor- 
stehenden Bundestagswahl abgegeben wor- 
den war. Die Bischöfe haben auch nicht, wie 
sich aus dem von dem Einspruchsführer bei- 
gezogenen Zeitungsausschnitt ergibt, vor der 
Wahl rechtsradikaler Parteien gewarnt, son- 
dern ihrer Sorge um das „bedenkliche An- 
wachsen rechts- und linksextremer politi- 
scher Bewegungen" Ausdruck verliehen. 
Zwar mag auch diese Warnung geeignet ge- 
wesen sein, den Wähler bei seiner Entschei- 
dung zu beeinflussen, diese Beeinflussung 
war jedoch, insbesondere in dieser Form, 
nicht unzulässig und kann deshalb zur Stüt- 
zung des Wahleinspruchs nicht herangezo- 
gen werden. 

Soweit evangelische Geistliche an Einzel- 
aktionen im Wahlkampf teilgenommen 
haben, konnten sie sich noch zusätzlich, wie 
jeder andere Staatsbürger, auf Artikel 5 
Abs. 1 GG berufen. Von einer unzulässigen 
oder gar amtlichen Wahlbeeinflussung kann 
daher auch insoweit nicht die Rede sein. 

9. Als gravierender Vorwurf erweist sich nach 
Auffassung des Ausschusses die Behauptung 
der Einspruchsführer, durch einen Versamm- 
lungsboykott der Städte und Gemeinden und 
durch das Fehlverhalten der Polizei seien sie 
des Schutzes des Grundrechts der Versamm- 
lungsfreiheit verlustig gegangen und hätten 
deshalb Wahlveranstaltungen nicht durchfüh- 
ren können bzw. seien diese erheblich gestört 
worden. 

a) Nach Artikel 8 Abs. 1 GG haben alle Deut- 
schen das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu ver- 
sammeln. Auf Grund des Artikel 8 Abs. 2 
GG können Versammlungen unter freiem 
Himmel durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes beschränkt werden. „Die Frage, 
ob, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchen Grenzen das Grundrecht der Ver- 
sammlungsfreiheit eingeschränkt werden 
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kann, ist wegen der wenig überlegten Art 
ihrer positivrechtlichen Regelung nicht ganz 
einfach zu beantworten." (Maunz-Dürig, 
a. a. O., Artikel 8 RdNr. 69). Diese Unsicher- 
heit ist nicht durch eine eindeutige Recht- 
sprechung beseitigt worden. Bei reiner Text- 
interpretation des Artikels 8 GG könnte man 
davon ausgehen, daß nur Versammlungen 
unter freiem Himmel einer staatlichen 
Beschränkung zugänglich sind und Ver- 
sammlungen in geschlossenen Räumen in- 
folgedessen nicht beeinträchtigt werden dür- 
fen (vgl. Maunz-Dürig, a. a. O.). Während 
in der Literatur Einmütigkeit darüber be- 
steht, daß staatlichen Eingriffen bei Ver- 
sammlungen von politischen Parteien beson- 
ders enge Schranken gezogen sind (vgl. 
Maunz-Dürig, a. a. O., RdNr. 74), ist aber 
auch bei derartigen Veranstaltungen recht- 
lich noch nicht eindeutig geklärt, ob über 
die verfassungsmäßige Schranke — fried- 
lich und ohne Waffen — hinaus aus anderen 
Gründen weitere Einschränkungen verfas- 
sungsrechtlich zulässig sind. Selbst wenn 
man davon ausgeht, daß bei Artikel 8 Abs. 1 
GG, wie bei allen anderen Grundrechten, 
die keinen ausdrücklichen Gesetzesvor- 
behalt enthalten, die verfassungsimmanen- 
ten Schranken des Artikels 2 Abs. 1 GG gel- 
ten (so Maunz-Dürig, a. a. O., RdNr. 77), 
bleibt die Frage offen, ob das Versamm- 
lungsrecht nach Artikel 8 Abs. 1 GG im 
übrigen zu den „polizeifesten Grundrechten" 
zählt. Diese Frage wird insbesondere in Zei- 
ten des Wahlkampfes offenbar, und die Viel- 
zahl der Prozesse wegen der Verweigerung 
der Überlassung gemeindlicher Räume rührt 
zusätzlich daher, daß Gemeindevertretung 
und -Verwaltung vom politischen Kräftespiel 
beherrscht werden (vgl. Pappermann, Pro- 
zessuale Fragen im Rechtsstreit politischer 
Parteien auf Überlassung gemeindlicher 
Räume, in: JZ 1969, Seite 485). 

Aus Artikel 21 GG und dem Grundsatz der 
Chancengleichheit, der durch § 5 des Par- 
teiengesetzes (PartG) für die politischen 
Parteien noch ausdrücklich konkretisiert 
worden ist, ergibt sich für die Gemeinden 
die Verpflichtung, gemeindeeigene Ver- 
sammlungsräume den Parteien nach dem 
Gleichheitssatz zur Verfügung zu stellen. In 
§ 5 Abs. 1 PartG lautet Satz 2: „Der Umfang 
der Gewährung kann nach der Bedeutung 
der Parteien bis zu dem für die Erreichung 
ihres Zwecks erforderlichen Mindestmaß ab- 
gestuft werden." Zieht man in diesem Zu- 
sammenhang die fast in allen Gemeinde- 
ordnungen der Bundesländer enthaltenen 
Bestimmungen heran, die besagen, daß allen 
Einwohnern einer Gemeinde im Rahmen des 
geltenden Rechts die öffentlichen Einrichtun- 
gen der Gemeinde zur Benutzung zur Ver- 
fügung stehen (vgl. z. B. § 18 GO NRW; § 20 
GO Hessen), wobei ausdrücklich betont wird, 
daß dieses Benutzungsrecht auch für juri- 


stische Personenvereinigungen gilt, bleibt, 
da die politischen Parteien juristische Per- 
sonenvereinigungen sind, lediglich die 
Frage, unter welchen Gesichtspunkten eine 
Veranstaltung einer nicht verbotenen poli- 
tischen Partei verboten oder aufgelöst wer- 
den kann. 

Der Ausschuß teilt die Auffassung mehrerer 
Gerichtsurteile aus jüngster Zeit, wonach es 
für den Benutzungsanspruch politischer Par- 
teien nicht darauf ankommt, ob für die Ver- 
anstaltung der entsprechende Ortsverein der 
Partei verantwortlich zeichnet oder der über- 
regionale Gebietsverband. Das Merkmal der 
Ortsbezogenheit ist vielmehr dadurch ge- 
geben, daß der übergeordnete Gebietsver- 
band bei der Durchführung einer politischen 
Veranstaltung auch die Interessen der ent- 
sprechenden Parteigliederung wahrnimmt 
(vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 9. Juni 1969 
— Az. 8 K 371/69; OVG Münster, Urteil 
vom 1. April 1970 — Az. III A 534/69). 

Der Ausschuß glaubt es dahingestellt sein 
lassen zu können, ob und gegebenenfalls 
wieweit das Versammlungsrecht des Arti- 
kels 8 Abs. 1 GG zu den polizeifesten Grund- 
rechten gehört, er schließt sich jedoch der 
Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
an, daß eine Verweigerung der Benutzung 
gemeindlicher Räume nach dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel nur bei 
ernster Gefahr und der Unmöglichkeit, Schä- 
den auf andere Weise abzuwehren, vertret- 
bar sein kann [vgl. BVerwGE 32, 333 (337); 
BVerwGE VII C 27.69]. 

Nach den dem Ausschuß zur Verfügung ste- 
henden Unterlagen haben sich die Gemein- 
den in den meisten Fällen bei Verweigerung 
der Überlassung gemeindlicher Räume auch 
nicht auf die vermeintliche Verfassungs- 
widrigkeit bzw. auf die politische Zielset- 
zung der Partei der Einspruchsführer beru- 
fen, sondern geltend gemacht, bei einer 
Durchführung der vorgesehenen Veranstal- 
tung würden Sicherheit und Ordnung bzw. 
gemeindliches Eigentum gefährdet. Unter 
Berücksichtigung der geschilderten Rechts- 
lage lassen sich die beeinträchtigten Ver- 
anstaltungen der NPD etwa in folgende 
Gruppen einteilen: 

Veranstaltungen, die mit vertretbarer Be- 
gründung bzw. durch gerichtliche Entschei- 
dung verboten wurden 

a) unter freiem Himmel (Nürnberg, Rhein- 
hausen, Mannheim, Frankfurt) 

b) in geschlossenen Räumen (Offenbach, 
Bensheim), 

Veranstaltungen, die lediglich zeitlich oder 
räumlich verlegt wurden (z. B. Köln-Mül- 
heim), 

ausgefallene Veranstaltungen, weil Miet- 
verträge zu Recht gekündigt wurden (z. B. 
Bayreuth), 
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Veranstaltungen, die nur auf Grund gericht- 
lieber Entscheidung durchgeführt werden 
konnten (z. B. Rheinhausen, Kleve, Krön- 
berg/Ts., Weilburg, Stuttgart, Augsburg, 
Köln-Mülheim), 

Veranstaltungen, die wegen kurzfristiger 
Kündigung ausfallen mußten (z. B. Gießen, 
Darmstadt, Kassel), 

Veranstaltungen, die trotz gerichtlicher Ent- 
scheidung nicht durchgeführt werden konn- 
ten (z. B. Hildesheim, Hannover, Hamburg, 
Nürnberg), 

Veranstaltungen, die aufgelöst wurden (z. B. 
Rotenburg a. d. Fulda, Mettmann, Hanau, 
Nürnberg). 

Ausgehend von der Rechtsprechung des Bun- 
desverwaltungsgerichts, daß nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit das Ver- 
bot einer Veranstaltung einer politischen 
Partei nur bei eindeutig festgestellter Ge- 
fährdung als letztes Mittel in Betracht ge- 
zogen werden darf, hält der Ausschuß Ver- 
sammlungsverbote dann für vertretbar, 
wenn auf Grund vorangegangener Ver- 
anstaltungen mit Ausschreitungen gerechnet 
werden mußte, in deren Gefolge trotz aller 
vertretbaren und möglichen Vorkehrungs- 
maßnahmen die Sicherheit und Ordnung 
sowie gemeindliches Eigentum gefährdet er- 
schien. Sicher kann das Vorliegen einer kon- 
kreten Gefährdung nur von Fall zu Fall 
beurteilt werden. In eine Prüfung der Einzel- 
fälle ist der Ausschuß jedoch nicht eingetre- 
ten, da dazu die Anhörung einer ganzen 
Reihe von Zeugen erforderlich gewesen 
wäre, die eine Entscheidung in dieser An- 
fechtungsangelegenheit erheblich verzögert 
hätte. Der Ausschuß glaubte nach dem Ver- 
zicht der Einspruchsführer auf die Durch- 
führung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung auch auf diese Prüfung verzichten 
zu können, weil sich nach dem Vorbringen 
der Einspruchsführer und den vom Ausschuß 
angeforderten Stellungnahmen der Innen- 
minister (-Senatoren) der Länder und der 
Polizeipräsidenten der Großstädte im Wahl- 
gebiet ergibt, daß ein Teil der Rügen der 
Einspruchsführer nicht durchgreift. 

Da Versammlungen unter freiem Himmel 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung in 
weit höherem Maße gefährden können als 
Veranstaltungen in geschlossenen Räumen, 
wird der Nachweis einer konkreten Gefähr- 
dung leichter zu erbringen sein. Für ein Ver- 
bot einer Veranstaltung unter freiem Him- 
mel gilt aber auch der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit, und Aufgabe der Behörden 
und der Polizei ist es, die Teilnehmer einer 
Veranstaltung zu schützen, solange und so- 
weit die Versammlung selbst keine Störung 
darstellt. Ein Vorgehen gegen die Nicht- 
störer ist nach überkommenen polizeilichen 
und rechtsstaatlichen Grundsätzen nur unter 


dem Gesichtspunkt des Ausnahmerechts ver- 
tretbar, d. h. in jenen Fällen, in denen die 
Polizei objektiv außerstande ist, eine be- 
stehende Gefahr abzuwenden oder wenn ein 
Vorgehen gegen den Störer eine größere 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zur Folge haben würde als ein Vor- 
gehen gegen den Nichtstörer. Wenn in eini- 
gen Fällen nach den Vorkommnissen bei 
anderen Veranstaltungen unter freiem Him- 
mel ebenfalls mit Ausschreitungen, Krawal- 
len und Zerstörung öffentlichen Eigentums 
gerechnet werden mußte und die Polizei auf 
Grund der angekündigten Gegendemonstra- 
tionen trotz massierten Einsatzes nicht für 
Sicherheit und Ordnung garantieren konnte, 
war ein Verbot der Versammlung unter 
gleichzeitigem Verbot der Gegendemonstra- 
tionen dann als gerechtfertigt anzusehen, 
wenn damit zu rechnen war, daß sich die 
Gegendemonstranten nicht an die Verbots- 
verfügung halten würden und es daher ohne 
gleichzeitiges Verbot der Versammlung zu 
nicht vermeidbaren Zusammenstößen kom- 
men mußte (vgl. Dietel-Gintzel, Demonstra- 
tions- und Versammlungsfreiheit, § 15, 

Anm. 14; Pappermann, JZ, Nr. 9, 1970, 
Seite 286 f.). 

Der Ausschuß geht davon aus, daß unter 
diesen rechtlichen Gesichtspunkten und auf 
Grund des teilweise bekannt gewordenen 
aggressiven Auftretens des NPD-Ordnungs- 
dienstes ein Teil der von den Einspruchs- 
führern genannten Veranstaltungen unter 
freiem Himmel zu Recht verboten worden 
ist. 

Als vertretbar sieht der Ausschuß auch ein 
Verbot einer Veranstaltung im geschlosse- 
nen Raum an, wenn auf Grund der konkre- 
ten Sachlage damit gerechnet werden mußte, 
daß die Veranstaltung nicht friedlich ver- 
laufen werde. Wegen der während des 
Wahlkampfes erkennbaren Eskalation konnte 
die Unfriedlichkeit einer vorgesehenen 
Veranstaltung angenommen werden, wenn 
Mitglieder des NPD-Ordnungsdienstes sich 
weigerten, bestimmten Vorstellungen der 
Polizei zur Aufrechterhaltung von Sicherheit 
und Ordnung nachzukommen. Dies gilt ins- 
besondere hinsichtlich des massierten und 
uniformierten Auftretens des NPD-Ord- 
nungsdienstes, das Gewalttätigkeiten bei 
Aufkommen von Gegenmeinungen nicht 
ausgeschlossen erscheinen ließ. 

Wenn daher einige Gemeinden gerade in 
Hessen auf Grund der bekannten Vorgänge 
in Frankfurt und Kassel Veranstaltungen 
der NPD unter Hinweis auf die mangelnde 
Friedlichkeit verboten haben, so sind diese 
Verbote nach Ansicht des Ausschusses wenn 
auch nicht in allen Punkten gerechtfertigt, so 
doch vertretbar. Dabei kann nicht unberück- 
sichtigt bleiben, daß gerade auch die Partei 
der Einspruchsführer durch das Verhalten 
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eines Teils ihrer Mitglieder zu diesen Ver- 
botsverfügungen Veranlassung gegeben hat. 

Rechtlich nicht zu beanstanden war, wenn 
aus Gründen der Sicherheit und Ordnung 
Veranstaltungen zeitlich oder räumlich ver- 
legt werden mußten. Ebensowenig kann die 
Kündigung eines Mietvertrages beanstandet 
werden, wenn der Mieter nicht rechtzeitig 
die vereinbarte Sicherheitsleistung hinter- 
legt hat (z. B. Bayreuth). 

Wenn Veranstaltungen nur auf Grund ge- 
richtlicher Entscheidungen durchgeführt wer- 
den konnten, kann hierin kein Verstoß 
gegen den Gleichheitssatz gesehen werden. 
Wurden die gerichtlichen Entscheidungen 
nicht erst unmittelbar vor Beginn der Ver- 
anstaltungen getroffen, so kann vielmehr 
unterstellt werden, daß die vorhergehende 
öffentliche gerichtliche Auseinandersetzung 
der geplanten Veranstaltung eine besondere 
Zugkraft verlieh. 

Konnten die Gerichte erst unmittelbar vor 
Beginn der geplanten Veranstaltungen zu- 
gunsten der Partei der Einspruchsführer ent- 
scheiden, so kann nach Auffassung des Aus- 
schusses eine einem unzulässigen Verbot 
gleichkommende Beeinträchtigung nicht aus- 
geschlossen werden. Dasselbe gilt, wenn 
Mietverträge kurzfristig vor Beginn der Ver- 
anstaltungen gekündigt wurden, obwohl die 
vorgetragenen Kündigungsgründe bereits 
länger bekannt waren und die Partei der 
Einspruchsführer keine Möglichkeit mehr 
hatte, die Rechtmäßigkeit der Kündigung 
von einem Gericht prüfen zu lassen. 

Als eindeutiger Verstoß gegen den Grund- 
satz der Chancengleichheit wertet der Aus- 
schuß das Verhalten einiger Gemeinden, die, 
trotz gerichtlicher Entscheidung zugunsten 
der Partei der Einspruchsführer, dieser die 
Durchführung einer Veranstaltung unmög- 
lich gemacht haben. Er hält es unter rechts- 
staatlichen Gesichtspunkten und nach dem 
Grundsatz der Chancengleichheit für nicht 
vertretbar, daß Gemeinden einen verlorenen 
Prozeß als „das kleinere Übel" gegenüber 
der Vermietung eines gemeindeeigenen Rau- 
mes an die Partei der Einspruchsführer in 
Kauf zu nehmen bereit waren. Auch Befürch- 
tungen um den „internationalen Ruf der 
Stadt" vermögen angesichts des verfas- 
sungs-, parteien- und versammlungsgesetz- 
lichen Rechts einer politischen Partei auf 
Chancengleichheit das Verhalten der Ge- 
meinden in keiner Weise zu rechtfertigen. 

Soweit Veranstaltungen aufgelöst wurden, 
kann von einem rechtswidrigen Eingriff in 
den Grundsatz der Versammlungsfreiheit 
nur dann die Rede sein, wenn die Auflösung 
unter Verletzung des Grundsatzes der Ver- 
hältnismäßigkeit erfolgte. Auf diesen Grund- 
satz konnten sich aber Gemeinden nicht be- 
rufen, wenn sie selbst bzw. ihre Organe 
oder Organteile durch ein Handeln — z. B. 


6. Wahlperiode 

Aufruf zu Gegendemonstrationen — oder 
durch Unterlassen — z. B. keine ausreichen- 
den Sicherheitsvorkehrungen — Situationen 
mit herbeigeführt hatten, die zur Auflösung 
der Veranstaltung führten. Der Ausschuß hat 
die im einzelnen von den Einspruchsführern 
gerügten Fälle nicht näher geprüft; er 
glaubte jedoch ein rechtswidriges Verhalten 
mancher Gemeinden nicht ganz ausschließen 
zu können. 

Soweit die Gemeinden jedoch durch die Ver- 
weigerung der Überlassung von gemeind- 
lichen Versammlungsräumen an die NPD, 
durch ein Verbot oder eine Auflösung einer 
Veranstaltung der Partei der Einspruchs- 
führer gegen den Grundsatz der Versamm- 
lungsfreiheit verstoßen haben, haben sie 
unter gleichzeitiger Verletzung des Grund- 
satzes der Chancengleichheit der Parteien 
rechts- und gesetzeswidrig in den Prozeß 
der freien Meinungs- und Willensbildung 
des Volkes eingegriffen und damit versucht, 
in unzulässiger Weise Einfluß auf die Wahl- 
entscheidung zu nehmen. Dieses Verhalten 
mancher Gemeinden ist um so mehr zu 
rügen, als es sich im wesentlichen als amt- 
liche Wahlbeeinflussung darstellt. 

Trotz dieser Feststellung ist der Ausschuß 
der Überzeugung, daß die unter keinem 
rechtlichen Gesichtspunkt vertretbaren 
schwerwiegenden Wahlfehler einiger Ge- 
meinden keinen derartigen Einfluß auf das 
Wahlergebnis gehabt haben, daß er dem 
Einspruch zum Erfolg verhelfen könnte. 

Ohne die Bedeutung von Wahlversamm- 
lungen mindern zu wollen, geht der Wahl- 
prüfungsausschuß bei seiner Auffassung da- 
von aus, daß die politische Meinungsbildung 
des Volkes auf Grund vieler Faktoren er- 
folgt, die zum größten Teil auch bereits vor 
Beginn des eigentlichen Wahlkampfes lie- 
gen. Dabei läßt sich nach Auffassung des 
Ausschusses nicht übersehen, daß die De- 
monstrationen gegen Wahlveranstaltungen 
der NPD bzw. die Weigerung, dieser Partei 
für Wahl Veranstaltungen Versammlungs- 
räume zur Verfügung zu stellen, mit nach- 
folgenden, größtenteils für die NPD posi- 
tiven Gerichtsentscheidungen, dieser Partei 
eine Publizität erbracht haben, die das 
Organ der NPD „Deutsche Nachrichten" zu 
der wiederholten Feststellung veranlaßte: 
„Alle sprechen über die NPD ..." In dem 
Artikel selbst heißt es unter dieser Über- 
schrift: „In jeder Zeitung, im Hörfunk, im 
Fernsehen, am Arbeitsplatz, in den Ge- 
schäften und Verkehrsmitteln wird über die 
NPD gesprochen. Millionen Staatsbürger 
sind hellhörig geworden . . . Alle kennen die 
NPD . . . alle reden über die NPD . . (DN 
Nr. 36/1969 vom 5. September 1969). 

Außerdem kann davon ausgegangen wer- 
den, daß, soweit rechtswidrige Beeinträchti- 
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gungen erfolgt sind, diese die Partei der Ein- 
spruchsführer mit einer Aura des Verfolgten, 
des Märtyrers umgaben, weshalb sie durch 
den damit teilweise ausgelösten Solidarisie- 
rungseffekt nicht Stimmen verlor, sondern 
nicht zuletzt auch infolge der latenten Trotz- 
reaktion in der Wählerschaft Stimmen ge- 
winnen konnte. Daß die NPD selbst diese 
Auseinandersetzungen so gesehen hat, ergibt 
sich auch aus einem Beitrag vom 19. Septem- 
ber 1969 in ihrem offiziellen Organ „Deutsche 
Nachrichten"' Nr. 38/1969 unter der Über- 
schrift „Der NPD-Wahlkampf rollt auf Hoch- 
touren" und der Unterüberschrift „Zehntau- 
sende bei den NPD-Wahlkundgebungen und 
Versammlungen". In diesem durch Einrah- 
mung hervorgehobenen Beitrag heißt es 
nach Aufzählung der vielen Veranstaltungen 
der NPD, auf denen ihr Vorsitzender, Adolf 
von Thadden, zu Tausenden von Zuhörern 
gesprochen habe: „Der NPD-Wahlkampf ist 
auf dem Höhepunkt, und bereits heute zeich- 
nen sich die Konturen eines großen Erfolges 
der jungen Partei ab." 

Letztlich kann auch noch darauf verwiesen 
werden, daß einer der Einspruchsführer, und 
zwar der Vorsitzender der NPD, Adolf von 
Thadden, auf einer Pressekonferenz in Bad 
Godesberg am 25. September 1969, also drei 
Tage vor der Bundestagswahl, zu den Aus- 
sichten seiner Partei erklärte, er rechne für 
seine Partei mit acht bis zwölf Prozent der 
abgegebenen Stimmen, seine Partei werde 
die FDP auf den vierten Platz verweisen, und 
schließlich hinzufügte, nichts sei eingetreten, 
was dieses Ergebnis nennenswert beeinflus- 
sen könnte (vgl. Stuttgarter Zeitung vom 
26. September 1970, Frankfurter Neue Presse 
vom 26. September 1970, Süddeutsche Zei- 
tung vom 11./12. Oktober 1969). 

b) Der Vorwurf der Einspruchsführer, die Poli- 
zei habe sich entgegen ihrer Verpflichtung — 
von einigen Ausnahmen abgesehen — , das 
Versammlungsgesetz zu achten, gegen Stö- 
rungen der NPD- Veranstaltungen passiv 
verhalten, und zwar auf dienstliche Weisung 
hin, ist nach Überzeugung des Ausschusses 
auf Grund der Stellungnahmen des Bundes- 
ministers des Innern, der Landesinnenmini- 
ster (-Senatoren) und der Polizeipräsidenten 
der Großstädte, die von den Einspruchsfüh- 
rern als Zeugen angegeben worden waren, 
widerlegt worden. 

Wenn die Ständige Konferenz der Innen- 
minister und -Senatoren der Länder in ihrer 
Sitzung am 12. Juni 1969 nach Beratung der 
Grundsätze zum Schutz der ungehinderten 
Durchführung des Bundestagswahlkampfes 
erklärten: 

„Die Ordnungsbehörden werden alle Maß- 
nahmen treffen, die den Bürgern dieses Lan- 
des die freie Meinungsbildung und eine un- 
gehinderte Wahlausübung ermöglichen", so 
ist es bei dieser Erklärung nicht geblieben. 


Vielmehr haben die Landesinnenminister 
und -Senatoren in Ministerialerlassen, 
Dienstanweisungen und Schnellbriefen die 
Polizeibehörden auf die gesetzlichen Bestim- 
mungen hingewiesen, in einigen Fällen so- 
gar betont, die Wahlveranstaltungen links- 
oder rechtsextremer Parteien müßten grund- 
sätzlich in gleicher Weise wie die Veran- 
staltungen anderer Parteien geschützt wer- 
den. An diese Anweisung haben sich die 
Polizeibehörden auch gehalten. In mehreren 
Dankesbezeugungen örtlicher NPD-Vertreter 
gegenüber den Polizeibehörden wird dies 
noch ausdrücklich betont. 

Ebensowenig ist der Vorwurf gerechtfertigt, 
Störer von NPD-Veranstaltungen seien straf- 
rechtlich nicht verfolgt worden; dasselbe gilt 
für die Behauptung, durch das passive Ver- 
halten der Polizeibeamten seien vielfach 
Ordner der NPD in Notwehrsituationen ge- 
raten. Wenn tatsächlich, was vom Ausschuß 
nicht fe’stgestellt werden konnte, Ausschrei- 
tungen gegen NPD-Ordner stattgefunden 
haben sollten, so sind diese, abgesehen da- 
von, daß sie zum Teil durch das militante 
Auftreten dieser Ordner verursacht worden 
sind, für den Ausgang der Wahl unerheblich 
gewesen. 

In diesem Zusammenhang stellt der Aus- 
schuß auch noch fest, daß der durch die Be- 
hauptung der Einspruchsführer hervorgeru- 
fene Eindruck, das Grundrecht der Versamm- 
lungsfreiheit sei, soweit die NPD betroffen 
sei, aufgehoben, falsch ist. Auf Grund der 
gegebenen Wahlkampfsituation hatte die 
Polizei nicht nur das Recht, sondern auch die 
Pflicht, besondere Sicherheitsvorkehrungen 
zu treffen. Wenn diese sich teilweise als Be- 
schränkung der beabsichtigten Betätigungs- 
freiheit der Mitglieder des NPD-Ordnungs- 
dienstes darstellten, so lag darin — abgese- 
hen davon, daß diese Beschränkungen größ- 
tenteils wegen früherer Verhaltensweisen 
des NPD-Ordnungsdienstes angeordnet wur- 
den — keine Aufhebung der Grundrechte, 
sondern ein auf gesetzlicher Grundlage ba- 
sierendes Verwaltungshandeln. 

Aus den Berichten einiger Polizeipräsiden- 
ten ist im übrigen zu entnehmen, daß die 
Partei der Einspruchsführer viele Veranstal- 
tungen ohne Störung durchführen konnte. 
Selbst wenn Versammlungen gestört wur- 
den, kann aber nicht, wie aus der Gegen- 
äußerung der Einspruchsführer entnommen 
werden könnte, unterstellt werden, daß das 
Verhalten der Polizei kausal für diese Stö- 
rungen war. Die Dankesbezeugungen seitens 
der NPD gegenüber mehreren Polizeibehör- 
den beweisen vielmehr das Gegenteil. Zwar 
mag die Zahl der gestörten NPD-Versamm- 
lungen größer gewesen sein als die anderer 
politischer Parteien, es ist jedoch bekannt, 
daß ebenfalls eine Reihe von Wahlveranstal- 
tungen dieser Parteien empfindlich gestört 
wurde. 
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10, Auch mit der Behauptung der Einspruchsführer, 
durch meistens von den Gewerkschaften aufge- 
hetzte und entlohnte Gesetzesbrecher seien die 
Kundgebungen der NPD gestört oder vereitelt 
worden, kann der Einspruch nicht begründet 
werden. 

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit aus 
Artikel 8 GG steht teilweise in „Idealkonkur- 
renz 11 zum Grundrecht der freien Meinungs- 
äußerung aus Artikel 5 GG, d. h. für ein und die- 
selbe menschliche Verhaltensweise finden nach 
Wortlaut und Anwendungsbereich des Grundge- 
setzes zwei Grundrechte Anwendung (vgl. 
Maunz-Dürig, a. a. O., Artikel 5 RdNr. 35; von 
Mangoldt-Klein, a. a. O,, Seite 125), wobei sich die 
politischen Parteien zusätzlich noch auf Arti- 
kel 21 GG berufen können. In Fällen der Ideal- 
konkurrenz mehrerer Grundrechte den Grund- 
rechtsschutz zu erweitern, ist nicht angängig, da 
das zu falschen, weil gegen das einheitliche 
Wertsystem der Grundrechte verstoßenden Er- 
gebnissen führen müßte (vgl. Maunz-Dürig, 
a. a. O., RdNr. 36). 

Zwar können sich politische Parteien zusätzlich 
zu den Artikeln 8 und 5 GG auf Artikel 21 GG 
stützen; im Verhältnis zu den außerhalb der 
politischen Parteien stehenden demonstrieren- 
den Gruppen haben sie jedoch nur insoweit 
einen erweiterten grundgesetzlichen Schutz, als 
ihnen die Bestandsgarantie des Artikels 21 GG 
zugutekommt. Da die Parteien für die Meinungs- 
und Willensbildung des Volkes kein Monopol 
besitzen, sind parteilich nicht gebundene Grup- 
pen außerhalb der Bestandsgarantie des Arti- 
kels 21 GG grundgesetzlich in gleicher Weise 
geschützt. 

Kommt es zu einer Konfrontation mehrerer sich 
auf ihre Grundrechte berufender Gruppen, kann 
es für die Frage, welche Gruppe den weitest- 
gehenden Schutz des Staates beanspruchen darf, 
nicht darauf ankommen, ob dieser oder jener 
Gruppe die Berufung auf mehrere Grundrechte 
möglich ist. Die verschiedenen Grundrechte kön- 
nen nach dem Grundgesetz nicht als zusammen- 
hanglose Einzelrechte verstanden werden; sie 
sind vielmehr zu einem einheitlichen Wert- 
system integriert, in dessen Mittelpunkt der 
sich in der sozialen Gemeinschaft frei entfal- 
tende und ihr vielfältig verpflichtete Mensch 
und seine unantastbare Würde stehen. Daraus 
ergibt sich, daß es für den Konfliktsfall keine 
allgemeine, sich aus dem Grundgesetz abzulei- 
tende Lösung gibt, vielmehr eine auf den Ein- 
zelfall abgestellte Güterabwägung stattfinden 
muß. 

Konnten sich daher sowohl die Veranstalter 
von NPD- Versammlungen als auch die gegen 
diese Veranstaltungen demonstrierenden Grup- 
pen auf eine Schutzpflicht des Staates berufen, 
konnte es für die Wahlprüfung nur darauf an- 
kommen, ob - — wie von den Einspruchsführern 
behauptet — die demonstrierenden Gruppen 
unter Ausnutzung ihres Demonstrationsrechtes 
derart in die Grundrechte anderer eingegriffen 


haben, daß deren Grundrechte in ihrem We- 
sensgehalt angetastet wurden. 

Weder im Aufruf des DGB zur Demonstration 
gegen NPD-Versammlungen noch in der be- 
haupteten Auszahlung von Tagegeldern bzw. 
Erstattung der Reisekosten an Demonstranten 
kann eine mißbräuchliche Ausnutzung der 
Grundrechte aus Artikeln 8 und 5 GG erblickt 
werden. Davon abgesehen werden diese recht- 
lich unerheblichen Behauptungen jedenfalls in 
dieser Allgemeinheit von den Zeugen Essl und 
Pless, die von den Einspruchsführern benannt 
wurden, bestritten. 

Auch kann nach den Berichten der Polizeipräsi- 
denten der von den Einspruchsführern erwähnte 
Eindruck nicht bestätigt werden, es sei amts- 
bekannt und offenkundig, daß die öffentlichen 
Veranstaltungen der NPD im gesamten Bundes- 
gebiet durch massierten Einsatz meist vom 
DGB aufgehetzter Gesetzesbrecher grob gestört 
oder vereitelt worden seien. Abgesehen von der 
Unzulässigkeit der pauschalen Klassifikation 
als „Gesetzesbrecher' 1 — in diesem Zusammen- 
hang könnten nur jene, die tatsächlich die 
Schranken der Grundrechte verletzt und gegen 
das Straf- oder Versammlungsrecht verstoßen 
haben, als solche bezeichnet werden — gab es 
neben dem DGB eine große Anzahl anderer 
politischer Gruppen, die zu Demonstrationen 
gegen NPD-Veranstaltungen aufgerufen hatten 
und sich dabei ebenfalls auf den Grundrechts- 
schutz berufen konnten. 

Sicher wäre eine absolute Verhinderung der 
Durchführung von Wahl Veranstaltungen auch 
seitens privater Organisationen und Verbände 
eine unzulässige Beeinträchtigung der freien 
Willensbildung. Aber abgesehen davon, daß eine 
totale Verhinderung der Durchführung von 
Wahlveranstaltungen nicht behauptet wird — 
im übrigen sind auch Wahlveranstaltungen an- 
derer politischer Parteien gestört worden — , 
hat die NPD in ihrem Organ „Deutsche Nach- 
richten" selbst bekannt, trotz massiver Wahl- 
behinderung habe ihr Vorsitzender auf über- 
füllten Kundgebungen gesprochen. In der Num- 
mer 35 vom 29, August 1969 heißt es unter 
der Überschrift „Die NPD wird siegen!: Mit 
groß angelegten und von Tausenden besuchten 
Kundgebungen hat die NPD die Endphase des 
Bundestagswahlkampfes 1969 eingeleitet". Es 
folgt dann u. a. eine Aufzählung von Einzel- 
veranstaltungen, die von bis zu 12 000 Men- 
schen besucht gewesen seien. 

In diesem Zusammenhang vertritt der Ausschuß 
jedoch die Meinung, daß die Schutzpflicht des 
Staates die Bürger nicht aus ihrer staatsbürger- 
lichen Verantwortung entläßt, die Gewährlei- 
stung des für die freie demokratische Grund- 
ordnung schlechthin konstituierenden Grund- 
rechts der freien Meinungsäußerung mit sichern 
zu helfen. Aus diesem Grunde wäre es sicher- 
lich wünschenswert und erheblich besser ge- 
wesen, wenn die politisch-geistige Auseinander- 
setzung mit der Partei der Einspruchsführer in 
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jedem Falle auch gewaltlos erfolgt und damit 
sichergestellt gewesen wäre, daß sich die Mei- 
nungsbildung frei vollziehen konnte und nicht 
von sachfremden Erwägungen beeinflußt wurde. 
Der demokratische Meinungsbildungsprozeß 
wird aber bereits gestört, wenn durch Konfron- 
tationen politischer Gegner staatliche Eingriffe 
erforderlich werden, um Ausschreitungen und 
Gewalttaten zu verhindern oder abzuwehren. 
Durch die erforderlichen staatlichen Eingriffe 
kann der eventuelle Einfluß auf die freie Mei- 
nungsbildung jedoch nicht zur amtlichen Wahl- 
beeinflussung werden, da die Störung des Mei- 
nungsbildungsprozesses nicht vom Staat aus- 
geht. 

Soweit es infolge von Störungen einiger NPD- 
Versammlungen zu staatlichen Eingriffen ge- 
kommen ist und damit in den freien Meinungs- 
bildungsvorgang eingegriffen wurde, kann je- 
doch keinesfalls unterstellt werden, daß diese 
Einflußnahme sich ausschließlich negativ für die 
Partei der Einspruchsführer ausgewirkt hat. Es 
gelten vielmehr dieselben Schlußfolgerungen, 
die der Ausschuß hinsichtlich der rechtswidrigen 
Beeinträchtigung durch Verweigerung der Über- 
lassung gemeindlicher Räume für NPD-Veran- 
staltungen getroffen hat. Haben diese Störun- 
gen damit nach Überzeugung des Ausschusses 
keinen entscheidenden Einfluß auf das Wahl- 
ergebnis gehabt, vermögen sie den Einspruch 
auch insoweit nicht zu stützen. 

Zu der allgemeinen Behauptung der Einspruchs- 
führer, der DGB habe sich an den „Saalabtrei- 
bungen" beteiligt, indem er die Stadtverwal- 
tungen unter Druck setzte, erübrigt sich ein 
Eingehen. Nur, wenn die Stadtverwaltungen 
sich diesem Druck gebeugt haben sollten, könnte 
von einer Wahlbeeinflussung und Verletzung 
des Grundsatzes der Chancengleichheit der Par- 
teien gesprochen werden. Die Beeinflussung 
wäre dann aber unmittelbar von der Gemeinde- 
verwaltung und nicht vom DGB ausgegangen. 
Soweit von den Einspruchsführern die Verwei- 
gerung der Zurverfügungstellung gemeindlicher 
Räume für Veranstaltungen ihrer Partei gerügt 
wird, ist dies jedoch bereits unter Nummer 9 
behandelt worden. 

Auch Versuche von Einzelgewerkschaften, auf 
Pächter bzw. Verwaltungen von Versammlungs- 
räumen bezüglich der Vermietung dieser Räume 
Einfluß dadurch zu nehmen, daß angedroht wird, 
bei Durchführung einer bestimmten Veranstal- 
tung würden Betriebsräte, Gesamtbetriebsräte 
und andere betriebliche Arbeitnehmervertreter 
davon Abstand nehmen, in Zukunft Veranstal- 
tungen in den Räumen des Pächters durchzufüh- 
ren, sind unter wahlrechtlichen Gesichtspunkten 
solange unerheblich, als diese Versuche sich 
nicht als unzulässige Boykottandrohung unter 
Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen dar- 
stellen. 

Der Begriff „Boykott“ ist kein eindeutiger 
Rechtsbegriff [vgl. BVerfGE 7, 198 (214)]. Mit 
ihrem Hinweis auf eine Boykottandrohung sei- 


tens des DGB haben sich die Einspruchsführer 
jedenfalls der Suggestivkraft dieses Begriffs in 
einer Form bedient, die gleichzeitig die Ver- 
fassungs- oder Sittenwidrigkeit des Verhaltens 
des DGB implizieren soll. Demgegenüber ist 
festzustellen, daß keinesfalls mit dem Begriff 
Boykott a priori eine sittenwidrige Handlung 
bezeichnet werden kann. Ob ein Verhalten im 
Einzelfall als sittenwidrig qualifiziert werden 
kann, muß an den grundsätzlichen Wertentschei- 
dungen und sozialen Ordnungsprinzipien des 
Grundrechtskatalogs gemessen werden. 

Die Gewerkschaften haben jedoch auf Grund 
ihrer Überzeugung und unter Darlegung von 
Gründen nicht öffentlich zum Boykott der Ver- 
sammlungsräume aufgerufen, die von den Päch- 
tern der NPD zur Verfügung gestellt wurden 
bzw. werden sollten, sondern lediglich für ihren 
Bereich eine Art „Verrufserklärung“ angekün- 
digt. Diese Ankündigung kann vom Motiv her 
nicht beanstandet werden; wegen der „privaten 
Boykottandrohung" war sie auch nach Ziel und 
Maß nicht geeignet, in Rechte der Einspruchs- 
führer unzulässigerweise einzugreifen. Zwar 
könnte die Verrufserklärung den Pächtern u. U. 
wirtschaftliche Nachteile zufügen; dieser Gefahr 
ist jedoch in einer pluralistischen Gesellschaft 
jeder ausgesetzt, der, wie z. B. Gastwirte, poli- 
tisch oder weltanschaulich gebundenen Gruppen 
Dienstleistungen öffentlich anbietet. 

Da sich die Einspruchsführer, soweit das Ver- 
mietungsrecht ausschließlich bei einer Privat- 
person oder einer privatrechtlichen Gesellschaft 
liegt, auch nicht auf eine Drittwirkung der 
Grundrechte berufen können, könnte eine un- 
zulässige Boykottandrohung nur dann als ge- 
geben angesehen werden, wenn der Aufruf zum 
Boykott Öffentlich erfolgt wäre; dieser könnte 
jedoch unter wahlrechtlichen Gesichtspunkten 
nur dann erheblich sein, wenn vom Boykott alle 
in privater Hand befindlichen Versammlungs- 
räume einer Gemeinde erfaßt werden sollten 
und in öffentlicher Hand befindliche Räume 
nicht oder in nicht ausreichender Zahl zur Ver- 
fügung stünden. Dafür haben die Einspruchs- 
führer aber nichts vorgetragen. Die Schreiben 
der Einzelgewerkschaften an die Schienter- 
betriebe mögen daher, da die Partei der pin- 
spruchsführer nicht verboten ist, vom formal- 
demokratischen Gesichtspunkt aus betrachtet, 
anders bewertet werden; sie sind jedoch als 
nicht-öffentliche, lediglich private Verrufsandro- 
hung unter wahlrechtlichen Gesichtspunkten 
nicht erheblich. Bei der Vielzahl der im Kölner 
Gebiet vorhandenen Versammlungsräume hät- 
ten die Einspruchsführer außerdem bei Erfolg 
der Drohung der Gewerkschaft auf andere Ver- 
sammlungsräume ausweichen können. Der Ein- 
spruch konnte daher auch insoweit keinen Er- 
folg haben. 

11. Soweit die Einspruchsführer schließlich geltend 
machen, der Präsident des Bundestages habe die 
der NPD zustehende Vorauszahlung der Wahl- 
kampfkosten zum Zwecke der Behinderung der 
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NPD verzögert und damit gleichzeitig die Par- j 
teien des Bundestages unterstützt, greift dieser \ 
Einwand nicht durch. Auf Grund der in der j 
Sache übereinstimmenden Stellungnahme des 
Bundesministeriums des Innern und des Direk- 
tors beim Deutschen Bundestag hat der Präsi- 
dent noch vor Inkrafttreten der an sich für die 
Abschlagszahlung an diese Partei erforderlichen 
Änderung des Parteiengesetzes der NPD die j 
Abschlagszahlung überweisen lassen. Zu einer j 
früheren Überweisung war der Präsident des 
Bundestages nicht nur nicht berechtigt, sondern 
er hätte unter Umständen als mittelverwaltende 
Behörde regreßpflichtig gemacht werden kön- 
nen. 

Ist damit die Behauptung der Einspruchsführer 
im tatsächlich-rechtlichen Sinne falsch, ist auch 
die dem Präsidenten des Bundestages unter- 
stellte Absicht widerlegt. 

III. 

Können die Einspruchsführer daher mit ihrer Be- 
hauptung, jede der behaupteten Wahlbeeinflussun- 
gen sei bereits für sich allein geeignet gewesen, 
der NPD den Wählerstamm der Landtagswahlen 
streitig zu machen, nicht gehört werden, so reichen 
die vorgetragenen Behauptungen der Einspruchs- 
führer in ihrer Gesamtheit ebenfalls nicht aus, dem 
Einspruch zum Erfolg zu verhelfen. 

Der Ausschuß hat zwar eine Reihe von Wahlfehlern 
festgestellt und weitere Wahlfehler als gegeben 
unterstellt (in den Gemeinden Dortmund und Karls- 
feld sowie bei der rechtswidrigen Verweigerung 
der Zurverfügungstellung gemeindlicher Versamm- 
lungsräume an die Partei der Einspruchsführer und 
Störungen von Versammlungen der NPD); diese 
unter keinen rechtlichen Gesichtspunkten zu billi- 
genden Wahlfehler haben aber nach Überzeugung 
des Ausschusses, worauf es nach ständiger Praxis 
des Wahlprüfungsausschusses und des Bundestages 
sowie der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts allein ankommt, keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung gehabt. Bei der Prüfung dieser 
Frage konnte nicht abstrakt das Ergebnis der NPD 
bei der Bundestagswahl betrachtet, sondern es muß- 
ten die Ergebnisse für die anderen mitkandidieren- 
den Parteien zur Beurteilung herangezogen werden. 
Dabei war festzustellen, daß die beiden großen Par- 
teien (CDU/CSU und SPD) einen weiteren Anstieg 
der auf sie entfallenden Stimmen verzeichnen konn- 
ten. Während bei der Bundestagswahl 1961 dieser 
Anteil noch 81,6 % (Zweitstimmen) betrug, stieg er 
bei der Bundestagswahl 1965 auf 86,9%; bei der 
angefochtenen Wahl erhielten beide Parteien zusam- 
men 88,8%. Der Trend zur Stimmabgabe für die 
beiden großen Parteien hat sich somit verstärkt und . 
auch in jenen Regionen durchgesetzt, in denen es 
bisher einheitlich starke Wählergruppen gab, die der 
einen oder anderen kleinen Partei ihre Stimme 
gaben [vgl. Wähler 1969: Woher — - wohin? Wähler- 
bewegungen bei der Bundestagswahl 1969, Analyse 
des Instituts für angewandte Sozialwissenschaft (In- 
fas), Bad Godesberg, Seite 9]. 


Dieser Trend zur Konzentration auf die beiden gro- 
ßen Parteien hatte für die NPD zur Folge, daß sie 
zwar in allen Teilen der Bundesrepublik und in 
allen Strukturtypen gegenüber der Bundestagswahl 
1965 einen ziemlich gleichmäßigen Zuwachs zu ver- 
zeichnen hatte, sich jedoch ein rückläufiger Trend 
gegenüber den letzten Landtagswahlen bemerkbar 
machte, der besonders stark in jenen Regionen war, 
in denen die NPD bei den Landtagswahlen auffal- 
lend erfolgreich gewesen war (vgl. Infas, a. a. O., 
Seite 7). 

Ob das schlechte Abschneiden der NPD — aber auch 
der linksradikalen Gruppen — auf einen Trend zum 
Zweiparteiensystem zurückzuführen ist oder ob auf 
Grund des Wahlkampfgeschehens, insbesondere in 
den letzten Wochen vor dem Wahltag, eine Polari- 
sierung zwischen der CDU/CSU einerseits und der 
SPD andererseits eintrat, die den Wähler veran- 
laßte, zwischen diesen beiden Parteien zu wählen, 
mag dahingestellt bleiben. Die NPD selbst hat nach 
Wiederholung ihrer Behauptungen, sie sei durch 
Wahlmanipulationen am Einzug in den Bundestag 
gehindert worden, eine nüchterne Wahlanalyse ge- 
troffen und kommt dabei zu Ergebnissen, die mit 
anderen Wahlanalysen übereinstimmen (z. B.; Wäh- 
lermeinung nicht geheim, hrsg. vom Institut für De- 
moskopie Allensbach 1969, Seite 55 ff.; 65, 180 f.; 
97 ff.; 21 ff. ; 133). 

So schreibt Adolf von Thadden in „Deutsche Nach- 
richten" in Nummer 40/1969 vom 3. Oktober 1969 
unter der Überschrift: „Der Wähler hat entschie- 
den": „Von der Gefahr einer mit Hilfe der FDP her- 
beigeführten sozialdemokratischen Machtübernahme 
gebannt, haben weite Teile der ländlichen Wähler- 
schaft, die bei den vergangenen Landtagswahlen der 
NPD ihre Stimme gegeben hatten, sich diesmal für 
die CDU entschieden, da man dort eine größere Ge- 
währ zur Abwehr der heraufziehenden Gefahr er- 
blickte als bei der NPD. Die der NPD an der Fünf- 
prozent-Grenze fehlenden 280 000 Stimmen rekru- 
tieren sich vorzugsweise aus dieser Überlegung." 

Nummer 41 der „Deutschen Nachrichten" vom 
10. Oktober 1969 bringt unter der Überschrift: „Die 
Lüge besiegte die Wahrheit" eine analytische Be- 
trachtung zur Bundestagswahl. In dieser Analyse 
werden zunächst die bekannten Behauptungen be- 
züglich der Wahlbehinderung wiederholt, dann aber 
auch festgestellt: „Der Wähler wurde mit demosko- 
pischen Prognosen verängstigt, so daß er CDU/CSU 
wählte, um Brandt zu verhindern" (Seite 3). In Fort- 
setzung dieses Artikels heißt es unter der Zwischen- 
überschrift: „Politische Gegebenheiten": „Noch nie 
zuvor haben wirtschaftliche Überlegungen auf die 
Wahlentscheidung einen so bestimmenden Einfluß 
gehabt" (Fettdruck Seite 13). Daran schließt sich 
folgende Analyse: 

„Standen die Bundestagswahlen bis 1961 vor- 
wiegend unter außenpolitischem Aspekt, so 
zeichnet sich seit geraumer Zeit eine Lage ab, 
bei der wirtschaftliche Fragen und künstlich 
aufgeheizte gesellschaftspolitische Problemstel- 
lungen mehr und mehr die Wählerentscheidung 
bestimmen. 


43 



Drucksache VI/ 1311 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Diese Entwicklung erreichte bei dieser Wahl 
durch die währungspolitische Unsicherheit ihren 
Höhepunkt, der dadurch nachzuweisen ist, daß 
die Reihenfolge der „wichtigsten Wahlthemen" 
nach einer seriösen soziologischen Untersuchung 
wie folgt aussieht: 


1 . 

Stabile Preise, stabiles Geld 

35 v. H. 

2. 

Wohlstand und Stabilität 

35 v. H. 

3. 

Bessere Bildung 

17 v. H. 

4. 

Frieden 

15 v. H. 

5. 

Innere Ordnung 

15 v. H. 

6. 

Neue Ostpolitik 

11 v. H. 

7. 

Wiedervereinigung 

6 v. H. 


So lauteten 10 Tage vor der Wahl die Antwor- 
ten von je 100 Befragten nach ihrem wichtigsten 
Wahlthema. Daraus wird klar erkennbar, daß 
für eine Partei — die eine nationale Zielsetzung 
in den Vordergrund ihrer Argumentation stellt 
— mindestens bei dieser Wahl die Margen ver- 
hältnismäßig schmal waren." 

Auch die selbstgestellte Frage, ob die Thematik der 
NPD-Wahlaussage entsprechend diesen Wählervor- 
stellungen hätte stärker auf wirtschaftspolitische 
Aussagen konzentriert werden müssen, wird in dem 
Artikel mit der Feststellung verneint: „Eine Partei, 
betont national-konservativer Prägung wie die NPD, 
kann sich ihrem Wähler nicht als Wirtschaftspartei 
präsentieren." 

Unter der Zwischenüberschrift „Angstneurose be- 
stimmte das Ergebnis" heißt es in dem Artikel in 
Fettdruck weiter: „Die Wahlen vom 28. September 
1969 waren in ihrem Ergebnis von einer regelrech- 
ten Angstneurose bestimmt, die bewußt künstlich 
erzeugt wurde: 

Angst um die Währung 
Angst vor höheren Preisen 
Angst um unser Ansehen 
Angst um den Export 
Angst um den Arbeitsplatz 
Angst um Ruhe und Frieden 
Angst vor der SPD 
Angst vor den Kommunisten." 

Daneben spielte bei der Bundestagswahl 1969 sicher- 
lich auch die von der SPD und FDP propagierte 
Wachablösung eine nicht unbedeutende Rolle. Ist 
das schlechte Ergebnis für die ADF u. a. darauf zu- 
rückzuführen, daß die linksextremistischen Kräfte, 
z. B. die Anhänger der APO, des SDS, des Republi- 
kanischen Klubs und andere, die SPD wählten, um 
die CDU/CSU nach 20jähriger Regierungsbeteiligung 
von der Regierungsverantwortung auszuschließen, 
so kann auch die Erklärung des Parteivorsitzenden 
der NPD im Spiegel-Interview vom 6. Oktober 1969 
(Der SPIEGEL Nr. 41/1969, Seite 46) als im wesent- 
lichen zutreffend angesehen werden, wenn er er- 
klärte: „Dann kam die Erklärung von Scheel, die 
FDP werde mit der SPD Zusammengehen. Das hat 


unendlich viele Wähler veranlaßt, doch CDU zu 
wählen, die CDU als größeren Sicherheitsfaktor' ge- 
genüber der drohenden Machtübernahme der SPD." 

Ergibt sich bereits aus diesen NPD-Stimmen, daß 
sie selbst die Nichtüberschreitung der Fünfprozent- 
Klausel nicht der angeblichen oder tatsächlichen 
Wahlbehinderung, sondern dem allgemeinen Trend 
zuschreiben, so kann auch der Hinweis auf das er- 
heblich bessere Abschneiden der NPD bei den vor- 
angegangenen Landtagswahlen nicht durchgreifen. 
Sieht man einmal davon ab, daß kleinere Parteien 
bei den früheren Landtagswahlen grundsätzlich bes- 
ser abgeschnitten haben als bei Bundestagswahlen, 
so muß hinsichtlich der NPD darauf verwiesen wer- 
den, daß sie sich bei den Landtagswahlen 1969 im 
volksreichsten Bundesland Nordrhein-Westfalen 
überhaupt nicht an der Wahl beteiligte. Das bedeu- 
tet nicht zuletzt, daß sie sich nur dort zur Wahl 
stellte, wo sie überzeugt war, wenigstens in etwa 
Aussicht auf Erfolg zu haben. 

Wenn die NPD bei der Wahl zur Hamburgischen 
Bürgerschaft am 27. März 1966 nur 3,9 °/o der gülti- 
gen Stimmen erreichte, ihr jedoch Ende 1966 der 
Sprung in zwei deutsche Landtage (Hessen mit 

7.9 °/o, Bayern mit 7,4 °/o) gelang und sie im darauf- 
folgenden Jahr in vier weitere Landtage einzog 
(Schleswig-Holstein mit 5,8 °/o, Rheinland-Pfalz mit 

6.9 °/o, Niedersachsen mit 7 °/o und Bremen mit 
8,8 %), so kann dieser für die NPD scheinbar gün- 
stige Trend nur im Zusammenhang mit der jewei- 
ligen allgemeinen politischen Situation zum Zeit- 
punkt der Landtagswahlen gesehen werden. Die 
Bildung der Großen Koalition im Bundestag war für 
viele rechts- und linksradikale Gruppen der Beginn 
gesteigerter Aktionen und Demonstrationen. Der 
Verdruß gegen die Regierungsneubildung wurde im 
wesentlichen getragen von der Behauptung, nun- 
mehr gebe es im Bundestag keine Opposition mehr. 
Die Aktionen der außenparlamentarischen Opposi- 
tion fanden ihren Höhepunkt nach dem Attentat auf 
Rudi Dutschke und während der Auseinanderset- 
zung um das Notstandsgesetz sowie in den Aktio- 
nen gegen den Springer-Konzern. Den durch die 
Demonstrationen — und in ihrem Gefolge Krawalle 
und Verwüstungen — verunsicherten Wählern ver- 
suchte sich die NPD als Partei anzubieten, die 
„Sicherheit und Ordnung" versprach. Hinzu kamen 
verbreitet pessimistische wirtschaftliche Erwartun- 
gen, die erfahrungsgemäß den Anteil der NPD-Wäh- 
ler ansteigen lassen (vgl. K. Liepelt, Anhänger der 
neuen Rechtspartei, Ein Beitrag zur Diskussion über 
das Wählerreservoir der NPD, in: BVS 1967, Seite 
237 ff.; Kevenhörster, Die Wähler der NPD heute, in: 
Die neue Ordnung 1969, Seite 335 f.). Auf Grund die- 
ser Situation erhielt die NPD bei den genannten 
Landtagswahlen eine aus mindestens zwei Kompo- 
nenten gespeiste „Krisenprämie". 

Lassen somit die Ergebnisse der vorangehenden 
Landtagswahlen keinen Vergleich mit der Bundes- 
tagswahl zu, kann neben der Feststellung, daß bei 
Landtagswahlen der Wähler eher geneigt ist, einer 
kleinen Partei seine Stimme zu geben, auch darauf 
hingewiesen werden, daß die NPD gerade in den 
Bundesländern ihre größten Stimmverluste gegen- 
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über den vorangegangenen Landtagswahlen zu ver- 
zeichnen hatte, in denen sie im Landtag vertreten 
war, also ihr Programm parlamentarisch vertreten 
konnte, während sie im größten Bundesland Nord- 
rhein-Westfalen, in dem sie im Landtag nicht vertre- 
ten war, immer von 1,1 auf 3,1 °/o der Stimmen an- 
stieg. 

Reichen somit die vom Ausschuß festgestellten bzw. 
unterstellten einzelnen Wahlfehler nicht aus, den 
Wahleinspruch zu begründen, so sind sie auch in 
ihrer Gesamtheit nicht geeignet, dem Einspruch zum 
Erfolg zu verhelfen. 

Auch der Hinweis auf das Wahlprüfungsgesetz, in 
dem die Zusammensetzung des Wahlprüfungsaus- 
schusses geregelt ist, kann den Einspruch nicht be- 
gründen. Es ist nicht Aufgabe der Wahlprüfung, Ge- 
setze auf ihre Verfassungsmäßigkeit oder Prakti- 
kabilität zu überprüfen. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfang zurück- 
zuweisen. 

Entsprechend seiner Praxis hat der Ausschuß je- 
doch beschlossen, den Bundesminister des Innern zu 
ersuchen, im Zusammenwirken mit den zuständigen 
Landesbehörden dafür Sorge zu tragen, daß sich bei 
künftigen Wahlen ähnliche Wahlfehler nicht wieder- 
holen, und darauf hinzuwirken, daß auch bereits 
der Anschein eines Wahlfehlers vermieden wird. 


IV. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 19 Abs. 1 WPG. 
Mit dieser Bestimmung, die auf Anregung des Wahl- 
prüfungsausschusses in der 4. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages in das Wahlprüfungsgesetz 
aufgenommen wurde, soll ermöglicht werden, Wahl- 
berechtigten oder Gruppen von Wahlberechtigten, 
die in nichtamtlicher Eigenschaft (vgl. § 2 Abs. 2 


WPG) Einspruch einlegen, die notwendigen Aus- 
lagen zu erstatten, wenn dem Einspruch stattgege- 
ben oder er nur deshalb zurückgewiesen wird, weil 
der geltend gemachte Mangel keinen Einfluß auf das 
Wahlergebnis gehabt hat. Die Bestimmung des § 19 
Abs. 1 WPG muß als Anpassung an die dargelegte 
Entscheidungspraxis des Deutschen Bundestages an- 
gesehen werden, nach der Wahlfehler nur dann als 
erheblich zu werten sind, wenn sie für die Sitzver- 
teilung im Deutschen Bundestag von Einfluß gewe- 
sen sind oder sein konnten. 

Auf Grund der im Tatbestand niedergelegten Fest- 
stellungen hat der Ausschuß beschlossen, den Ein- 
spruchsführern 2/11 der notwendigen Auslagen zu 
erstatten. Bei diesem Beschluß hatte der Ausschuß 
davon auszugehen, daß sich das in 11 Punkten zu- 
sammengefaßte Vorbringen der Einspruchsführer 
zur Begründung des Einspruchs in neun Punkten als 
nicht stichhaltig erwies, während in zwei Punkten 

— „Saalabtreibung" und „Störung von Wahlveran- 
staltungen" — der Einspruch nur deshalb zurück- 
zuweisen war, weil diese teilweise festgestellten, 
teilweise unterstellten Wahlfehler keinen Einfluß 
auf das Wahlergebnis zum 6. Deutschen Bundestag 
gehabt haben. 

V. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als An- 
lage beigefügt ist, unter den dort genannten Voraus- 
setzungen Beschwerde beim Bundesverfassungsge- 
richt erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats 
seit der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht ein- 

gegangen sein. 
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